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Mit diesem Band setzt 
Eichberg die Diskussion 
um die nationale Frage 
der Deutschen fort, die er 
1978 mit dem Band »Na- 
tionale Identität« mit ange- 
regt hatte. Seine Thesen 
sind provozierend und 
wenden sich gegen so 
manches rechte Mißver- 
ständnis. Er setzt nationale 
Identität gegen das macht- 
— staatliche Interesse, das 
w<g 5-0»— Volkliche definiert er als 

demokratisch und emanzi- 
patorisch. Zugleich sind 

seine kulturrelativistischen Überlegungen ein engagiertes Plä- 
doyer für die Abkoppelung der Völker und Regionen von multi- 
nationalen Großstrukturen. 
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Andreas Zimmer 

Frlodensvertrige Im 
Völkerrecht 

»Erörtert wird ein breites 
Spektrum von Bestimmun- 
gen, das von Amnestie- 
klauseln über 

Gebietsabtretungen bis hin 
zur Wiederanwendung von 
Vorkriegsverträgen reicht. 
Der Verfasser geht dabei 
auch auf die grundsätzli- 
che Frage ein, inwieweit 
der vom Siegerstaat ge- 
genüber den Besiegten 
ausgeübte Vertragsschluß- 
zwang völkerrechtlichen 
Bedenken unterliegt.« 

Prof. Dr. Eckart Klein 



Obwohl als Dissertation verfaßt, gibt diese Arbeit auch dem juri- 
stisch Ungeschulten eine wertvolle völkerrechtliche Verständ- 
nishilfe. 
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Das Stigma 
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Sieghard Pohl 



Paulus Buscher, Jahrgang 
1928, Sohn eines SS- 
Mannes, wurde 1936 in ei- 
ne illegale dj.l.ll-Horte ge- 
keilt, wofür er mit Schul- 
relegation und Lagerhaft 
zu büßen hatte. Er nahm 
am Kampf der (echten) 
Edelweiß-Piraten gegen 
den Hitler-Staat teil und 
seziert als Zeitzeuge, wa- 
rum »linke« Historiker den 
antinationalsozialistischen 
Widerstand der Bündi- 
schen Jugend entweder 
leugnen oder kriminali- 
sieren. 

Ein autobiografisches Stück Heimatkunde in großartigen 
Sprachbildern. 



Sieghard Pohl 
»extra muros« 

Kurzprosa, Grafik, 
Malerei, Objekte 






Verlag Siegfried Hublics 



Ö Der durch zahlreiche Ein- 
zelausstellungen und Aus- 
stellungsbeteiligungen Im 
In- und Ausland bekannte 
Maler Sieghard Pohl ver- 
öffentlicht in diesem Buch 
erstmals Kostproben sei- 
ner Kurzprosa. In einer 
phantastisch-skurrilen Er- 
zählweise verarbeitet Pohl 
Erfahrungen seines Le- 
bens in der DDR. Die 
geschilderten alltäglichen 
Absurditäten gewinnen 
dort, wo sie den Wider- 
sinn staatlicher Macht karikieren, eine über die DDR-Erfahrun- 
gen hinausweisende Bedeutung. Ein ästhetisches Erlebnis. 
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Otto St»»., Diese B|ographje ^ 

Strassers, neben seinem 
Bruder Gregor sicherlich 
der gefährlichste Gegner 
Hitlers aus den Reihen 
des Nationalsozialismus, 
schließt eine zeitgeschicht- 
liche Lücke Zu lange galt 
vielen die Opposition ge 
gen Hitler, die sich aus 
den Reihen der alten 
— Kampfgenossen bildete 
als moralisch diskreditiert. Bartschs Strasser-Biographie macht 
diese Zeit verstehbarer. Er zeichnet die Lebenslinie Otto Stras- 
sers, des theoretischen Kopfs der früheren NSDAP, in einer le- 
bendigen und spannenden Erzählweise nach. 
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des Lebens in der DDR 
müsse der Kultur gelten, 
hatte einst der Arbeiter- 
schriftsteller Hannes 
Marchwitza, Aushänge- 
I schild des »ersten Arbei- 
ter- und Bauernstaats aui 
( deutschem Boden« getor- 
I dert Hans Dietrich Lind- 
I stedt. selbst lange Jahre 
[ Kandidat des Deutschen 
I Schriftstellerverbands und 
mit den Verhältnissen in 

der DDR intim vertraut, widmet seine Erinnerungen an Jahre 
der Hoffnung und Enttäuschung mitteldeutschen Schriftstellern. 
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Editorial 



Adrien Finck 

DENN IN BABEL BEGANN DIE FREIHEIT 

Hier irrte der gott 

der uns zu strafen glaubte 

denn in babel begann die freiheit 

anders zu sprechen 

anders zu sein 

so verträume dich nicht 

zurück zu der Einen 

der spräche vor den sprachen 

der allein selig machenden 

Sprache der gleichschaltung 

denn in babel begann die freiheit 

zum herrscher zu sagen 

der dich bedrängt: 

ich verstehe dich nicht 

du sprichst nicht meine spräche 

ich gehöre dir nicht 

Der gigantomanisch-männliche Frevel, alles Machbare 
auch zu machen und jedes menschliche Maß zu verlie- 
ren, wie er sich im himmelstürmenden Tlirmbau zu 
Babel versinnbildlicht, hat die Jahrtausende überdau- 
ert. Mit dem Zerfall des jugoslawischen Zwangsstaates 
drängt die biblische Sturz-Metapher zur Realität. Als 
das slowenische und kroatische Parlament die staat- 
liche Unabhängigkeit ihrer 
Völker erklärten, offenbarte 
sich eine seltsame Allianz 
zwischen Vertretern der alten 
jugoslawischen Ordnung und 
dem EG-Apparat. Nach an- 
fänglich lähmendem Entset- 
zen durchzog bald wilde 
Aufgeregtheit die Reihen der 
EG-Außenminister. In selte- 
ner Einmütigkeit beschloß 
man, dieser „gefährlichen 
Tfendenz“ einer „Balkanisie- 
rung“ entgegenzutreten. 

Selbst der Außenminister Lu- 
xemburgs meinte, vor der Ge- 
fahr der aufkommenden 
Kleinstaaterei warnen zu 
müssen. Südtiroler, Iren, Bas- 
ken, Bretonen und Korsen werden die zentralstaats- 
orientierten und multinationalen Motive der „west- 
lichen Wertegemeinschaft“ als gegen ihr ureigenes 
Selbstbestimmungsstreben gerichtet einzuordnen wis- 
sen. Alle Analysen der EG-Technokraten mündeten in 
die Einschätzung, die neuen Staaten Slowenien und 
Kroatien seien nicht „lebensfähig“, gerade so, als ge- 
nügte die Definitionsmacht von eigenen Gnaden, per 
Plan und Dekret festlegen zu können, von welchem 
Punkt an Selbstbestimmung Sinn mache. 

So ganz ohne Tradition ist dieses Denken nicht: „Völ- 



ker, die nie eine eigene Geschichte gehabt haben, die 
von dem Augenblick an, wo sie die erste roheste Zivi- 
lisationsstufe ersteigen, schon unter fremde Botmäßig- 
keit kommen, oder die erst durch ein fremdes Joch in 
die erste Stufe der Zivilisation hineingezwungen wer- 
den, haben keine Lebensfähigkeit, werden nie zu 
irgendeiner Selbständigkeit kommen können. — Und 
das ist das Geschick der österreichischen Slawen gewe- 
sen ...“ — so bereits Friedrich Engels 1848 in seinem 
geschichtsphilosophischen Versuch, historische Bedin- 
gungen für eine staatliche Selbständigkeit zu benen- 
nen. Den Slawen der damaligen Habsburg-Monarchie 
stehe als „Völkern ohne Geschichte“ kein Recht auf 
Eigenstaatlichkeit zu. Als Prüfstein der Stärke und Le- 
bensfähigkeit einer wirklichen „Nation“ sah Engels 
die Fähigkeit, fremde Völker zu assimilieren. Es gelte, 
die gesellschaftliche Entwicklung nicht aufzuhalten, 
sondern sie vorwärts zu treiben. Die „Aufgabe der 
Geschichte“ sei die Aufhebung jeglichen Partikularis- 
mus und die Verschmelzung der europäischen Mensch- 
heit zu immer größeren politischen und ökonomischen 
Einheiten. Alles, was die Tendenz zur Zentralisierung 
behinderte, mußte als „reaktionär“ und „antihisto- 
risch“ zurückgewiesen werden. 

Bis in den Gleichlaut der Begriffswahl hinein offen- 
bart sich hier bis heute der 
Grundkonflikt der Moderne: 
Zentralisation und Konzen- 
tration von Macht auf der 
einen Seite und eine — wie 
immer man sie bezeich- 
nen möge — reale Gegen- 
tendenz, die sich dem Prozeß 
zunehmender Gleichschaltung 
und Egalisierung widersetzt, 
ln der Architektur der 
machtorientierten, den Maxi- 
men kapitalistischer Verwer- 
tungsstrategien unterworfenen 
EG ist kein Raum für natio- 
nale Identitäten, deren Un- 
kalkulierbarkeiten und Nicht- 
käuflichkeiten systemwidrig 
erscheinen. Daß die nationale 
Frage derart quer zur Zeit liegt und sich jeder Diszi- 
plinierung von außen entzieht, legt zugleich aber ihren 
bisher zu wenig beachteten libertären und radikal- 
demokratischen Kern frei. 

Nationalismen in Europa — das sind heute Wege zu 
einer politischen Geometrie der Bescheidenheit, Selbst- 
begrenzung und Dezentrierung. Dagegen läßt die Feti- 
schisierung des „Grenzenlosen“ in der Propaganda der 
EG die Ahnung von einer ökonomischen und macht- 
politischen Hybris aufkommen, die in eine apokalypti- 
sche Katastrophe führen könnte. 




Pieter Breughel d. Ältere, Der TUrmbau zu Babel. Gemälde 1563 
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Henning Eichberg 

»Eingegrabene Spuren« 

Oder: Die deutsche Identität, gegen den westlichen Strich gebürstet 



Der sogenannte Historiker- 
streit war enttäuschend: 
„Unks" und „ rechts " waren 
sich wieder einig im Primat 
der Westorientierung, ob 
Habermas oder Nolte. Beide 
Seiten schoben die Industrie 
von Auschwitz von sich 
weg, als sei sie gar nicht 
westlich gewesen, eigentlich 
„asiatisch". 




»Nach wie vor gibt es die einfache Tatsache, daß auch die Nachgeborenen in einer 
Lebensform aufgewachsen sind, in der das möglich war. Mit jenem Lebenszusam- 
menhang, in dem Auschwitz möglich war, ist unser eigenes Leben nicht etwa durch 
kontingente Umstände, sondern innerlich verknüpft. Unsere Lebensform ist mit der 
Lebensform unserer Eltern und Großeltern verbunden durch ein schwer entwirrbares 
Geflecht von familialen. örtlichen, politischen, auch intellektuellen Überlieferungen — 
durch ein geschichtliches Milieu also, das uns erst zu dem gemacht hat, was und 
wer wir heute sind. Niemand von uns kann sich aus diesem Milieu herausstehlen, 
weil mit ihm unsere Identität, sowohl als Individuum wie als Deutsche unauflöslich 
verwoben ist. Das reicht von der Mimik und der körperlichen Geste über die Spra- 
che bis in die kapillarischen Verästelungen des intellektuellen Habitus. Als könnte ich 
beispielsweise, wenn ich an ausländischen Universitäten lehre, je die Mentalität ver- 
leugnen, in die die Spuren der deutschen Denkbewegungen von Kant bis Marx und 
Max Weber eingegraben sind. »Wir müssen also zu unseren Traditionen stehen, 
wenn wir uns nicht selbst verleugnen wollen.« (Habermas 1986 II) 

Der sogenannte Historikerstreit war enttäuschend. Er hat durch ein Scheingefecht 
zwischen zwei im politischen Kern deckungsgleichen Positionen das intellektuelle 
Gespräch in Westdeutschland zurückgeboxt bis auf das Niveau der Adenauerzeit. 
»Links« und »rechts« waren sich wieder einig im Primat der Westorientierung, ob Ha- 
bermas oder Nolte. Beide Seiten schoben die Industrie von Auschwitz von sich weg, 
als sei sie gar nicht westlich gewesen, eigentlich »asiatisch«. Beide, »links« und 
»rechts«, bezogen sich auf den bestehenden Staat als Identifikationsrahmen, BRD- 
und Verfassungspatriotismus. Innerhalb dieses engen Rahmens tobten lediglich die 
intellektuellen Verteilungskämpfe unter Beschwörung von Vergangenheitsfragen. Der 
Gewinn, den die neue Linke der neunzehnhundertsiebziger Jahre unter dem Stich- 
wort »Die Linke und die nationale Frage« erbracht hatte (Brandt/Ammon 1981), 
schien vergessen und verschüttet. Eine »dritte Position« auf der Grundlage der neu- 
en sozialen Bewegungen (deren Diskussion dies eben nicht war) ließ sich nicht er- 
blicken. Alles Systemtranszendierende war dem Denken ausgeblasen. Was blieb, 
war Verteidigung (der westlichen Werte, des angeblichen antifaschistischen Kon- 
sens ...), waren Museumsfragen, war die Wiederaufrichtung uralter Parteigrenzmar- 
kierungen in der westdeutschen Landschaft. 

Das war enttäuschend. Oder genauer: es hätte enttäuschend ausgehen können, 
wenn es da nicht jene einleitend zitierte Beobachtung von Habermas gegeben hätte. 
An dieser Stelle nämlich — und vielleicht im Verlaufe des ganzen Historikerstreits nur 
an dieser Stelle — wurde die pompöse Abgehobenheit von historiographischer 
Deutung und hoher Politik durchbrochen. Deutsche Identität, so wurde da blitzartig 
erhellt, das hat etwas mit Lebenszusammenhang zu tun. mit meinem Leben, mit un- 
serem Zusammenhang. Eingegrabene Spuren in meiner Sprache, in meinem Den- 
ken. in meiner alltäglichen Körperlichkeit verbinden mich unterirdisch mit einem 
Kollektiv. Habitus und Geschichte, Geste und Milieu — da sind wir selbst. Und das 
schließt immer und für alle Zukunft der Deutschen auch Auschwitz ein. Darum kön- 
nen wir uns nicht wegstehlen, nie 

Über einen Aufschrei, der hätte kommen müssen 

ln dem Zusammenhang, in dem diese Bemerkung fiel, war sie eine Sensation, Sie 
hätte alarmieren müssen, gerade die liberal-sozialen Anhänger der Habermas- 
Position. Der Aufschrei geschah nicht. Ihm ist darum hier nachzuhelfen. Und zwar 
gerade darum, weil die Bemerkung weit über die spezielle deutsche Situation hinaus 
weist. Sie beleuchtet, worum es bei der kollektiven Identität überhaupt geht. 

Was war hier das Sensationelle an der Bemerkung von Habermas? Zum einen: 
Sie lag quer zu seinem eigenen politischen Credo. Zum zweiten: Sie verkehrte die 
Fronten von »rechts« und »links«. Zum dritten: Sie befand sich in eklatantem Wider- 
spruch zu Habermas' eigener Identitätstheorie und damit zum »westlichen« Selbst- 
verständnia 

Zum ersten: Habermas’ politische Identifikation ist der Staat BRD. Ihm wünscht er 
einen »Verfassungspatriotismus« (1986 I) oder doch wenigstens, nachdem er dafür 
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gescholten wurde und sich nicht mehr traute, eine an die genuin »westliche Tradi- 
tion« angehängte kommunikative Identität (1987). Nicht im Nationalen und Deut- 
schen seien wir zu Hause, sondern im — reflektierten — Umgang mit diesem Staat. 

— »We Germans are today debating the questions of how we want to understand 
ourselves as citizens of the Federal Republic« — mit diesem Satz faßte Habermas 
(1987) vor einem dänischen Publikum seine politische Bezogenheit zusammen — 
und deren Dilemma. »We Germans«? Welcher Deutsche debattiert denn ernsthaft 
ein solches Selbstverständnis? Auch »wir Deutschen« in Dänemark — und be- 
kanntlich gibt es hier eine größere Volksgruppe — haben wirklich anderes zu tun, 
als uns den Kopf über Habermas' Staat zu zerbrechen. Und sogar weite Kreise der 
Westdeutschen — insbesondere der jüngeren Generation, im grün-alternativen 
Spektrum und in den neuen sozialen Bewegungen — sind weit davon entfernt, 
eine solche Zumutung zu diskutieren: Wie man nämlich über die (notgedrungene) 
Mitgliedschaft in jedem Staat hinaus »sich als dessen Bürger verstehen« solle. Ihn 
vielleicht gar lieben? 

In Kopenhagen demonstrierte Habermas, daß er politisch nicht weiß, wer »wir 
Deutschen« sind. In jenem Satz von den »eingegrabenen Spuren« hingegen be- 
zeichnete er es. Das ist der Widerspruch. Deutsch ist unsere Betroffenheit, nicht 
unsere Staatlichkeit. 

Zum zweiten: Herkömmlicherweise wird es so dargestellt, als stehe »die Rechte« 
für die nationale Identität und »die Linke« für die Distanzierung davon. Oft genug 
ist zwar das Gegenteil dokumentiert worden (Brandt/Ammon 1981); dennoch steht 
der Stereotyp unberührt und wasserdicht. Gerade der Historikerstreit, so schien es 
ja. hat ihn bestätigt. Hat er? 

Der Satz von den »eingegrabenen Spuren« macht sichtbar, daß es sich im Kern 
der Sache genau umgekehrt verhält. Die rechte Intellektuellenphalanx war es, die 

— mit Nolte — die »Befreiung von der Tyrannei des kollektivistischen Denkens« for- 
derte. Die »Gnade der späten Geburt« sollte ja die Entlassung aus jenem kollekti- 
ven Zusammenhang sein: endlich frei und einzeln und ganz neu. Dagegen nun 
Habermas von links her: Unsere deutsche Identität ist unauflöslich. 

Der Zusammenbruch einer vernünftigen Theorie 

Zum dritten: In seiner Hegelpreis-Rede von 1977 hatte Habermas seinen Theorie- 
entwurf in der Frage niedergelegt, ob »komplexe Gesellschaften eine vernünftige 
Identität ausbilden« können. Sie lief darauf hinaus, eine nationale Identität auszu- 
schließen: im Namen des Fortschritts und der westlichen Vernunft. 

Habermas postulierte damals drei Begriffe von Identität: die individuelle, die 
kollektiv-inhaltliche und die kommunikative Identität. Seinen Ausgangspunkt nahm 
er bei der individuellen Ich-Identität des Einzelmenschens, die er von der »natürli- 
chen Identität« des Kindes über die »Rollenidentität« des Heranwachsenden zur 
»vernünftigen Ich-Identität« der Erwachsenen hinüberleitete. Das war fein evolutio- 
nistisch, pädagogisch und ungeheuer »vernünftig« gedacht und entsprach damit 
der amerikanischen Entstellung und Kolonialisierung von Erik H. Eriksons Identi- 
tätspsychologie. (Davon unten mehr). 

Zugleich waren ihm jedoch die Grenzen des individuellen Identitätsbegriffs klar. 
»Eine die individuelle Lebensgeschichten übergreifende Identität der Gruppe ist 
Bedingung für die Identität.« Und: »Eine Identität des Ich kann sich nur an der 
übergreifenden Identität einer Gruppe ausbilden.« — Wie kann eine solche kollekti- 
ve Identität aber aussehen? Traditionellerweise sei kollektive Identität etwas, das in- 
haltlich festgeschrieben sei: nationale Identität zum Beispiel (der er die Partei- 
identität an die Seite stellte). Die nationale Identität — die er fälschlich auf den Na- 
tionalstaat zurückführte — sei heute jedoch durch den Faschismus entwertet (wie 
die parteiliche Identität durch den Stalinismus). 

Damit werde aber der Raum frei für eine weitere, eine dritte Identitätsform, die 
nun endlich »vernünftig« sei: eine kommunikative, sich aus den Diskursen freier 
Bürger — so Habermas’ Utopie — entwickelnde kollektive Identität neuen Typs. — 
Diese etwas blutleere Konstruktion erläuterte er damals am Beispiel der Curriculu- 
mentwicklung, die sich statt aus der Tradition oder aus der Planung nunmehr aus 
der Kommunikation freier Individuen ergebe. Wer lacht da? Das Beispiel dürfte 
heute nicht einmal für Habermas mehr brauchbar sein, eine andere, vernünftige 

— curriculare? — Identität zu illustrieren. Schnee der siebziger Jahre! 

Wie auch immer: Vergleicht man den eingangs zitierten Identitätsbegriff der »ein- 
gegrabenen Spuren« von 1986 — körperliche Gestik, geschichtliches Milieu, »wir 
als Deutsche« — mit der Theorie von 1974, so wird der Bruch deutlich. Das Deut- 



Die rechte Intellektuellen- 
phalanx war es, die — mit 
Nolte — die ,, Befreiung von 
der Tyrannei des kollektivisti- 
schen Denkens“ forderte. 
Die ,, Gnade der späten 
Geburt“ sollte ja die Ent- 
lassung aus jenem kollekti- 
ven Zusammenhang sein: 
endlich frei und einzeln und 
ganz neu. 




Wolfgang Mattheuer: „Alptraum" 
(1982) 




Wolfgang Mattheuer: 
„Erschrecken“ (1977) 
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Die Unterwerfung der Sioux, die 
ökonomische Enteignung durch die 
Büffelvernichtung, die zwangsweise 
weiße Erziehung, all das traf die 
Sioux als Nation ins Innerste. 



Das ,, Paradies der Oralität" 
zwischen Mutter und Kind, 
das Leitbild des großzügigen 
Weggebens von Eigentum, 
der Ausschluß des Der-sein- 
Geld-für-sich-behält, der 
Sonnentanz und die Visions- 
suche. Zwischen Geschichte 
und Kleinkindsozialisation 
entfaltet sich: Identität. 




Käthe Kollwitz: „Korn für die Saat 
darf nicht gemahlen werden “ 
(Lithographie, 1947) 



sehe als Lebenszusammenhang ist weder individuelle Identität noch nationalstaat- 
lich vorgegebene Identität, noch auch hat es etwas mit Habermas' bürgerlich-auf- 
klärerischer Utopie von der kommunikativen Identität zu tun. Denn Auschwitz ist 
eben nicht wegzudiskutieren aus der deutschen Geschichte. Wie frei und vernünf- 
tig die aufgeklärten Individuen auch immer — nach seiner Theorie — miteinander 
konversieren: hier ist etwas »festgeschrieben«. Und ebensowenig sind jene Le- 
bensformen. die eingegrabenen Denkbewegungen, die weit in die Geschichte zu- 
rückreichen, frei verfügbar oder diskursiv nach Belieben auflöslich oder umstellbar. 

Nein, die Theorie von 1974 hat nicht gehalten. Der Satz von 1986 über »unsere 
Identität als Deutsche« hat mehr Wahrheit in sich. 

Dabei ist der Inhalt von Habermas' neuer Feststellung über die Identität nicht 
neu an sich. Hier in Dänemark ist solcher Lebenszusammenhang seit langem als 
»det folkelige« (das Volkliche) thematisiert worden. Das hat seinen Ausgangspunkt 
bei N. S. F. Grundtvig im 19. Jahrhundert, dessen Volksbegriff weiter zu Herder zu- 
rückverfolgt werden kann. »Volkliche Identität« also, die eben nicht national- 
staatliche Identifikation ist. — Genau so — als Milieu, Geschichte und Habitus — 
ist aber auch die »nationale Identität« zu verstehen, wie sie Erik H. Erikson in die 
Sozialpsychologie und Psychoanalyse eingeführt hat, 

Hier ist es nun notwendig, einen Sprung in die Forschungsgeschichte zu tun. 
Denn es gibt wirklich etwas zu entdecken: die seit weit über drei Jahrzehnten be- 
triebene Entstellung und Kolonialisierung der Identitätspsychologie. 

Erikson: Die Psychoanalyse nationaler Identitäten 

Die Identitätsthematik entfaltete Erikson erstmals in »Childhood and Society« 1950. 
Wovon handelt diese Studie, die bis heute der Klassiker in diesem Feld geblieben 
ist? Sie handelt von den — historischen und individuellen — Ausformungen kollekti- 
ver Identitäten, wie sie in der therapeutischen Praxis dem Psychoanalytiker in der 
Form von Störungen entgegentreten. 

Den Ausgangspunkt nahm Erikson bei der nationalen Identität der Oglala-Sioux, 
in deren Reservat Pine Ridge (South Dakota) er 1938 seine Feldforschungen be- 
gonnen hatte. Im Spannungsfeld zwischen dem mütterlichen, entspannten Um- 
gang mit dem Kleinkind und der kolonialen Unterwerfungsgeschichte entdeckte 
er: Zwischen dem Denken und Handeln des einzelnen, seiner Störung und Norma- 
lität einerseits und seiner »nationalen« Geschichte andererseits gibt es einen unter- 
irdischen Zusammenhang. Die Unterwerfung der Sioux, die ökonomische Enteig- 
nung durch die Büffelvernichtung, die zwangsweise weiße Erziehung, all das traf 
die Sioux als »Nation« ins Innerste. Aber es stieß zugleich auf einen sozialen Zu- 
sammenhalt. der dadurch nicht nur gefährdet, sondern auch zu neuer Entfaltung 
gebracht wurde: das »Paradies der Oralität« zwischen Mutter und Kind, das Leit- 
bild des großzügigen Weggebens von Eigentum, der Ausschluß des Der-sein- 
Geld-für-sich-behält, der Sonnentanz und die Visionssuche. Zwischen Geschichte 
und Kleinkindsozialisation entfaltete sich: Identität. 

In einer kontrastierenden Vergleichsstudie ging Erikson dann die Sozialisation 
und Identitätsbildung der Yurok durch. Er warnte davor, dieses Indianervolk auf- 
grund seiner Verhaltensmuster als »anal« zu bezeichnen. Denn dieser psychoana- 
lytische Begriff stamme aus dem Repertoire der weißamerikanischen Mittelschicht 
und werde der Kulturrelativität des Phänomens und der historischen Dynamik des 
bei den Yurok zu beobachtenden Identitätsprozesse nicht gerecht. — Weiter folg- 
ten Überlegungen zur amerikanischen Identität, wobei die »morn«, die dominante, 
kalte, zurückweisende Mutter eine zentrale Rolle spielte. Ihre historischen Wurzeln 
reichten zurück in die Zeit der Pioniere und der »frontier«; ihre Auswirkungen zeig- 
ten sich in der schizoiden Persönlichkeit, — im »motherless man«, der sein Mutter- 
land (in Europa) verleugnet, im »man without roots«, der statt dessen die »ödipale 
Autokratie der Maschine« entwickelt. — An der »black identity« des Schwarzameri- 
kaners machte Erikson hingegen eine Vielfalt an unterschiedlichen Reaktionsmu- 
stern gegen die weiße Dominanz sichtbar. Das führte dazu, daß »Childhood and 
Society« in den frühen 1960er Jahren zur Standardlektüre der schwarzen Bürger- 
rechtskämpfer (und in den Gefängnissen) wurde. Hier fand der afroamerikanische 
Aufruhr seine Identitätstheorie. 

Weiter führte Erikson seine Beobachtungen am Material der deutschen, der jüdi- 
schen und der russischen Identität. Die deutsche Thematik basierte auf Eriksons 
Arbeit mit deutschen Kriegsgefangenen, letztlich aber auf seinen eigenen Jugend- 
erfahrungen. Durchgeführt wurde sie an der Biographie Hitlers mit ihren Brüchen 
zwischen dem autoritären, staatstreuen Beamten-Vater (Österreich) und der gelieb- 
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ten jungen Mutter (Deutschland). In der deutschen Identitätskrise nach dem Ersten 
Weltkrieg wurde das ödipale Dilemma politisch: »Hitler gelang es. seine eigene Hy- 
sterie auszunutzen.« — Das Judentum geriet in dieser Krise unter die Räder: als 
Opfer von Projektionen und von Kastrationsängsten. Insbesondere der in der Dia- 
sporasituation herausgebildete intellektuelle Relativismus konnte im Falle schwa- 
cher Identitätsausbildung (und die deutsche Identität war schwach, nicht stark ent- 
wickelt) als Bedrohung der eigenen Identität empfunden werden. Was zu hohen 
Kulturleistungen den Unterbau geliefert hatte (das Relativitätstheoretische bei Marx, 
Freud und Einstein), wurde nun zum Einbruchspunkt des Völkermordes. — Zur rus- 
sischen Frage waren Eriksons Untersuchungen am wenigsten durch klinische Fall- 
beispiele abgesichert und am meisten auf historisch-literarisches Material gestützt. 
Hier nahm er eine stalinistische Darstellung der Jugend Gorkis zum Leitfaden. 

Identität, so faßte Erikson das Buch zusammen, ist für die Psychoanalyse der Ge- 
genwart von strategischer Bedeutung: wie seinerzeit, zu Freuds Zeit, die Sexualität. 

Forschungsrezeption als Kolonialisierungsgeschichte 

Das alles war gewagt. Es verriet das Gespür des Künstlers. Und es war bahnbre- 
chend, oder genauer: es hätte bahnbrechend sein können, wenn es verstanden 
worden wäre Tatsächlich wurde es offenbar von schwarzen Bürgerrechtskämpfern 
verstanden. Die amerikanische Forschung jedoch reagierte begeistert am Buch vor- 
bei: Eingefügt in die Fallstudien hatte Erikson nämlich ein Kapitel, in dem er ver- 
suchte. die Identitätsbildung im Reifungsprozeß des Jugendlichen zu veröden. Auf 
drei (von 450) Seiten wurde hier die Identitätskrise einem pubertären Entwicklungs- 
stadium zugeschrieben. Ausgerechnet auf diese drei Seiten in dem im übrigen frag- 
würdigsten Teil von Eriksons Theorie stürzte sich nun die weißamerikanische For- 
schung. Hier konnte sich ihre entwicklungspsychologischen, evolutionstheoretischen 
pädagogischen Muster wiedererkennen. Und schon begann man, psychologische 
Skalen zu konstruieren, um die Identität bzw. Nicht-Identität einzelner Individuen zah- 
lenmäßig zu bestimmen. Der Forschungsprozeß Eriksons. nämlich am klinischen 
Einzelfall das gesellschaftliche Muster einer national-historischen Identitätsproble- 
matik sichtbar zu machen, wurde ins Gegenteil gekehrt: Aus dem kollektiven Iden- 
titätsbegriff wurde jetzt ein Instrument zur Krankerklärung von einzelnen (»psycho- 
genetic loss of personal identity«, »amnesia«). Aus der Identitätsfrage — »Wer sind 
wir eigentlich?« — wurde die Zumessung von »Rollen«. Die amerikanische Welt war 
wieder heil. 

Nicht nur die amerikanische. Im Zuge der Unterwerfung der deutschen Sozial- 
wissenschaften in den fünfziger und sechziger Jahren wurde die Ich-Identitäts- und 
Rollen-Psychologie zusammen mit dem Strukturfunktionalismus (später Systemtheo- 
rie) nach Europa transferiert. Das Ergebnis war nicht mehr wiederzuerkennen. Ha- 
bermas, Dahrendorf und nach ihnen eine ganze Reihe von pädagogischen Funk- 
tionsdenkern überfielen den bei Erikson als lebendig und gesellschaftlich-konkret 
vorgestellten Menschen mit einer Fülle von hochabstrakten Konzepten: »vertikale« 
und »horizontale Identität«, »personale« vs. »soziale Identität«, »gelungene Identitäts- 
bildung« und »Individuierung«, »Autonomie gegenüber sozialen Zwängen« und »Rol- 
le«, »Ego« und »Selbst«, »Als-ob-ldentität« und »Phantomnormalität« ... 

Gemeinsam war alledem, daß dasjenige hinter einem Rauchvorhang verschwand, 
wovon Erikson aufgrund schmerzhafter Erfahrungen der zwanziger, dreißiger und 
vierziger Jahre gesprochen hatte: Sioux identity, American identity, Negro/Black iden- 
tity, German identity, Jewish identity ... national identity. Das Panorama war einge- 
ebnet. Der amerikanische melting-pot war hergestellt, wenigstens im intellektuellen 
Diskurs Westdeutschlands. 

Der äußerste Punkt war dort erreicht, wo ein deutscher Bildungsforscher ein gan- 
zes Buch über Identität vorgeblich auf Eriksons Begriff aufbaute, zum Kern der Sa- 
che aber nur in einer einzigen Fußnote kam: Dort wurde die nationale Identität als 
unbrauchbar abgewiesen (Krappmann, 1971, S.85, Dubiel 1973, Schmidt 1976 u.a.). 

Welchen Denktraditionen damit eine Absage erteilt wurde, wird deutlich, wenn 
man von Erikson einen Schritt weiter zurückgeht, zur Quelle seines Identitätsbegriffs. 
Dieser tauchte nämlich zuerst bei Sigmund Freud auf und zwar an einer (und nur 
an einer) Stelle: 1926 in seiner Ansprache an die Mitglieder des Vereins B'nai B'rith. 
»Daß Sie Juden sind, konnte mir nur erwünscht sein, denn ich war selbst Jude, und 
es war mir immer nicht nur unwürdig, sondern direkt unsinnig erschienen, es zu ver- 
leugnen. Was mich ans Judentum band, war — ich bin schuldig, es zu bekennen 
— nicht der Glaube, auch nicht der nationale Stolz, denn ich war immer ein Ungläu- 
biger, bin ohne Religion erzogen worden, wenn auch nicht ohne Respekt vor den 




Der Erdball in den Krallen Britan- 
niens: „Ein Hundsfott, wer 
schlecht davon denkt!“ 
Französische Karikatur (1899) 




Im Reservat: Zwei presbyterianische 
Missionarinnen besuchen eine 
halbverhungerte alte Indianerin, 
Oklahoma 1898. 



9 



Identität ist nicht individuelle 
Rolle sondern kollektive 
Befindlichkeit; sie ist nicht 
eine Sache des nationalen 
Stolzes und nicht einmal 
Sache des Glaubens, 
sondern eine Basis im 
Seelenleben. 



Gegen welche Denkrich- 
tung wendet sich aber die 
neudeutsche Sei bstameri Io- 
nisierung, die Abweisung 
der Identitätsreflexion als 
einer nationalen? Sie wendet 
sich zunächst gegen ein 
deutsches Erbe, das von 
Herder und Fichte her- 
kommt. Aber das ist nicht al- 
les, vielleicht nicht einmal 
das Primäre. Sie wendet sich 
nämlich speziell und unter- 
gründig, aber massiv, gegen 
unser jüdisches Erbe 



.ethisch' genannten Forderungen der menschlichen Kultur Ein nationales Hochge- 
fühl habe ich, wenn ich dazu neige, zu unterdrücken mich bemüht, als unheilvoll und 
ungerecht, erschreckt durch die warnenden Beispiele der Völker, unter denen wir 
Juden leben. Aber es blieb genug anderes übrig, was die Anziehung des Juden- 
tums und der Juden unwiderstehlich machte, viele dunkle Gefühlsmächte, um so ge- 
waltiger, je weniger sie sich in Worte fassen ließen, ebenso wie die klare Bewußtheit 
der inneren Identität, die Heimlichkeit der gleichen seelischen Konstruktion. Und da- 
zu kam bald die Einsicht, daß ich nur meiner jüdischen Natur die zwei Eigenschaften 
verdankte, die mir auf meinem schwierigen Lebensweg unerläßlich geworden waren. 
Weil ich Jude war, fand ich mich frei von vielen Vorurteilen, die andere im Gebrauch 
ihres Intellekts beschränkten, als Jude war ich dafür vorbereitet, in die Opposition 
zu gehen und auf das Einvernehmen mit der .kompakten Majorität' zu verzichten.« 

Hier kam klar zum Ausdruck, worum es ging (und was später Erikson zur umfas- 
senden Theorie entfaltete): Identität ist nicht individuelle Rolle, sondern kollektive 
Befindlichkeit; sie ist nicht nur die Individuierung eines einzelnen (der Mann Freud), 
sondern jüdische Identität; sie ist dabei nicht etwa eine Sache nationalen Stolzes 
oder der politischen Orientierung (Zionismus) und nicht einmal Sache des Glau- 
bens, der Religion, sondern eine Basis im Seelenleben. 

Ein deutsches, ein jüdisches, ein dänisches Erbe 

Die strukturfunktionalistische Unterwerfung der Identitätspsychologie war mehr als 
ein Wissenschaftsprozeß, mehr als eine Theorie-Mode oder eine methodologische 
Entgleisung. Sie spiegelte vielmehr eine gesellschaftliche Basis: die Kolonialisierung 
jener (heute von Habermas beschworenen) »sehr deutschen Denkbewegung«, die 
Amerikanisierung der deutschen Lebenswelt. 

Diese aber war nicht möglich ohne deutsche Selbstkolonialisierung. Frantz Fanon 
(1961) hatte den Zusammenhang von Kolonialisierung und Selbstkolonialisierung 
aus psychiatrischer Erfahrung heraus für Afrika beschrieben. Für Deutschland sah 
Erikson (1963, S.357) schon frühzeitig das Problem heraufziehen: »Deutschland ist 
nun wiederum geteilt, gegen sein Selbst; die Herausbildung einer deutschen politi- 
schen Identität ist dadurch erneut aufgehalten worden.« 

Gegen welche Denkrichtung wendet sich aber die neudeutsche Selbstamerika- 
nisierung, die Abweisung der Identitätsreflexion als einer nationalen? Sie wendet 
sich zunächst gegen ein deutsches Erbe, das von Herder und Fichte herkommt. 
Aber das ist nicht alles, vielleicht nicht einmal das Primäre. Sie wendet sich nämlich 
speziell und untergründig, aber massiv, gegen unser jüdisches Erbe. Die Einsich- 
ten des Juden Freud und des Juden Erikson (samt denjenigen von Moses Hess, 
Martin Buber, Theodor W. Adorno, Max Horkheimer, Erich Fromm u.v.a.) sollen vom 
Tisch Wenn uns gesagt wird — wenn wir uns sagen: die nationale Identität sei 
keine Frage, so drückt sich darin der neue alte Antisemitismus aus. 

Erikson hat solche nationale und biographische Dimension des Identitätsdiskur- 
ses unverhohlen offengelegt: 

»Ja, wenn jemals eine Identitätskrise im Leben eines Menschen zentral war und 
sich lange hinzog, so war es in meinem. Lassen Sie mich Ihnen einige meiner Mar- 
ginalitätserfahrungen erzählen. Das beginnt damit, daß ich nie meinen Vater ken- 
nenlernte. Meine Eltern waren beide Dänen, aber voneinander getrennt, als ich 
geboren wurde, und meine Mutter zog mich zuerst unter Fremden in Deutschland 
auf. Schließlich heiratete sie einen Kinderarzt, und ich wuchs in Karlsruhe in Baden 
auf. Er war Jude. Ich war blond und hochgewachsen, und die jüdischen Jungen 
gaben mir den Spitznamen ,der Goi'. In der Schule wurde ich ein deutscher Super- 
patriot, um mein Dänentum zu überwinden (die Dänen haben bekanntlich versucht, 
Schleswig-Holstein zu stehlen), und dann fand ich heraus, daß mein Judentum für 
die Patrioten doch zu viel war und ihr Antisemitismus zu viel für mich. In meinem 
Jünglingsalter war ich krankhaft verletzbar, aber glücklicherweise begabt genug, 
um ein überzeugender Künstler auf Wanderschaft zu werden, damals in Europa al- 
so so eine Art von vorübergehendem Beatnik. Und ich wanderte. in den Schwarz- 
wald, in die Alpen und nach Norditalien. [...] Sie haben mich ganz richtig nach dem 
jüdischen Teil meines Hintergrunds gefragt als eine Identitätsfrage: Die Familie mei- 
ner Mutter war jüdisch, aber in Dänemark sind Taufe und Mischehe seit alters her 
nicht ungewöhnlich, und so war einer meiner Vorfahren (wie sie mir erzählte) Ober- 
rabbiner von Stockholm und ein anderer Kirchenhistoriker und Pastor in H.C. An- 
dersens Heimatstadt. [...] So ist es ganz zutreffend, ich mußte versuchen, mir aus 
meiner Marginalität einen Reim und einen Lebensstil zu machen und aus der Iden- 
titätsverwirrung einen Begriff.« (Coles 1973, S.180— 181) 
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Daraus wird im übrigen deutlich, daß der Identitätsdiskurs möglicherweise nicht 
nur auf ein deutsch-jüdisches Erbe zurückverweist, sondern auch auf ein dänisches. 
Jonathan Schwartz. dem ich selbst die Wiederentdeckung Eriksons verdanke, ist 
diesem Dänentum des Psychoanalytikers weiter nachgegangen. Hat die besonde- 
re Mutter-Kind-Emphatie, die sich durch Eriksons Werk zieht, vielleicht ihren Hinter- 
grund in einer speziellen Prägung der dänischen Identität, in der der große, starke, 
heroische Vater eine auffällig geringere Rolle spielt als alles, was mit Mütterlichkeit 
und Kindlichkeit zu tun hat? »Wir sind ein kleines Land«, ist eine stehende Rede- 
wendung der »dänischen Andersheit«. Klein, das heißt intim, familial, »hyggelig« (ein 
unübersetzbares Wort für: gemütlich), »tryg« (ebenfalls unübersetzbar, etwa: gebor- 
gen). mit nostalgischen Zügen nach H.C. Andersens Märchen und Grundtvigs Lie- 
dern. Daß man Grundtvig neuerdings als gewissermaßen matriarchalischen Denker 
wiederentdeckt, würde ins Bild passen. Und ebenfalls paßt es, daß bei einem so- 
zialpsychologischen Vergleich des Generationskonflikts und der Studentenbewegung 
von 1968 in Dänemark und in Westdeutschland der hohe Rang des Vater-Sohn- 
Konflikts in Deutschland und dessen weitgehende Abwesenheit in der dänischen 
familialen Konfiguration auffiel (Nielsen 1987). Sollten sich also in der dänischen Iden- 
tität matriarchale Züge vergleichsweise deutlicher zeigen, die das Denken der »volk- 
lichen Identität« dort erleichtern, während patriarchalisches Denken in Deutschland 
dem eher im Wege steht? Ist die nationale Identität als volkliche Identität ein ten- 
denziell »matriarchaler« Begriff? 

Daß Jonathan Schwartz, der solche Fragen angestoßen hat, seinerseits in Erik- 
sons Sinne biographisch »marginal« ist, dürfte solche Sensibilität nur bestätigen: Als 
Amerikaner jüdischer Herkunft ist er zu Zeiten des Vietnamkrieges nach Dänemark 
emigriert und hat dort als Kultursoziologe und Aktionsforscher die dänische Um- 
welt vor allem durch die Erfahrungen von — mazedonischen, albanischen, roma- 
jugoslawischen — Arbeitsimmigranten hindurch gesehen. Das ist Grundlage ge- 
nug, dem funktionalistischen Modebegriff »Identität« kritisch zu Leibe zu gehen. 

Ob matriarchale Züge aus dänischer Tradition, Identitätsgespaltenheit und -ge- 
störtheit aus deutschem Erbe oder kultureller Relativismus aus jüdischer Befindlichkeit 
heraus: der Identitätsbegriff erweist gegenwärtig eine historische Dynamik (Bausin- 
ger 1985, 1986). Es sieht so aus, als ob die rollentheoretische Amerikanisierung des 
Identitätsdiskurses der Vergangenheit angehört. Wenn sogar Habermas, der letz- 
te (?) Verteidiger westlichen Systemdenkens, sich auf etwas so »Unklares« wie die 
Identität des Deutschen auf »Lebensform« und ein »schwer entwirrbares Geflecht 
von Überlieferungen« einläßt, so muß etwas entscheidendes geschehen sein. Aber 
was? 

Sieben Thesen zum postfunktionalistischen Identitätsbegriff 

Der Begriff nationaler Identität, genauer: volklicher Identität oder auch im weiteren 
Sinne: kollektiver Identität hat durch die funktionalistischen Entstellungen der fünfzi- 
ger bis siebziger Jahre zugleich an Schärfe gewonnen. Zwar hat Erikson aus gu- 
tem Grund vermieden, ihn zu »definieren« (Coles, 1973, S.82). Aber gerade der 
»westliche« Kolonialisierungsprozeß hat deutlich gemacht, was er nicht ist. Die Be- 
obachtungen zum postfunktionalistischen Identitätsbegriff lassen sich in sieben The- 
sen zusammenfassen (ausführlich: Eichberg 1988): 

1. Identität ist gesellschaftlich bezogen auf einen Gegenbegriff: Entfremdung. 
Beide Bezeichnungen haben eine im späten 18. Jahrhundert einsetzende Philoso- 
phie- und Begriffsgeschichte, die parallel verläuft in ihren Diskontinuitäten, Aufschwün- 
gen und Verdrängungen. Identität ist also kein Universalbegriff, sondern gesell- 
schaftlich-kulturell spezifisch: Ausdruck industriekultureller Entfremdungserfahrun- 
gen. Identität ist damit ein kritischer Begriff. 

2. Identität hat — ebenso wie Entfremdung — eine materielle Basis: körperli- 
che Erfahrung als soziale Sinnlichkeit. Aus der Sicht der Individualpsychologie hat 
man als »Identiale« bestimmt: den Körper, den Namen und die Lebensgeschichte 
(Levita 1965, S.169-178). Das gilt auch für die Identität von Kollektiven. Habermas’ 
Hinweis auf Mimik und körperliche Gestik als Indikator des Lebenszusammenhangs 
ist also mehr als eine aphoristische Bemerkung. Sie ist sicher nicht biologisch zu 
verstehen. Die dazugehörige Körpersoziologie steht allerdings noch aus. 

3. Identität hat Prozeßcharakter. Sie entsteht und verändert sich in historischen 
Abläufen. Schon Erikson (1963, S.285) hat daher unterstrichen, daß der Identitäts- 
begriff einen anderen Assoziationsgehalt hat als der Begriff »Nationalcharakter«, der 
etwas Normatives, Abgeschlossenes und Substantielles meint. Dieser ist statisch, 
jener in Bewegung. 




Die Amerikanisierung der deut- 
schen Lebenswelt ... 




Ein Herz 



cjt _ ajQ miiTin a 




... war nicht möglich ohne deutsche 
Selbstkolonialisierung. 
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Frauen pflanzen Bäume (1983), 
Hermann Waldenburg 



Das Mutterland lebt im Volk 
und seiner Muttersprache 
Diese ist im Unterschied 
zum Staat nicht äußerlich, 
sondern in den Sinnen: als 
Rhythmus, als Schwingung, 
als Sprachkörperlichkeit. 




Preußischer Soldatentanz (1978/79), 
Bernhard Heisig 



4. Identität bezeichnet eine Vielfalt und Komplexität nicht nur nach außen — 
gegenüber anderen Identitäten — , sondern auch im Innern. Insofern ist der Begriff 
belastet durch die Begriffsgeschichte des älteren logisch-philosophischen Termi- 
nus »Identität«, der Eindeutigkeit und Sichselbstgleichheit fordert, das Prinzip vom 
ausgeschlossenen Widerspruch, Die politisch »rechte« Variante will daran anschlie- 
ßen und macht aus der nationalen Identität einen staatlich abzusichernden 
Reinheits- und Eindeutigkeitsbegriff, Im Kontrast dazu ist der psychologische Iden- 
titätsbegriff mit Vielschichtigkeit und innerer Widersprüchlichkeit nicht unvereinbar, 
ja mehr noch: die Vielschichtigkeit macht den Identitätsdiskurs erst möglich. 

5. Der Diskurs über konkrete Identitäten führt nie zu »objektiven« Befunden, 
sondern nur zu relativen. Identität ist ein Verhältnisbegriff. Sie bezeichnet nach in- 
nen ein — unsaturiertes, insofern kritisches — Verhältnis zu sich selbst, meist cha- 
rakterisiert als »Krise von ...« oder »Suche nach ...«. Und nach außen hin ist sie nur 
bestimmbar in Relationen. Was »das Deutsche« oder »danskheden« (das Dänen- 
tum) als solches ist, bleibt nicht thematisierbar, sondern nur z.B. das Deutsche im 
Verhältnis zum Dänischen, zum Amerikanischen, zum Jüdischen, zum Europäi- 
schen oder zum Schwäbischen. 

6. Identität ist nicht geschlechtsneutral. Eriksons Begriff enthielt, wie gezeigt, 
einen Überhang an Mutterorientierung, einen Zug, den Erikson später (1968, Kap, 
VII) noch ausdrücklich verstärkte. Das Patriarchale, Patriotische, Nationalstaatliche 
erschien dabei eher als Krankheitssyndrom — ebenso wie das »mom«-Syndrom in 
der amerikanischen Geschichte. In unseren Tagen taucht dergleichen wieder auf, 
wenn György Konräd (1986) dazu auffordert, statt patriotisch wie bisher zukünftig 
lieber »matriotisch« zu denken. Damit wird angesprochen, was der »Volksmund« 
immer schon gewußt hat: daß da ein geschlechtsspezifischer Unterschied sei zwi- 
schen Vaterland und Mutterland, zwischen Patriotismus und Muttersprache. 

Das Vaterland hat eine Affinität zum Staat, zu Führer und Herrenkult, zu den »Vä- 
tern des Vaterlandes«, zur Zentralität der Hauptstadt und zum Ziehen von Grenzen 
zwecks Herstellung eindeutiger Verhältnisse. Vaterländisch sind Administration und 
Planung, Bemühungen um ökonomische Ressourcen und Hebung der Produktivi- 
tät, Berechnungen in Bruttosozialprodukt und olympischen Medaillenranglisten, 
Einheit und Fortschritt. — Das Mutterland hingegen lebt im Volk und seiner Mutter- 
sprache. Diese ist im Unterschied zum Staat nicht äußerlich, sondern in den Sin- 
nen: als Rhythmus, als Schwingung, als Sprachkörperlichkeit. Die Muttersprache 
ist nicht einheitlich, sondern vielfältig in Dialekten und Provinzen. Sie macht vor den 
staatlichen Grenzen nicht halt und wandert mit dem Vertriebenen ins Exil, Sie kennt 
keine Hauptstadt, sondern macht sogar Metropolen zur Provinz, wo man berlinert 
oder rheinisch spricht oder weanerisch. Sie bewegt sich in fließenden Übergängen 
und unüberschaubaren Veränderungsprozessen, Zwei- und Mehrsprachigkeit ste- 
hen nicht in Widerspruch zur Muttersprache; ohnehin besteht diese selbst aus un- 
terschiedlichen. relationalen und dialektalen Sprachschichten. Dennoch ist sie 
unverwechselbar sie selbst. 

7. Die Identität ist etwas, das stets infrage steht. Die Amerikanisierung der 
Identitätspsychologie hatte auch eine aussagenlogische Seite: aus der Identitäts- 
frage wurde ein Meßverfahren zur Produktion von Aussagen gemacht, zur Feststel- 
lung von Identität in Meßzahlen. Auch alle anderen Versuche westlicher Feststel- 
lungswissenschaft (»Zum deutschen Nationalcharakter gehören die Eigenschaften 
A, B, ...«) führten vom Kern der Sache weg. Dasselbe gilt für die Versuche, einen 
nationalen Imperativ aufzustellen: »Sei deutsch! Verhalte dich so und so ...!« — Die 
Identität hingegen existiert immer in Frageform, in Problemform: »Wer sind wir ei- 
gentlich?" Die nationale Frage ist wirklich eine Frage. Eben darum war und ist 
sie ein Horror für alle, die nicht in offenen Fragen denken mögen Für sie ist die 
deutsche Frage »nicht mehr offen ... Unsinn ... verkitscht« (Habermas 1985, S.251), 
Sie ist ein für allemal gelöst und zwar gradlinig, wie es sich für die westliche Ver- 
nunft gehört. Als offene Frage wäre sie schon darum nicht akzeptabel, weil das Fra- 
gezeichen nicht geradlinig, sondern krumm ist. 

Aber: »Ich habe bemerkt«, sagt Herr K., »daß wir viele abschrecken von unserer 
Lehre dadurch, daß wir auf alles eine Antwort wissen. Könnten wir nicht im Interes- 
se der Propaganda eine Liste der Fragen aufstellen, die uns ganz ungelöst erschei- 
nen?« (Bert Brecht). Das muß wohl nicht nur »im Interesse der Propaganda« sein? 
Die deutsche Frage jedenfalls ist offen. Wo kommen wir her? Wo gehen wir hin? 
Wer sind wir eigentlich? Und wer sagt eigentlich, daß wir zum »Westen« gehören? 
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Erich Fried 

Die mit der Sprache 



Ich beneide die mit der großen Sprache 

die reden von den Leuten 

als ob es die Leute gäbe 

sie reden vom Vaterland 

als ob cs ein Vaterland gäbe 

und von Liebe und von Tapferkeit und von Feigheit 

als gäbe cs alle drei 

Tapferkeit Feigheit Liebe 

und sie reden vom Schicksal 

als ob es ein Schicksal gäbe 

Und ich bestaune die mit der scharfen Sprache 

die reden von den Leuten 

als ob es sic gar nicht gäbe 

und vom Vaterland 

als ob es kein Vaterland gäbe 

und von Liebe und von Tapferkeit und von Feigheit 

als wäre es klar 

daß es das alles nicht gibt 

und sie reden vom Schicksal 

als ob es kein Schicksal gäbe 

Und manchmal weiß ich nicht 

wen ich beneide und wen ich bestaune 

als gäbe es nur Staunen und keinen Neid 

oder als gäbe es nur Neid und kein Staunen 

als gäbe es nur Größe aber nicht Schärfe 

oder als gäbe es nur Schärfe und keine Größe 

und ich weiß dann nicht ob es 

etwas gibt wie Reden und Wissen 

oder wie Geben und mich 

nur daß es so nicht geht 



Oben: Die gesunde, natürliche Auslese. A. Paul 
Weber. 1972. Lithographie. (Sammlungjeff Rund) 

Unten: Der Vorbeimarsch. A. Paul Weber. 1963. 
Lithographie. (Sammlung Jeff Rund) 





Jürgen Hatzenbichler 

Das andere Europa als regionalistische Vision 



Die Entwicklung eines gesamteuropäischen Kom- 
plexes schreitet wacker voran, und gerade das läßt 
Ängste aufkommen. Ist Europa nur die EG, nur ein 
monströses Gebilde des Kapitalismus? Oder kann 
ein anderer, regionalistischer Ansatz erst Europa 



die Form geben, die ihm gebührt? Die Forderung 
nach einem Europa der Regionen bekommt zuneh- 
mend Bedeutung, gerade weil sich im EG-Europa 
die Regionen vernachläßigt fühlen und auf ihre 
Rechte pochen. 
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Sie reden von Europa und meinen 
die Europäische Gemeinschaft (EG)! 
Darf man das hinnehmen? Darf man 
die große Vision von morgen, das ge- 
einte Europa, auf eine wirtschaftlich- 
politische Union beschränken, die, 
außer daß sie den multinationalen 
Konzernen Tür und Tor öffnet, bis- 
her noch kein einziges europäisches 
Volksgruppenproblem zum Beispiel 
hat lösen können? 



Das Europa der Bürokraten 



Die Sache EG läuft. Die Frage ist, ob 
sie sich nicht schon selbst überholt 
hat. Was sich hier heute europäisch 
mit dem Anspruch auf Gemeinschaft 
gibt, wird eben diesem Anspruch 
nicht gerecht. Europäertum läßt sich 
nicht auf die Frage eines möglichst 
großen Wirtschaftsraumes reduzieren, 
denn die europäische Frage ist zwar 
auch, aber im wesentlichen fast zu- 
letzt eine Frage der Wirtschaft. Euro- 
pa ist geprägt durch seine Kulturen 
und Identitäten, seine Nationen und 

»Europäertum läßt sich 
nicht auf die Frage eines 
möglichst großen 
Wirtschaftsraumes 
reduzieren« 

Regionen. Doch die „Gemeinschaft“, 
die jetzt im Entstehen ist, entwickelt 
sich nicht zu einem Forum der Identi- 
täten, sondern zu einem Klub der rei- 
chen Nationen, die mit dem Primat 
der Ökonomie das Wirtschaftswachs- 
tum und die Absatzmärkte sichern 
wollen. Klar, dieser Block der reichen 
Nationen ist so stark, daß ein kleine- 
res Land wie zum Beispiel Österreich 
praktisch daran nicht mehr vorbei- 
kommt. Es hat die Alternativen zwi- 
schen von der EG geforderten Struk- 
turveränderungen, um beitreten zu 
können, oder es kann in der Selbst- 
albanisierung vor sich hinvegetieren. 

Der Wille, sich an den Busen der 
EG zu werfen, treibt teilweise kuriose 
Blüten. In Österreich hat er so man- 
chen ehrwürdigen Wirtschaftsprofes- 
sor und Politiker schon wahnsinnig 
gemacht. Das zeigt sich allein daran, 
wie in der Öffentlichkeit die Frage des 
EG-Anschlusses diskutiert wird. Ein 
Wort beherrscht hierbei die Diskus- 
sion, nämlich „Europareife“. Ist un- 
ser Käse „europareif“? Sind unsere 
Schuhsohlen „europareif“? Sind die 
Parteien „europareif“? 



Die Phrase reduziert, aber sie legt 
auch offen. Sie zeigt, worum es der 
EG in der Frage ihrer Entwicklung 
geht, nämlich nicht nur um ein positi- 
ves Wirtschaftsklima, sondern um die 

»Ist unser Käse 
.europareif 1 ? 

Sind unsere Schuhsohlen 
.europareif 1 ? 

Sie die Parteien 
.europareif 1 ? 

Angleichung, die Nivellierung. Die 
Produktion läuft dann am besten, 
wenn überall die gleichen Bedingun- 
gen sind. Der Markt ist dann der be- 
ste, wenn überall die gleich hohen 
Konsumbedürfnisse gestillt werden 
können. Gleichzeitig, und scheinbar 



widersprüchlich, bedeutet das aber 
keine Dezentralisierung der wirt- 
schaftlichen Produktion, sondern das 
Gegenteil. Bestimmte Branchen kolo- 
nisieren einen bestimmten kontinenta- 
len Bereich. Kleidung wird am billig- 
sten in Spanien hergestellt. Autos und 
Computer entwickelt man wegen des 
höheren Bildungsniveaus am besten in 
Nord- und Mitteleuropa. Italien ver- 
kommt zum großen Südfrüchteliefe- 
ranten, und wenn man billige und un- 
qualifizierte Arbeiter braucht, dann 
sind diese jederzeit schnell und billig 
aus „unterentwickelten“ Ländern in 



die entsprechenden Arbeitsländer zu 
verpflanzen. Die multinationalen 
Konzerne brauchen die Nivellierung 
und sie sind gleichzeitig auch ihre 
praktischen Wegbereiter. Das Europa 
der Konzerne ist dabei, verwirklicht 
zu werden. 

Was die EG bisher geleistet hat, ist 
nichts Großartiges. Sie hat der Wirt- 
schaft „den Weg frei gemacht“. Die 
Verträge von Rom mit ihren Haupt- 
punkten der freien Betriebsansiedlung 
und der freien Arbeitsplatzwahl in al- 
len Ländern des Bündnisses sind zwar 
ein Geschenk für die Multis, den 
Menschen, Volksgruppen und Völ- 
kern Europas ist damit aber wenig ge- 
dient. Ein Süditaliener aus einer ver- 
armten Region hat jetzt zwar die 
Möglichkeit, ohne Probleme nach 
Deutschland oder Frankreich arbeiten 
zu gehen, aber seine Heimat, die er 
verliert, bleibt weiterhin am Boden 



liegen. Er darf zwar seine Familie 
nachkommen lassen, damit er nicht 
vereinsamt in seinem Arbeitsland, Zu- 
rückbleiben muß, aber seine Ein- 
gebundenheit in kulturelle und natio- 
nale Zusammenhänge, die ihm nor- 
malerweise seine Identität geben, eine 
Identität auch in der Region, die so- 
wieso nichts mehr mit dem zu tun hat, 
was heute noch in den europäischen 
Polizeicomputern unter der Rubrik 
„Staatsbürgerschaft“ gespeichert ist. 

Europa als Traumland für die Wirt- 
schaft, dafür aber als Alptraum für 
die darin lebenden Menschen? 




Alle heiligen Zeiten finden Europawahlen statt, deren 518 Abgeordnete ohne wirkliche 
Macht sind: „Die wirkliche Macht in diesen Strukturen ist die Bürokratie " 
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Was sich bisher als Europa präsen- 
tiert hat, das überzeugt nicht, wie die 
Beispiele oben zeigen. Dazu kommt 
noch, daß die EG nicht gerade ein 
Beispiel für einen demokratischen 
Aufbau ist. Sicher, es gibt alle heiligen 
Zeiten Europawahlen in den Mit- 
gliedsstaaten, bei denen sich zumin- 
dest die deutschen Parteien finanziell 
sanieren können. Dafür dürfen dann 
auch Europa-Parlamentarier nach 
Brüssel und Straßburg entsandt wer- 
den. Aber die 518 Abgeordneten reden 
und entschließen, ohne wirkliche 
Kompetenz zu haben. Dafür ist der 
Job aufgrund hervorragender Entloh- 
nung sehr gefragt, und es lebt davon 
auch ein riesiger Apparat an Referen- 
ten, Sekretären und Sekretärinnen wie 
auch Dolmetschern. Ähnlich ist es 
auch mit dem Europarat, der zwar gut 
beleumundet ist, dafür aber auch 
herrlich machtlos. Die wirkliche 
Macht in diesen Strukturen ist die 
Bürokratie, die zwar träge, aber be- 
ständig die Sache laufen läßt. Über- 
proportional ist die Zahl der Beam- 
ten, über deren Eigendynamik das 
Europa der Bürokraten lebt. 

Wo liegen die Fehler des Europas 
der EG? Zu allererst darf man bezwei- 
feln, daß sich ein vernünftiges Bünd- 
nis über die wirtschaftliche Ebene hin 
zu einer politischen Größe entwickelt. 
Es kommt eindeutig auf die Priori- 
täten an. die gesetzt werden. Ohne 
Zweifel sind die wirtschaftlichen Fra- 
gen von Bedeutung, gerade in einer 
Welt, in der sich so viel verändert. Die 
beiden Kolosse USA und Japan kom- 
men sich ökonomisch immer mehr ins 
Gehege, wobei sie ihre Ausweich- 
märkte in Europa suchen werden. 
Dem gilt es auf jeden Fall entgegenzu- 
treten. 



Europäische Fremdbestimraung 



Doch das allein ist nicht die Frage. 
Die EG erhebt den Anspruch, eines 
Täges zu einem politischen Bündnis zu 
werden, das eben Europa umfaßt. Bis- 
her geht es aber nur um die Wirt- 
schaftspolitik, schon bei einer ge- 
meinsamen Entschlußfassung in der 
Außenpolitik wackeln bei der EG die 
tönernen Füße. An eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik ist bisher gar 
nicht zu denken, denn dieser wichtige 
politische Sektor ist noch immer fest 
in der Hand der NATO, die wiederum 
unter der Fuchtel der raumfremden 
Macht USA steht. Im Golfkrieg arbei- 
tete man mit der den Deutschen eige- 



nen Scheckbuchdiplomatie, jeden- 
falls waren eindeutige Entscheidungen 
nicht getroffen worden. Auch bei der 
neuesten Krise, dem Zerfall Jugosla- 
wiens, zeigte sich die außenpolitische 
Unfähigkeit der EG. Wieder versuchte 
man über in Aussicht gestellte Kredite 
den jugoslawischen Bundesstaat zu 
retten, mißachtete also die Unabhän- 
gigkeitserklärungen Sloweniens und 
Kroatiens, verurteilte sie sogar. Das 
vielzitierte Selbstbestimmungsrecht 
der Völker ist für die EG keine beach- 
tenswerte Größe, sondern auch hier 
ist man an der Nivellierung in Groß- 

»Das vielzitierte 
Selbstbestimmungsrecht 
der Völker 
ist für die EG keine 
beachtenswerte Größe« 

verbänden interessiert, denn anson- 
sten könnte ja jedes Volk und jede Re- 
gion ihre Freiheit verlangen. 

Diese Form von Europa ist eine 
Fehlentwicklung, denn sie nimmt auf 



Zu gerne wird jedoch noch immer der 
Topos des Nationalstaates als Gegen- 
bild zu einem sich entwickelnden EG- 
Europa verwendet. Zu gerne schwelgt 
man noch in den Erinnerungen an ge- 
stern und glaubt, daß durch einen sol- 
chen Rückgriff auf die Notwendigkei- 
ten der Zeit hinweggegangen werden 
könnte. Die nationalstaatlichen Ideen 
des 19. Jahrhunderts reifen wieder, 
allerdings ist nicht zu erwarten, daß 
sie Frucht tragen werden. Zum einen 

»Der klassische 
Nationalstaat 
ist nichts anderes 
als ein Pseudo- 
Nationalstaat.« 

muß man sich das Bild Europas an- 
schauen. Die Grenzen, die es gibt, 
sind in den seltensten Fällen national- 
staatliche Grenzen, ist doch an kaum 
einer von ihnen klar zu sagen, daß 
hier jetzt der von einer Nationalität 
belebte Raum aufhört und wenige 
Meter weiter der eines anderen Volkes 
anfängt. In Europa überlappen sich 
die Lebensräume der Völker und ha- 



nichts Rücksicht, was durch Jahrhun- 
derte das Wesen Europas ausmachte. 
Im Gegenteil, die Vorstellung der EG 
als Verwirklichung einer europäischen 
Form der Vereinigten Staaten von 
Amerika kastriert Europas Geist, ver- 
nichtet das europäische Kapital, das 
nicht in den Konzernen, sondern in 
der kulturellen Vielfalt des Kontinents 
liegt. 

Gleichzeitig erhebt die EG aber 
fortschrittsmissionarische Ansprüche. 
Nach dem Zusammenbruch des Kom- 
munismus, so heißt es, kann es nur 
mehr die liberal-kapitalistische Ord- 
nung geben, wie sie eben von der EG 
verkörpert wird. Das Tragische daran 
ist, daß das eine nicht des anderen 
wirkliche Alternative ist. Der marxi- 
stische Kommunismus ist ebenso aso- 
zial, unökologisch und vermassend 
wie der liberale Konsumismus, der 
jetzt überall Platz greift. Beide Wege 
setzen ideologisch bei der wirklich- 
keitsverklärenden Aufklärung an, bei- 
den ist ein höchst unrealistisches Welt- 
bild zu eigen, das an den Realitäten 
vorbeiherrschen läßt, sich dafür aber 
allerhand unnütze Utopien auflastet. 



ben meist beiderseits der Grenzen 
breite Gürtel, in denen entsprechende 
nationale Minderheiten leben. Ande- 
rerseits sind durch Siedlungsbewegun- 
gen durch die Jahrhunderte nationale 
Inseln von Minderheiten abseits der 
Mutternation entstanden. Die Deut- 
schen in der Sowjetunion, in Rumä- 
nien oder auch Ungarn gehören aber 
auch zur deutschen Nation. 

Der klassische Nationalstaat, von 
dem auch in unserer Geschichte po- 
stuliert wurde, daß es ihn gegeben ha- 
be, ist nichts anderes als ein Pseudo- 
Nationalstaat, der seinem wirklichen 
Anspruch nicht gerecht werden konn 
te, nämlich eben alle Angehörigen 
eines Volkes in einem Staat zu ver- 
einen. Heute wird das noch viel weni- 
ger gelingen als je zuvor. 

Ein anderes Problem des National- 
staats liegt in seinem Format. Der po- 
litische Rahmen der Herausforderun- 
gen der Zukunft hat sich verändert. 
Es geht heute um die kontinentale Be- 
hauptung eines europäischen Groß- 
raumes, andererseits aber um eine fe- 
stere oder auch neue Verwurzelung 
der Identitäten. Um die europäischen 
Probleme lösen zu können, ist der Na- 
tionalstaat zu klein. Um Identitäten 



Zerschlagt die Nationalstaaten ... 
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Ein gewaltiger Protest der unterdrückten Völker und Regionen formiert sich in Europa: 

Junge baskische Nationalisten verbrennen die spanische Fahne (oben), die Moldau- 
Republik fordert Souveränität (Mitte), Litauer protestieren gegen die Machthaber im 
Kreml (unten), Slowenen feiern ihre Unabhängigkeit (rechts oben), Letten fordern Sezes- 
sion (Mitte rechts) und Albaner im Kosovo proben den Aufstand (rechts unten). 
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herzustellen, ist er wiederum zu groß. 
Zu gern wird im Nationalstaat die Ab- 
straktion einer reinen Nationalkultur 
über die bedeutenden regionalen Aus- 
prägungen eben dieser Kultur gestellt. 
Je zentralistischer der Staat dann ist, 
desto weniger können sich die Regio- 
nen entfalten. 

Deswegen muß der Nationalstaat 
zerschlagen werden, damit die Natio- 
nen tiefer wurzeln können. Denn auch 
die regionale Identität ist ja kein Be- 
griff aus dem luftleeren Raum, son- 
dern die regionale ist ja ein Teil der 
nationalen Identität, nur daß sie mehr 
ausdifferenziert ist. Sie hat mehr Be- 
zug zur unmittelbaren Heimat und 
greift dadurch tiefer. 



Regionalistische Rebellion 



Schon bisher, als noch Pseudo- 
Nationalstaaten regierten, hat sich der 
Widerstand von unten vielfältigst ge- 
regt. In den Regionen Europas gab es 
stets autonomistische Bewegungen, 
die die Heimat, die Region, in den 
Mittelpunkt ihrer Vorstellungen ge- 
stellt haben. 

Um nur ein paar Beispiele zu nen- 
nen: Die Basken wehren sich gegen 
den spanischen und französischen 
Staat. Die Korsen, Bretonen und El- 
sässer wollen weg vom französischen 
Zentralstaat. Nordirland ist sowieso 
ein ständiger Krisenherd, während die 
Frage des Status von Südtirol eben- 
falls noch immer offen ist. In Corn- 
wall, Wales und Schottland gibt es 
auch schon lange Autonomiebewe- 
gungen. Neu sind zum Beispiel die re- 
gionalistischen „Legas“ in der Lom- 
bardei und anderen norditalienischen 
Provinzen, die für eine Autonomie 
dieser Region in einem föderalisti- 
schen Italien sind. In Österreich wur- 
de von der national-liberalen Freiheit- 
lichen Partei eine heiße Diskussion 
über einen Freistaat Kärnten und über 
eine wesentliche Ausweitung des Fö- 
deralismus vom Zaune gebrochen, 
verknüpft eben mit der Forderung 
nach einem Europa der Regionen. 

Gleichzeitig tauchen nach dem 
Verschwinden des eisernen Vorhangs 
neue Nationalitätenprobleme im 
Osten auf, die bisher kaum beachtet 
wurden. Deutsche Volksgruppen im 
Osten ringen, wie oben schon er- 
wähnt, um ihre Existenz. Staaten wie 
die Sowjetunion, die CSFR und Ju- 
goslawien zerfallen. Was heute teilwei- 
se noch mit Gewalt zusammengehal- 
ten werden kann, wird morgen nicht 



mehr bestehen. Hier ist jedoch ein 
Prozeß im Gange, bei dem Nationen 
ihren Staat wollen. 

Die Rebellionen in den Regionen 
und die im Westen so gefürchteten 
neuen Nationalismen im Osten zeigen 
vielleicht mehr vom wirklichen Ge- 
sicht Europas als Europäische Parla- 
mente und Räte. Es ist nicht so, daß 
die Region nur die Illusion in den 
Köpfen einiger weniger wäre, ebenso- 
wenig, wie die Nation nicht nur die 
Borniertheit und Bestialität weniger 
Verführer widerspiegelt, wie man es 
heute in liberalistischer Fehlerkennt- 
nis behauptet. 

Die Völker und Kulturen sind in 
Europa, und nicht nur hier, Realitä- 
ten, die nicht zu umgehen sind, die 
aber ihre Rechte einfordern. Sie re- 
bellierten gestern gegen die Pseudo- 
Nationalstaaten, wie werden sie erst 
gegen ein Europa der EG rebellieren? 
Sicher, es gab in der europäischen Ge- 
schichte mehr als genug unnötige Bru- 
derkriege, von denen niemand wirk- 
lich profitiert hat, und mancher Frie- 

»Die Völker und Kulturen 
rebellierten gestern gegen 
die Pseudo-Nationalstaaten, 
wie werden sie erst 
gegen ein Europa der EG 
rebellieren?« 

de war nicht minder schlimm als der 
vorhergehende Krieg. Die Technolo- 
gie, vor allem die Kommunikations- 
techniken, haben aber aus der Welt 
ein Dorf gemacht. Ein Haus in diesem 
Dorf heißt Europa. In jedem Zimmer 
dieses Hauses sitzt ein Volk. Der Sta- 
cheldraht quer durch das deutsche 
Wohnzimmer ist jetzt gefallen, und 
die Sowjets mußten ein paar unrecht- 
mäßig besetzte Zimmer räumen. Ein 
anderer Tfeil Europas versucht sich in 
gemeinsamer Hauswirtschaft, und 
obendrein läuft in den meisten Zim- 
mern auch noch amerikanisches Ka- 
belfernsehen, das die Köpfe voll- 
dröhnt. Gorbatschows Wort vom 
„Gemeinsamen Haus Europa“ ist ein 
gutes Bild. Vor allem braucht das 
Haus einmal ein vernünftiges Dach, 
das noch aufgesetzt werden muß. 



Europa der Regionen 



Wenn man sich auch weiterhin an die 
Idee eines gemeinsamen Hauses Euro- 
pa halten will, dann ist auch die Vor- 



stellung von einem Europa der Regio- 
nen keine Illusion. Man muß aller- 
dings realistisch sein. Zwar entspricht 
die Vision eines Europa der Regionen 
viel eher der europäischen Tradition 
als die Utopie der EG. Zwar wird man 
damit der Wirklichkeit viel eher ge- 
recht, als mit einem wirtschaftlichen 
Moloch, der alles erdrückt; das alles 
ist jedoch keine Garantie dafür, daß 
mit der Errichtung eines regionalisti- 
schen Europas sich alle Konflikte, die 
bestehen, in eitle Wonne auflösen. 
Wer politisch denkt, erwartet sich das 
auch nicht, sondern er will ein reales 
Instrumentarium in die Hand bekom- 
men, das fähig ist, mit diesen Konflik- 
ten umzugehen. 

Die Region ist für den Menschen 
der konkrete Bezug. In ihr findet er 
seine Heimat, seine Identität darin, 
daß er in ihr verwurzelt ist. Brauch- 
tum und Dialekt haben hier ihren Ur- 
sprung und entwickeln hier ihre 
spezifischen Formen. Die Region ist 
aber kein Konzept, das sich von der 
Nation abhebt, denn die Nation hat 
heute sogar noch stärkere Auswirkun- 
gen auf ihre einzelnen Regionen als 
vor einigen Jahrzehnten. Die Massen- 
medien, Kommunikation und ver- 
mehrte Mobilität lassen die Nation 
noch verbundener als je zuvor erschei- 
nen, wobei auch ein bedrohlicher 
Aspekt auftaucht, nämlich der, daß 
lokales Brauchtum durch Hochspra- 
che und Zivilisation gefährdet werden 
kann. Allein schon um dem entgegen- 
zuwirken, ist eine Verstärkung des Re- 
gionalismus notwendig. Gleichzeitig 
kann aber das Bewußtsein der natio- 
nalen Identität durch die konkrete 
Heimat verstärkt werden. Es geht hier 
nicht um zu tragende Scheuklappen, 
um Provinzialismus, sondern um die 
Offenheit für sich selbst, um ein be- 
stimmtes Gefühl des Bei-sich-selbst- 
zu-Hause-Seins. 

Wirtschaftlich weist die Region teil- 
weise auch über die Nation hinaus, 
denn bestimmte Räume sind über die 
nationale Peripherie hinweg orien- 
tiert, schaffen somit auch Bänder zu 
anderen Völkern. Sehr konkret kann 
man das zum Beispiel im Wiener 
Becken zeigen, das sich nach Ungarn 
hin orientiert, ebenso auch an der 
Alpen-Adria-Region, die nach Süden 
zeigt, wo sich auch die drei großen 
europäischen Kulturbereiche, nämlich 
slawischer, germanischer und romani- 
scher treffen. Diese Bindungen wie- 
derum schaffen Kontakte, die ver- 
bindlich sind und nationalen Chauvi- 
nismus überwinden. Der gemeinsame 
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Lebensraum Nation bleibt zwar Be- 
zugspunkt, der aber einschließt, daß 
die anderen nationalen Identitäten 
ebenso geachtet und respektiert wer- 
den wie die eigene. Das gemeinsame 
Leben ist allen Unkenrufen zum Trotz 
doch möglich und die Nähe der Re- 
gionen und Nationen zueinander 
schafft das Bewußtsein gemeinsamer 
Wurzel und gemeinsamer Zukunft, 
schafft europäisches Bewußtsein. 

Damit aber rückt Europa in den Be- 
reich des Verwirklichbaren. Ein ver- 
nünftiges Miteinänderumgehen besei- 
tigt die Gründe für einen neuen euro- 
päischen Bruderkrieg. Es bleiben al- 
lerdings auch noch viele alte Vorurtei- 
le zu überwinden, bis dieses Ziel halb- 
wegs erreicht werden kann. Doch 
wenn Europa näher zueinander rük- 
ken soll, dann wird sich auch das ler- 
nen lassen. 



Europäische Eidgenossenschaft 



Europa selbst als ein Projekt, für das 
der Publizist Otto Molden schon den 
Begriff der „Europäischen Nation der 
Völker und Bürger“ übernommen 
hat, wird auf dem politischen Wege zu 
verwirklichen sein. Das heißt, daß pri- 
mär die Völker und Volksgruppen 
selbst als Subjekte der Geschichte sich 
für dieses neue Europa und die Form, 
in der es verwirklicht werden soll, zu 
entscheiden haben. Der Primat der 
Politik vor dem der Ökonomie sichert 
ihnen dabei die Existenz, denn poli- 

»Die Wirtschaft 
überrollt die Völker, 
denn sie sieht 
im Menschen 
nicht das zu einem Volk 
und zu einer Kultur 
gehörige Wesen, 
das durch seine Identität 
Bindung erfährt.« 

tisch muß man die gegebenen Realitä- 
ten beachten, sie bei der Umsetzung 
von Konzepten in Rechnung stellen. 
Die Ökonomie, die Wirtschaft dage- 
gen kann sich an ihren eigenen Inter- 
essen orientieren, eben an Markt- und 
Absatzchancen. Die Wirtschaft über- 
rollt die Völker, denn sie sieht im 
Menschen nicht das zu einem Volk 
und zu einer Kultur gehörige Wesen, 
daß durch seine Identität Bindung er- 
fährt, für sie ist der Einzelne nur der 



Konsument beziehungsweise ein Pro- 
duktionsfaktor. Die Wirtschaft will 
auch noch den Eskimos Kühlschränke 
verkaufen und tut es heute schon. 

Politisch an die Frage Europa her- 
anzugehen, bedeutet auch die „höhe- 
re Notwendigkeit“ zu erkennen, näm- 
lich daß, um sich selbst zu behaup- 
ten, dieses Europa ein Machtfaktor 
nach außen sein muß, daß eine Ver- 
teidigungs- wie auch Außenpolitik 
braucht, daß es sich aber auch dem 
Vordringen amerikanischer und asia- 
tischer Wirtschaftseinflüsse versper- 
ren muß, wenn es nicht wieder in die 
Abhängigkeit von vormals verfallen 
will. Macht bleibt ein wesentlicher Be- 
griff. 

Und nach innen? Zum einen sollte 
es sich um eine europäische Eidgenos- 
senschaft handeln, nach Schweizer 




Sorbische Kinder im Spreewald: Nur ein 

Europa als Eidgenossenschaft mit umfas- 
senden Volksgruppenrechten garantiert 
kulturelle und nationale Vielfalt in Euro- 
pa. 

Vorbild. Darüber hinaus bekommt 
auch der Gedanke des „Reiches“ wie- 
der seine Aktualität, wobei es sich 
erübrigt zu betonen, daß es sich 
bei einem wiederaufzunehmenden 
Reichsgedanken weder um den Bis- 
marcks handeln kann, der durch die 
Schaffung eines Pseudo-National- 
staates unter anderem die Österreicher 
aus eben diesem deutschen National- 
staat ausschloß, noch um den Hitlers, 
dessen Drittes Reich mit seinen chau- 
vinistischen Überlegenheitsträumen 
für Europa katastrophale Folgen hat- 
te. Der authentische Reichsgedanke 
Findet sich im Mittelalter wieder, im 
Heiligen Römischen Reich Deutscher 
Nation, ln ihm lebten mehrere Natio- 
nalitäten miteinander, wobei gleich- 
zeitig durch die aufgefächerten feuda- 
len Strukturen praktisch eine anti- 



quierte Form von Föderalismus und 
Regionalismus vorhanden war. Poli- 
tisch aber wiederum bildete der Kaiser 
eine repräsentative Zentralmacht. Die 
Figur eines Friedrich II., des Staufers, 
könnte ein Leitbild für das neue Euro- 
pa werden, verknüpft mit dem Vorbild 
der antiken und direkten Demokratie. 

Europa als Reich und regionali- 
stisch gegliedert. Die Behauptung der 
nationalen und regionalen Identitäten 
von unten, aus der Region heraus, ver- 
bindet sich mit den politischen Be- 
hauptungsmöglichkeiten von oben, in 

»Die Behauptung der 
nationalen und regionalen 
Identitäten von unten, 
aus der Region heraus, 
verbindet sich 
mit den politischen 
Behauptungsmöglichkeiten 
von oben, 

in einer kontinentalen, 
europäischen Struktur.« 

einer kontinentalen, europäischen 
Struktur. Man wird lernen in größeren 
Räumen, in Kontinenten zu denken. 
Dieser Prozeß wird vielleicht schneller 
vor sich gehen, als das manchem lieb 
ist, er erfordert allerdings eine Ant- 
wort, einen Vorstoß von europäischer 
Seite her, nämlich Europa als Eidge- 
nossenschaft. Eine solche Neuord- 
nung Europas bringt noch einen an- 
deren Vorteil: Die ungerecht gezoge- 
nen Grenzen können revidiert werden. 
Aufgrund des Selbstbestimmungs- 
rechtes der Völker können neue staat- 
liche Einheiten geschaffen werden, so 
sie notwendig sind. Minderheiten 
können über ein europäisches Volks- 
gruppenrecht einen neuen Status be- 
kommen, zum Beispiel mehr Autono- 
mie. Der Vorteil des Großraumes, sei- 
ner kulturellen Vielfalt und Resour- 
cen, muß verbunden werden mit dem 
Vorteil der Region, der Übersichtlich- 
keit und dessen, was man als Heimat 
bezeichnet, dann ist ein Konzept der 
Entfaltung und der Verwurzelung ver- 
wirklicht. 



Jürgen Hatzenbichler 

Student der Philosophie und Geschich- 
te, ist Redakteur bei den „Kärtner 
Nachrichten“, der „Aula“ und der 
„Jungen Freiheit" und Chefredakteur 
der Zeitschrift „Identität“. 
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Regionalismus 



BAYERN / FRANKEN 
Auf einer zweitägigen Klausurtagung in 
Regensburg beschäftigte sich die Bayern- 
partei (Untere Weidenstraße 14, 8000 
München 90) mit grundsätzlichen Fragen 
der Programmatik und der Zukunftsper- 
spektiven. Im Mittelpunkt der Tagung 
stand die vom Landesvorsitzenden Hubert 
Dorn erörterte programmatische Erneue- 
rung der BP unter Berücksichtigung der 
deutschen Einheit und des Europäischen 
Binnenmarktes. Dorn ließ keinen Zweifel 
daran, daß die Bayernpartei ihr Profil 
sichtbar erneuern müsse. Dies werde ins- 
besondere im neuen Grundsatzprogramm 
zum Ausdruck kommen. Als Beispiel 
nannte Dorn die Hauptforderung der BP 
nach einem selbständigen bayerischen 
Staat. Diese Zielsetzung bedarf einer be- 
sonderen Konkretisierung, damit in der 
Bevölkerung mehr Verständnis dafür ge- 
funden werden kann. Angestrebt wird 
auch eine Zusammenarbeit mit föderalisti- 
schen Parteien in der Bundesrepublik und 
in Europa. Zur Eigenart der Bayernpartei 
meinte der Landesvorsitzende, daß die BP 
nie ganz den Charakter einer Partei gehabt 
habe, sondern immer mehr eine Bewegung 
gewesen sei. Die Bayernpartei sei auch nie 
eine flächendeckende Partei gewesen, son- 
dern sie habe sich im wesentlichen immer 
auf einige Widerstandsnester und Einzel- 
kämpfer gestutzt. Beim letzten Landtags- 
wahlergebnis mit landesweit 0.8 % müsse 
auch berücksichtigt werden, daß die „wei- 




ßen Flecken“, insbesondere Franken, und 
die Übernahme der BP-Wahlkampfthemen 
durch die CSU zu diesem bescheidenen 
Ergebnis geführt habe. 1994 strebt Hubert 
Dorn an, daß die BP erstmals in ihrer Ge- 
schichte bei den Europa-Wahlen und der 
Landtagswahl flächendeckend antritt. Be- 
grüßen würde er auch eine Rückkehr der 



1967 von der Bayernpartei abgespaltenen 
Bayerischen Staatspartei. Entsprechende 
Schritte wolle er unternehmen. 
Ausführlich ging Dom auch auf Überle- 
gungen innerhalb der Bayernpartei ein, ob 
man beispielsweise Franken noch in die 
Arbeit einbeziehen sollte. Dazu meinte 




... Bundesland Franken 



Dom: „Solange Franken zu Bayern ge- 
hört, müssen wir Franken in unsere Arbeit 
einbeziehen!" Man müsse sich aber die 
Frage stellen, ob man nicht mit den frän- 
kischen Separatisten Kontakt aufnehmen 
sollte. Jedoch: „Wir wollen den Einfluß 
Bayerns nicht schmälern, bei allem Föde- 
ralismus." Kritik übte Dom an den fränki- 
schen Regionalisten, weil diese nach seiner 
Beobachtung zu baycrn feindlich gesinnt 
seien. Der Spruch „Frei statt Bayern“ des 
Fränkischen Bundes (Postfach 6001, 8700 
Würzburg) sei ein Tritt ans bayerische 
Schienbein. 

Weiter forderte der Vorsitzende die Beibe- 
haltung der politischen Vision von bayeri- 
scher Eigenstaatlichkeit: „Wir haben die 
Verpflichtung, diese utopische Forderung 
dem ernsthaften Wähler nahezubringen 
und einmal zu sagen, wie das gehen soll." 
Der erste Schritt müsse sein, so Dorn, daß 
die BRD zu einem ernsthaften föderalisti- 
schen Staat umstrukturiert werde. Dann 
müsse mit der Kompetenzrückverlagerung 
Bayern gestärkt werden. Der Kernpunkt 
des Föderalismus sei die eigene Identität. 
Dabei lobte Hubert Dorn ausdrücklich die 
Südtiroler Autonomiebestrebungen, die er 
als wesentlich ernsthafter bezeichnete als 
die bayerischen. 

OBERSCHLESIEN 
Spätestens im August will die polnische 
Regierung ein Konzept für eine Regionali- 
sierung Polens vorlegen. Die bisherigen 
vierzig Woiwodschaften sollen nach An- 



kündigungen in zehn bis zwölf Regionen 
aufgehen. Eine der künftig entstehenden 
Regionen soll das Siedlungsgebiet der hei- 
matverbliebenen Deutschen in Oberschle- 
sien werden, nämlich die Woiwodschaft 
Oppeln sowie Teile der Woiwodschaft 
Tschenstochau und des Bezirkes Katto- 
witz. Das Posener Nachrichtenmagazin 
„Wprost" würdigte kürzlich eine neuge- 
gründete Bewegung für die Autonomie 
Oberschlesiens. Diese neue Gruppierung 
ist klar regionalistisch und ökologisch ein- 
gestellt und hat zu ihren Arbeitsschwer- 
punkten den Schutz der heimatlichen 
Natur, den Abbau ökologischer Schadcns- 
quellen und den Stopp des Raubbaus an 
der Steinkohle auserkoren. 

SACHSEN 

Der überparteiliche und überkonfessionel- 
le Sachsenbund (Hauptstraße 55, 0-8080 
Dresden), der sich für die Wahrung und 
Weiterentwicklung der kulturellen Tradi- 
tionen Sachsens, aber auch für das sorbi- 
sche Volk, die Region Schlesische Ober- 
lausitz und das sächsische Vogtland ein- 
setzt. fordert für den Freistaat Sachsen die 
Errichtung einer Zweiten Kammer des 
Landtages, ln einer Stellungnahme des 
Sachsenbundes zur Verfassungsdiskussion 
heißt es: 

J. Die Repräsentanz des sächsischen Vol- 
kes in seiner Gesamtheit kann nicht allein 
durch die Parteien erfolgen. Auch unab- 
hängig von Parteiinteressen muß es mög- 
lich sein, an der politischen Willensbil- 
dung mitzuwirken. 

2. Die ethnischen, sozialen, religiösen, kul- 
turellen, wirtschuf fliehen und gemeindli- 
chen Körperschaften des Landes sollen in 
einer zweiten Kammer vertreten werden. 
Diese setzt sich zusammen aus kompeten- 
ten, unabhängigen Persönlichkeiten der 
Städte und Gemeinden, der Bürgerbewe- 
gungen, des sorbischen Volkes, der schlesi- 
schen Oberlausitz, des Vogtlandes und 
aller anderen Regionen des Freistaates, der 
Hochschulen, der caritativen und kultu- 
rellen Verbände, der Kirchen, des Hand- 
werks, der Land- und Forst Wirtschaft, der 
Gewerkschaften und Unternehmerverbän- 
de. 

3. Die Bewegung im Herbst '89 hatte in 
Sachsen ihren Ursprung. Von hier aus ging 
der Ruf .Wir sind das Volk' durch ganz 
Mitteldeutschland. Dies darf nicht verges- 
sen werden. Wir wollen auch in parlamen- 
tarischer Hinsicht keine bloße Übernahme 
westdeutscher Modelle. Deshalb treten wir 
für einen originär sächsischen Weg ein, 
der die kulturelle und geschichtliche Eige- 
nart Sachsens und die Erfahrungen jüng- 
ster Vergangenheit berücksichtigt." 
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Keimzelle des demokratischen Europas: Beim Rütlischwur von 1291 geloben 33 Vertreter der drei Urkantone einen ewigen Bund gegen 
Tyrannei und Unfreiheit (links: Gemälde in der Tellskapelle am Vierwaldstätter See); Wilhelm Teil und sein Sohn als Symbolfiguren 
Schweizer Freiheitswillens (rechts: „Nach dem Apfel-Schuß“', Gemälde von Ernst Stückelberg [1831—1903], Kunstmuseum Basel) 



Martin Schmidt 



Die Identitätskrise der Schweizer 



Anmerkungen zur 700-Jahr-Feier 



Zwischen Basel, Genf und Chur ist die heiße 
Phase der Feierlichkeiten im Gange. 

Zum 700. Mal jährt sich der Bundesschluß der 
drei Waldstätte Uri, Schwyz und Unterwalden. 
Das Jahr 1291 wird zum Geburtsjahr der 
Schweiz. 
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Zwar läßt der maßvolle Wortlaut 
des damaligen Bundesbriefes kaum 
Rückschlüsse auf betont revolutionäre 
Tfcndenzen zu, doch im historischen 
Kontext einer immer stärker werden- 
den Emanzipationsbewegung von 
habsburgischer Oberherrschaft ge- 
winnt er folgenschwere Bedeutung. 
Das Bündnis hatte die Erhaltung alter 
Rechte, speziell in Bezug auf die Kon- 
trolle des wichtigen Gotthardpasses 
zum Ziel: Rechte, die noch vom letz- 
ten Stauferkaiser gegen die Expan- 
sionsgelüste der Habsburger geschützt 
wurden und nun durch die neue Kö- 
nigsmacht der Landesherren doppelt 
bedroht schienen. Diese richteten ihr 
Augenmerk nach dem Sieg gegen Kö- 
nig Ottokar von Böhmen 1278 immer 
stärker nach Osten auf den neugewon- 
nenen Besitz in Österreich. Die Wald- 
stätte ergriffen die Initiative und be- 






antworteten den Ge- VÄ •/ - 
genschlag der habs- W&äS? J'K 
burgischen Herzöge mit : Wi- 

dern vernichtenden Sieg 
bei Morgarten 1315, der die 
Bauernherrschaft endgültig zur « 
starken politischen Kraft mit Sog- 
wirkung auf die umliegenden Gebiete 
erhob. 

Doch all das erlangte, zumal der 
Bundesbrief von 1291 erst 1760 veröf- 
fentlicht wurde, seine geschichtswirk- 
same Einprägsamkeit von Volkstüm- 
lichkeit erst im mythischen Gewand 
der Sage von Wilhelm Teil und dem 
Rütlischwur. Sie gibt den historischen 
Ereignissen des ausgehenden 13. und 
beginnenden 14. Jahrhunderts dauer- 
hafte Gestalt. 

Der Urner Freiheitsheld Wilhelm 
Teil ist hier der Kopf des geheimen 
Bundes auf dem Rütli und Anführer 









gegen rechtswidrige Unterdrückung 
durch die habsburgischen Vögte. Als 
er vor einem in Altdorf aufgestellten 
Hut, dem Wahrzeichen der verhaßten 
Herrschaft, die geforderte Reverenz 
verweigert, wird er von Vogt Geßler 
gezwungen, seinem Kind einen Apfel 
vom Kopf zu schießen. Teil trifft und 
wird später zum Mörder des Tyran- 
nen. 

Einen ersten schriftlichen Nieder- 
schlag findet die Sage aber erst in 
einer zwischen 1470 und 1472 wahr- 
scheinlich in Obwalden entstandenen 
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Chronik, dem Weißen Buch von Sar- 
nen. 

Teil hat mit großer Wahrscheinlich- 
keit nie gelebt, aber kaum ein Mythos 
hat sich für die praktische Politik als 
so wichtig erwiesen: Bereits zur Zeit 
der Burgunderkriege (1474-1515) ist er 
Tbil des Geschichtsbewußtseins der 
Eidgenossenschaft und die später 
nachfolgenden Bundesabschlüsse sind 
stets als Beitritt zum ersten, auf dem 
Rütli geschlossenen Bund verstanden 
worden. 

Schiller verherrlichte in seinem 
Drama das Geschehen als Keimzelle 
des demokratischen Europa^, Ferdi- 
nand Hodler machte es optisch an- 
schaulich für die Nachwelt und selbst 
Napoleon verstieg sich zu dem ehr- 
fürchtigen Ausruf: „Keine Fesseln für 
die Kinder Teils!“ 

Wilhelm TfeU hat die Idee der Grün- 
dung eines schweizerischen Bundes- 
staates so populär gemacht, daß 
dessen Erichtung 1848 in wenigen 
Monaten durchgeführt werden konn- 
te. Ohne ihn wäre die Eidgenossen- 
schaft in ihrer heutigen Form viel- 
leicht nie Wirklichkeit geworden. 

Von Victor Hugo stammen die 
Worte: „Es ist ein großer und erhe- 
bender Augenblick, wenn man zum 
ersten Male die Schweiz erlebt, diesen 
kräftigen Verband starker Männer 
und hoher Berge im Herzen Europas, 
an dem sich die Axt Österreichs 
stumpfgeschlagcn und der das mäch- 
tige Schwert Karls des Kühnen zerbro- 
chen hat. Die Vorsehung hat die Berge 
errichtet, Wilhelm Tfell die Schweizer 
gemacht.“ [1839] 

Im 15. Jahrhundert wurde aus 
einem Bund von Städten und Län- 
dern, in dem jeweils primär das Ein- 
zelinteresse überwog, eine nicht mehr 
auflösbare Einheit. Allmählich bilde- 
ten sich von unten nach oben zentral- 
staatliche Institutionen aus, doch die 
Eidgenossenschaft blieb ein ungeheu- 
er vielgestaltiges Land mit einem star- 
ken Hang zum Föderalismus — ein 
Land ohne Zentrum. 

Heute leben über sechs Millionen 
Schweizer auf 26 halbsouveräne Kan- 
tone und vier Sprachgruppen verteilt. 
Die strikte Respektierung aller regio- 
nalen Besonderheiten kann als vor- 
bildlich gelten. 

Nicht selten hat die Region als we- 
sentliche Identitätsquelle sogar einen 
höheren Stellenwert als die Nation, 
und hier fangen die Probleme an. Ar- 
min Möhler schreibt im „Nasenring“: 
„Es gibt ein schweizerisches Staatsbe- 
wußtsein, ein Bewußtsein gemeinsa- 



mer Geschichte ... — sagen wir: einen 
eidgenössischen Patriotismus über die 
vier Landessprachen hinweg. Sein Kitt 
ist der gemeinsame Nutzen und das 
Bedürfnis nach Sicherheit. 'Heimat’, 
das wissen wir nun wieder, ist etwas, 
das tiefer geht. Als die Schweiz nach 
der Niederlage von Marignano 1515 
sich in die Neutralität zurückzuziehen 
begann, entzog sie sich auch jenen 
ganz großen Schicksalsschlägen, wel- 
che eine Vielzahl von Heimaten zu 
einer seelischen Einheit zu prägen 
vermögen.“ 

Lange Zeit vermochte nun gerade 
das Dogma unbedingter Neutrali- 
tät, jene „splendid isolation“ der 
Schweiz, die von der peripheren 
Hochgebirgslagc und dem hieraus re- 
sultierenden allgemeinen politischen 
Desinteresse der Nachbarn an ihr be- 
günstigt wurde, einen Teil der man- 
gelnden Identität zu stiften. Das hat 
sich inzwischen spürbar geändert und 
verändert sich weiter. Viele Schweizer 
haben den Gefallen daran verloren, 
bloße „Zuschauer der Geschichte“ zu 
sein; der wirtschaftliche Weltruf, eine 
konkurrenzlos stabile Währung und 
Langeweile atmende politische Stabi- 
lität und Kontinuität allein befrie- 
digen sie nicht mehr. Wohlstands- 
müdigkeit und Unbehagen im Klein- 
staat machen sich breit. Allzu sehr hat 
sich etwa der Eindruck verdichtet, das 
Prinzip der Neutralität sei häufig 
nichts anderes gewesen, als ein von 
der einheimischen Exportwirtschaft 
gestütztes Prinzip der Opportunität. 
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Die Eidgenossen stehen Kopf — politische 
Stabilität und Kontinuität allein befriedi- 
gen nicht mehr Festplakat zum 700-jähri- 
gen Bundesjubiläum des Kantons Waadt 



„Die Schweizer leben unter einer poli- 
tischen Käseglocke“, notiert Adolf 
Muschg. 

Wen will es da verwundern, daß bei 
den Jubiläumsfeiern bisher keine 
rechte Feststimmung aufkommt. Viele 
Intellektuelle, allen voran die inzwi- 
schen verstorbenen Schriftsteller Max 
Frisch und Friedrich Dürrenmatt, 
boykottierten die Feiern völlig, und 
manche Zeitungen halten lieber die 
kaum verheilten Wunden der Affären 
Kopp und Fichen offen, statt an Teil 
und den Rütlischwur zu erinnern. 

Die Feier der Schweizer National- 
versammlung am 273. Mai wuchs zu 
einer besonderen Peinlichkeit aus mit 
ihrer posthumen Anbiederung an 
Dürrenmatt (und damit die Schweizer 
Intellektuellen im allgemeinen) mit 
der Aufführung seines Stücks „Her- 
kules und der Stall des Augias“ im 
Parlament. Nicht nur, daß man den 
Dichter noch vor gar nicht langer Zeit 
als Nestbeschmutzer titulierte, das 
Stück war dem für die Schweiz erha- 
benen Anlaß auch in keiner Weise an- 
gemessen und somit nichts anderes als 
ein Spiegel der derzeitigen Identi- 
tätskrise. 

In der Frage der Schweizer Neutra- 
lität sind die ersten Signale zum Rück- 
zug bereits gesetzt worden, als sich die 
Schweizer Regierung unter Zustim- 
mung der Bevölkerung an den UNO- 
Sanktionen gegen den Irak beteiligte, 
obgleich die Eidgenossen der UNO 
nicht einmal angehören und in einer 
Volksabstimmung 1986 noch deutlich 
gegen einen Beitritt votiert hatten. 
Damals geschah das nicht zuletzt aus 
Furcht, sich an solchen Sanktionen 
beteiligen zu müssen. 

Die tiefgreifenden Veränderungen 
in weiten Teilen Europas und die An- 
näherung vieler Staaten an Westeuro- 
pa und die EG finden in der Schweiz 
aufmerksame Beobachter. Bislang hat 
sich das Land europäischen Integra- 
tionsbestrebungen gegenüber stets re- 
serviert verhalten, doch der ursprüng- 
lich geplante Mittelweg eines Europäi- 
schen Wirtschaftsraumes (EWR) zwi- 
schen EFTA und EG wird von vielen 
schweizer Wirtschaftsfachleuten und 
fast dem gesamten Außenministerium 
inzwischen abgelehnt. Sie fürchten 
angesichts bereits zugestandener Kon- 
zessionen der EFTA, daß der EWR 
zum EG-Wartesaal zweiter Klasse ver- 
kommt. In der jüngsten Umfrage 
erklärten sich bereits 43 % der 
Schweizer für einen EG-Beitritt, ein 
Fünftel stimmte dagegen, der Rest 
war noch unentschlossen. Im Par- 
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Minderheit und Mehrheit 



Deutsch-polnischer Vertrag garantiert Minderheitenrechte 



tcienspektrum votieren bisher die So- 
zialdemokraten und die Christlich- 
Demokratische Volkspartei (CVP) für 
den Beitritt. Die Freisinnig-Demokra- 
tische Partei (FDP), als die im Parla- 
ment am stärksten vertretene Fraktion 
hat sich bisher noch zu keiner eindeu- 
tigen Stellungnahme durchgerungen, 
doch auch hier gibt es starke Ten- 
denzen für eine EG-Mitgliedschaft. 
Schließlich ermunterte auch noch 
Bundesaußenminister Hans- Dietrich 
Genscher zum EG-Beitritt — wer 
kann da schon nein sagen? Doch was 
wird, wenn sich diese verbreitete Stim- 
mung durchsetzt, aus der Schwei- 
zer Neutralität, der bisher praktizier- 
ten Ausländerbegrenzung oder den 
Schutzmaßnahmen für die einheimi- 
sche Landwirtschaft? 

Ein weiters Indiz der Schweizver- 
drossenheit der Schweizer sind immer 
lauter geäußerte Zweifel an der Effek- 
tivität der auf der landestypischen 
Konsensdemokratie beruhenden poli- 
tischen Führungsspitze aus nur sieben 
Bundesräten (aus vier verschiedenen 
Parteien), die jeweils nach längerer in- 
terner Abstimmung als Kollegialgre- 
mium über alle Beschlüsse entschei- 
det. Ihnen wird Führungsschwäche 
vorgeworfen, und schon kursieren 
Pläne, den Bundesrat ein richtiges Ka- 
binett aus Ressortministern zu unter- 
stellen. 

Sonst sind es ja meist die Deut- 
schen, die angesichts ihrer „singulär 
verbrecherischen Vergangenheit “ mo- 
ralische Aufmunterung aus dem Aus- 
land brauchen: Die Schweizer können 
mit Recht stolz sein auf ihre in Jahr- 
hunderten bewährte und in zahllosen 
Plebisziten artikulierte direkte Demo- 
kratie. Vielen Schweizern ist bis heute, 
als Relikt aus den Zeilen der alten 
Freiheitskämpfe und Bauerndemokra- 
tie, eine Milizhaltung gegenüber dem 
Staat eigen, die dem bloßen Staats- 
konsum diametral gegenübersteht. 

Nicht zuletzt gibt es die lie- 
benswerte schweizerische Symbio- 
se von Modernität und Traditionali- 
tät, das selbstverständliche Nebenein- 
ander von Swatch und Alphorn, von 
Großstädten und gepflegten Bauern- 
häusern, von Industrialisierung und 
Agrarromantik. Diese Kunst der Ver- 
bindung von Alt und Neu mag den 
Schweizern helfen, die derzeitige 
Identitätskrise ohne Kontinuitäts- 
bruch zu bewältigen. 



Martin Schmidt 

Student der Geschichte und Romani- 
stik. ist Redakteur der Monatszeitung 
„Junge Freiheit“ 



Am 17. Juni 1991 Unterzeichneten in 
Bonn die Regierungschefs und Außenmi- 
nister Polens und der Bundesrepublik den 
„Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Polen über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche 
Zusammenarbeit“. Darin werden „ Min- 
derheiten und gleichgestellte Gruppen als 
natürliche Brücken zwischen dem deut- 
schen und dem polnischen Volk" betrach- 
tet und die Zuversicht geäußert, „daß 
diese Minderheiten und Gruppen einen 
wertvollen Beitrag zum Lehen ihrer Ge- 
sellschaft leisten." (Art .2) 

Erstmalig garantiert Polen darin der ange- 
stammten deutschen Bevölkerung bis da- 
hin vorenthaltene Volksgruppenrechle, 
allerdings kam es nicht mehr zu einer von 
den Vertriebenen geforderten Nachbesse- 
rung des Vertrages. 

Angesichts der Tatsache, daß noch vor 
einigen Jahren die Existenz einer deut- 
schen Minderheit offiziell geleugnet wur- 
de, sind die jetzt fixierten Zugeständnisse 
und Absichtserklärungen ein erster ent- 
scheidender Fortschritt. Die Praxis wird 
zeigen, ob die Deutschen in den Gebieten 
jenseits von Oder und Neiße damit als 
Volksgruppe ausreichend gesichert sind, 
oder ob gegebenenfalls weitere Rechte ein- 
gefordert werden müssen. Unbefriedigend 
ist insbesondere, daß aus den Ostgebieten 
vertriebene Deutsche noch immer kein 
Rückkehr- und Ansiedlungsrecht besitzen, 
daß der deutschen Minderheit von Polen 
eine doppelte Staatsbürgerschaft nicht zu- 
gebilligt wurde und sie weiterhin zu unbe- 
dingter Loyalität gegenüber dem polni- 
schen Staat (Art. 22) verpflichtet sind. 
Auch weigert sich die polnische Regie- 
rung, die deutschen Gebiete durch zwei- 
sprachige topographische Bezeichnungen 
kenntlich zu machen — Minderheiten- 
rechte, die sie für ihre 260000 Landsleute 
im Nachbarstaat Litauen vehement ein- 
fordert. 

Das Vertragswerk beschäftigt sich einge- 
hend in zwei der 38 Artikel mit der Min- 
derheitenproblematik, die hier vollständig 
dokumentiert werden sollen: 

„ Artikel 20. (!) Die Angehörigen der deut- 
schen Minderheit in der Republik Polen, 
das heißt Personen polnischer Staatsange- 
hörigkeit. die deutscher Abstammung sind 
oder die sich zur deutschen Sprache, Kul- 
tur oder Tradition bekennen, sowie Perso- 
nen deutscher Staatsangehörigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland, die polni- 
scher Abstammung sind oder die sich zur 
polnischen Sprache, Kultur oder Tradition 
bekennen, haben das Recht, einzeln oder 
in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern 
ihrer Gruppe ihre ethnische, kulturelle, 
sprachliche und religiöse Identität frei 
zum Ausdruck zu bringen, zu bewahren 
und weilerzuentwickeln; frei von jeglichen 
Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert 
zu werden. Sie haben das Recht, ihre Men- 



schenrechte und Grundfreiheiten ohne 
jegliche Diskriminierung und in voller 
Gleichheit vor dem Gesetz voll und wirk- 
sam auszuüben. 

(2) Die Vertragsparteien verwirklichen die 
Rechte und Verpflichtungen des interna- 
tionalen Standards für Minderheiten, ins- 
besondere gemüji der allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1948, der 
Europäischen Konvention vom 4. Novem- 
ber 1950 zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, des Internationalen 
Übereinkommens vom 7. März 1966 zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskri- 
minierung, des Internationalen Pakts vom 
16. Dezember 1966 über bürgerliche und 
politische Rechte, der Schlußakte von Hel- 
sinki vom I. August 1975, des Dokuments 
des Kopenhagener Treffens der KSZE vom 
29. Juni 1990 sowie der Charta von Paris 
für ein neues Europa vom 21. November 
1990. 

(3) Die Vertragsparteien erklären, daß die 
in Absatz I genannten Personen insbeson- 
dere das Recht haben, einzeln oder in Ge- 
meinschäft mit anderen Mitgliedern ihrer 
Gruppe 

— sich privat und in der Öffentlich- 
keit ihrer Muttersprache frei zu bedienen, 
in ihr Informationen zu verbreiten und 
auszutauschen und dazu Zugang zu ha- 
ben, 

— ihre eigenen Bildungs-, Kultur- und 
Religionseinrichtungen, -Organisationen 
oder -Vereinigungen zu gründen und zu 
unterhalten, die um freiwillige Beitrüge fi- 
nanzieller oder anderer Art sowie öffentli- 
che Unterstützung im Einklang mit den 
nationalen Rechtsvorschriften ersuchen 
können und gleichberechtigten Zugang zu 
den Medien ihrer Region haben, 

— sich zu ihrer Religion zu bekennen und 
diese auszuüben, einschließlich des Er- 
werbs und Besitzes sowie der Verwendung 
religiösen Materials, und den Religionsun- 
terricht in ihrer Muttersprache abzu- 
halten, 

— untereinander ungehinderte Kontakte 
innerhalb des Landes sowie Kontakte über 
Grenzen hinweg mit Bürgern anderer 
Staaten herzusrellen und zu pflegen, mit 
denen sie eine gemeinsame ethnische oder 
nationale Herkunft, ein gemeinsames kul- 
turelles Erbe oder religiöses Bekenntnis 
teilen, 

— ihre Vor- und Familiennamen in der 
Form der Muttersprache zu führen, 

— Organisationen oder Vereinigungen in 
ihrem Land einzurichten und zu unterhal- 
ten und in internationalen nichtstaatlichen 
Organisationen milzuarbeiten. 

— sich wie jedermann wirksamer Rechts- 
mittel zur Verwirklichung ihrer Rechte im 
Einklang mit den nationalen Rechtsvor- 
schriften zu bedienen. 

(4) Die Vertragsparteien bekräftigen, daß 
die Zugehörigkeit zu den in Absatz I ge- 
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nannten Gruppen Angelegenheit der per- 
sönlichen Entscheidung eines Menschen 
ist, die für ihn keinen Nachteil mit sich 
bringen darf. 

Artikel 21 (!) Die Vertragsparteien werden 
die ethnische, kulturelle, sprachliche und 
religiöse Identität der in Artikel 20 Ab- 
satz I genannten Gruppen auf ihrem Ho- 
heitsgebiet schützen und Bedingungen für 
die Förderung dieser Identität schaffen. 
Sie erkennen die besondere Bedeutung 
einer verstärkten konstruktiven Zusam- 
menarbeit in diesem Bereich an. Diese soll 
das friedliche Zusammenleben und die gu- 
te Nachbarschaft des deutschen und des 
polnischen Volkes verstärken und zur Ver- 
ständigung und Versöhnung zwischen ih- 
nen beitragen. 

(2) Die Vertragsparteien werden insbe- 
sondere 

— im Rahmen der geltenden Gesetze ein- 
ander Förderungsmaßnahmen zugunsten 
der Angehörigen der in Artikel 20 Absatz 
1 genannten Gruppen oder ihrer Organisa- 
tionen ermöglichen und erleichtern, 

— sich bemühen, den Angehörigen der in 
Artikel 20 Absatz I genannten Gruppen, 
ungeachtet der Notwendigkeit, die offi- 
zielle Sprache des betreffenden Staates zu 
erlernen, in Einklang mit den anwendba- 
ren nationalen Rechtsvorschriften entspre- 
chende Möglichkeiten für den Unterricht 
ihrer Muttersprache oder in ihrer Mutter- 
sprache in öffentlichen Bildungseinrich- 
tungen sowie, wo immer dies möglich und 
notwendig ist, für deren Gebrauch bei Be- 
hörden zu gewährleisten, 

— im Zusammenhang mit dem Unterricht 
von Geschichte und Kultur in Bildungs- 
einrichtungen die Geschichte und Kultur 
der in Artikel 20 Absatz I genannten 
Gruppen berücksichtigen, 

— das Recht der Angehörigen der in Arti- 
kel 20 Absatz I genannten Gruppen ach- 
ten, wirksam an öffentlichen Angelegen- 
heiten teilzunehmen, einschließlich der 
Mitwirkung in Angelegenheiten betref- 
fend den Schutz und die Förderung ihrer 
Identität, 

— diesbezüglich die notwendigen Maß- 
nahmen ergreifen, und zwar nach entspre- 
chenden Konsultationen im Einklang mit 
den Entscheidungsverfahren des jeweili- 
gen Staates, wobei diese Konsultationen 
Kontakte mit Organisationen oder Verei- 
nigungen der in Artikel 20 Absatz I ge- 
nannten Gruppen einschließen. 

(3) Die Vertragsparteien werden im Hin- 
blick auf die in diesem Artikel und in den 
Artikel 20 und 22 angesprochenen Fragen 
die Bestimmungen von Artikel 3 an- 
wenden. " 

In dem hier ausdrücklich erwähnten Arti- 
kel 22 Absatz 2 heißt es: 

"Jeder Angehörige der in Artikel 20 Ab- 
satz I genannten Gruppen in der Republik 
Polen beziehungsweise in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist nach Maßgabe vor- 
stehender Bestimmungen gehalten, sich 
wie jeder Staatsangehörige loyal gegen- 
über dem jeweiligen Staat zu verhalten, in- 
dem er sich nach den Verpflichtungen 
richtet, die sich auf Grund der Gesetze 
dieses Staates ergeben." 



Im Zusammenhang mit dem deutsch- 
polnischen Vertrag haben die beiden 
Außenminister außerdem einen Brief aus- 
getauscht, der sich um eine Klarstellung 
betreffend der Minderheitenregelungen 
bemüht und zudem Vorbehalte der Ver- 
triebenen berücksichtigt: 

I. Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland erklärt, daß sie sich bemüht, 
die Möglichkeit zu schaffen, damit auch 
die in der Bundesrepublik Deutschland le- 
benden Personen, die polnischer Abstam- 
mung sind oder die sich zur polnischen 
Sprache, Kultur oder Tradition bekennen 
und die durch die Bestimmungen des Arti- 
kels 20 Absatz I nicht erfaßt werden, weit- 
gehend in den Genuß der in Artikel 20 
genannten Rechte und der in A rtikel 21 ge- 
nannten Möglichkeiten kommen können. 
2 . [...] 

3 Der Leiter der polnischen Delegation 
erklärt: Der Ministerrat der Republik Po- 
len hat im Hinblick auf die Verwirkli- 
chung der Rechte der polnischen Bürger, 
die Angehörige nationaler Minderheiten 
sind, darunter auch der deutschen Min- 
derheit, durch Beschluß Nr. 142 vom 
7. September 1990 eine Kommission für 
nationale Minderheiten einsetzt. Die 
Kommission beruft einen aus Vertretern 
der nationalen Minderheiten bestehenden 
Beirat. 

Zu den Hauptaufgaben der Kommission 
gehören 

— die Erarbeitung von Stellungnahmen 
und Vorschlägen zur Verwirklichung der 
Rechte und zur Befriedigung der Bedürf- 
nisse der Angehörigen der Minderheiten, 

— Maßnahmen zum Schutz vor Verlet- 
zungen dieser Rechte, 

— Unterrichtung der polnischen Öffent- 
lichkeit über die Probleme der nationalen 
Minderheiten, 

— Erarbeitung eines Regierungspro- 
gramms für Maßnahmen in diesem Be- 
reich. 

In den Woiwodschaften mit nationalen 
Minderheiten wurde die Stelle eines Min- 
derheitenbeauftragten eingerichtet. 
Minderheitenfragen sind auch Gegenstand 
des ständigen Interesses der Sejm-Kom- 
mission für Fragen der nationalen und 
ethnischen Minderheiten. 

4. Die Regierung der Republik Polen er- 
klärt, daß sie derzeit keine Möglichkeit 
der Zulassung offizieller topographischer 
Bezeichnungen in traditionellen Sied- 
lungsgebieten der deutschen Minderheit in 
der Republik Polen auch in deutscher 
Sprache sieht. Unter Berücksichtigung des 
Interesses der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland an der Frage dieser to- 
pographischen Bezeichnungen ist die 
Regierung der Republik Polen bereit, diese 
Frage zu gegebener Zeit zu prüfen. 

5. Beide Seiten erklären übereinstimmend: 
Dieser Vertrag befaßt sich nicht mit Fra- 
gen der Staatsangehörigkeit und nicht mit 
Vermögensfragen. ' ' 

Durch die heftige Diskussion um die For- 
derungen der deutschen Minderheit in der 
Republik Polen blieb fast völlig unbeach- 
tet, daß erstmalig wieder die Polen deut- 
scher Staatsangehörigkeit als ethnische 



Minderheit berücksichtigt werden. Die seit 
Jahrzehnten fast völlig assimilierten 
„Ruhrpolen" haben so die Möglichkeit, 
ein Stück ihrer alten Identität zu erhalten 
oder — soweit dies überhaupt noch mög- 
lich ist — wiederzubeleben. Im Ruhrge- 
biet, besonders um die alten Zechensied- 
lungen, gibt es noch heute einige kulturel- 
le Polen-, insbesondere Gesangvereine. 
Auf Polen deutscher Staatsangehörigkeit 
trifft man in Bochum, Recklinghausen, 
Castrop-Rauxel, Gelsenkirchen und ande- 
ren Städten zwischen Emscher und Ruhr. 
Die „Ruhrpolen" stammen zum größten 
Teil aus Posen, Schlesien, Ostpreußen und 
Westpreußen, wurden also bei ihrer Über- 
siedlung in das westliche Industrierevier 
zwischen 1870 und 1914 als „Reichspolen" 
angesehen. Eine Beschäftigungsstatistik 
des Allgemeinen Knappschaftsvereins in 
Bochum aus dem Jahre 1905 belegt, daß 
ein Drittel der Bergarbeiter im Ruhrgebiet 
„Preußen polnischer Abstammung“ wa- 
ren. Anfang des Jahrhunderts zählte man 
im Ruhrpott mehr als tausend Polenverei- 
ne mit 110.000 Mitgliedern; eine Polenpar- 
tei vertrat während der ersten Republik die 
Interessen der polnischen Minderheit in 
Städten und Gemeinden. Nach dem Er- 
sten Weltkrieg lösten sich viele der Vereine 
aufgrund eines enormen Mitglieder- 
schwundes auf, u.a. durch Auswanderung 
nach Frankreich. Parallel dazu nahm in 
den zwanziger Jahren der Assimilierungs- 
druck enorm zu. Übrig blieben einige we- 
nige Gesangvereine und der „Bund der 
Polen“, der nach der gewaltsamen Abtren- 
nung der Ostgebiete seinen Sitz von Berlin 
nach Bochum verlegte. Nach Auseinan- 
dersetzungen innerhalb des Verbandes 
über das Verhältnis zum kommunistischen 
Polen kam es zu einer Spaltung in den an 
Warschau orientierten „Bund der Polen 
ZGODA in der BRD e,V." und den stark 
religiösen „Bund der Polen in Deutsch- 
land e.V.“ 

Noch in den 1970er Jahren wollten die Po- 
len in der Bundesrepublik nicht als Volks- 
gruppe behandelt werden, sich stattdessen 
weiter assimilieren. Verläßliche Angaben 
über die Zahl der Polen deutscher Staats- 
angehörigkeit gibt es deshalb keine Durch 
den deutsch-polnischen Nachbarschafts- 
vertrag erhalten die Polen in Deutschland 
einen Minderheitenstatus, der dem der 
Sorben in der Lausitz und der Friesen und 
Dänen vergleichbar ist. _ . , _ 

Gerhard Quast 
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Henning Eichberg 

Volk — Nation — Europa 



Die Revolution von 1989 in Osteuropa 
hat die Karten neu verteilt, gerade auch 
in der nationalen Frage. 

Unter den wenigen, die das vorausge- 
ahnt haben, ist Günther Nenning (Gren- 



zenlos deutsch. München 1988) wohl der 
radikalste. 

Was ergibt 
der danach 



— Alle herrschenden Theorien über 
den Nationalismus als Übergangs- 
phase zur notwendigen größeren 
Einheit sind gescheitert. 

— Der »Sowjetmensch« und andere 
staatsorientierte Konstrukte sind 
praktisch-politisch dementiert. 

— Der Anationalismus, wie ihn insbe- 
sondere westdeutsche Intellektuelle 
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Martin Buber 

Alternative Theorie des volklichen Natio- 
nalismus ... 

vertreten haben, erwies sich als eine 
ungeschickte Verdrängung. 

— Die große EG-Union als naturnot- 
wendiger Schritt zur größeren Ein- 
heit ist eine nicht weniger bürokra- 
tisch-ideologische Konstruktion als 
die Sowjet-Union. 

Aber auch »die Nation« ist nicht pro- 
blemlos oder unbeschädigt: 

— Der große Nationalstaat ist ein hi- 
storisches Phänomen. Wie er ent- 
standen ist, kann er (und wird er 
voraussichtlich) wieder verschwin- 
den. Und er hat es verdient. 

— Nationale Aggression und Chauvi- 
nismus haben den Nationalismus 
belastet und belasten ihn heute. 

— Aggressivität und Nationalstaat- 
lichkeit begegnen einander in der 
Forderung nach nationaler »Rein- 
heit«. Sie tut der gelebten Vielfalt 
Gewalt an. 



Woran kann man sich statt dessen 
halten? 

— Die Völker, wie immer sie sich kon- 
stituieren, sind handelnde Subjekte 
oder Geschichte. 

— Deutschland? Ja gerne, so groß wie 
möglich. (Und das gilt auch für je- 
des andere Volk.) Aber: ohne den 
großen Staat. Sondern als das deut- 
sche »Geisterreich«. 

— Das reale politische Zusammenle- 
ben entfalte sich stattdessen in den 
kleineren Einheiten, in den Regio- 
nen. 

— Das bedeutet nicht (notwendig) 
Bauernromantik, sondern es ergibt 
sich auch und gerade aus der Er- 
fahrung der Großstadt. Das »Cen- 
traleuropa« möge sich auf das Caf6 
Central in Wien beziehen; anson- 
sten brauchen wir keine Zentralität. 

— Mitteleuropa ist ein Gebilde der 
Vielsprachigkeit und des Vielnatio- 
nalen, des Vieldeutigen — ästheti- 
sche Empfindsamkeit für das Kom- 
plizierte und Nuancenreiche, das 
Leben mit Widersprüchen — Pazi- 
fismus und Matriotismus (statt Pa- 
triotismus), Autonomie und Spiri- 
tualität — Kultur der krummen 
Linien. 

Mit solchen Überlegungen legt Günt- 
her Nenning es an auf nichts Geringe- 
res als ein alternatives Verständnis des 
Nationalismus. Und es kommt nicht 
aus einem historischen Leerraum. 
Herders Volksbegriff und rabbini- 
"scher Wirklichkeitsbezug begegnen 
einander, Gustav Landauers Genos- 
senschaftssozialismus und Martin Bu- 
bers dialogisches Prinzip. 

Martin Buber bezog sich in beson- 
derer Weise auf Grundtvig und darf 
zu den bedeutendsten deutschen Den- 
kern der Volkshochschule gerechnet 
werden (zusammen mit Eugen Rosen- 
stock-Huessy und Adolf Reichwein). 
Daß er im Kern auch eine alternative 
Theorie des volklichen Nationalismus 
entworfen (und danach persönlich ge- 
lebt) hat, ist noch weniger bekannt. 
Deren Grundlage ist die Entdeckung 
des Du in Bubers philosophischen 
Hauptwerk (Ich und du. 1923) — das 



sich aus seinen Thesen und 
erfolgten Umwälzung? 

Du als das Dritte jenseits von Ich und 
Es. 

Normalerweise wird die nationale 
Identität als ein Es behandelt, ein de- 
finierbarer Zustand, eine beschreibba- 
re Qualität. Man sucht nach objekti- 
ven Abgrenzungen zwischen der eige- 
nen und der fremden Identität. Man 
sucht Selbstbestätigung in Objektiva- 




GUnther Nenning 

... als Gegenentwurf gegen den aufziehen- 
den Völkerhaß 



tionen wie den »großen Männern der 
Geschichte« oder dem Sport resul tat: 
»Wir sind die Größten!« Man hat 
Identität, gewissermaßen wie man 
einen Paß hat, ein Identitätspapier. 

Demgegenüber steht die nationale 
Betroffenheit des Ich. Man befragt 
sich subjektiv, als Subjekt, hinsicht- 
lich seiner eigenen Identität: Wer bin 
ich? Wer sind wir? Dahinter steht we- 
niger der Wunsch nach Objektivie- 
rung und Abgrenzung als nach Für- 
sich-sein. Man will identisch sein. 

Aber Ich und Es decken nur Teile 
dessen, was als kollektive Identität 
verstanden werden kann, - und zudem 
deren problematischste Teile: Der Es- 
Nationalismus neigt zur Großmanns- 
sucht (und im extremen Fall zum Ras- 
sismus), der Ich-Nationalismus ten- 
diert zur Selbstabschließung, zur 
Kommunikationslosigkeit. Es ist das 
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Du, das die Beziehung stiftet. Du- 
Nationalismus ist demnach das »Du«- 
sagen zu den eigenen Volksgenossen, 
das Relationale. Aber mehr als das: 
Man kann sich des Eigenen — »Wer 
sind wir eigentlich?« — nicht verge- 
wissern ohne ein Gegenüber. Ohne die 
Zuwendung zu einem anderen Du, 
einem fremden Du — »Wer bist du 
eigentlich?« — gibt es keine Ich- 
Identität. Zugleich liegt darin das un- 
auflöslich Relative jeder Identität: 



Die eigene Identität läßt sich aus- 
drücken und erfahren nur in Begeg- 
nung mit einer anderen Identität: 
Identität in bezug auf welchen ande- 
ren? Du-bezogene Identität ist damit 
prinzipiell dialogisch — und erst in 
diesem Sinne »volklich«. 

Eine solche Trialektik des Nationa- 
lismus ist alles andere als ein philoso- 
phisches Glasperlenspiel. Sie ist, wie 
der Bezug von Bubers »dialogischem 
Prinzip« zu Grundtvigs »lebendigem 



Wort« zeigt, pädagogisch-praktisch. 
Sie hilft, die Entstehung der däni- 
schen Volkshochschule und des »frei- 
en jüdischen Lehrhauses« aus der Ar- 
beit an der nationalen Identität heraus 
zu verstehen. Die Volkshochschule 
hatte, wenn sie gelang, stets volkliche 
und zwischenvolkliche Dimensionen 
zugleich. Und sie ist, wie die osteuro- 
päische Revolution zeigt, in hohem 
Grade politisch — ein Gegenentwurf 
gegen den aufziehenden Völkerhaß. 



Ethnopluralismus 



Italienische Föderalisten 
bejahen Selbstbestimmungsrecht 
der Südtiroler 

Auf der Generalversammlung der Freien 
Europäischen Allianz (A.L.E.), auf der es 
ua. um den Beitrittsantrag der Lega Nord 
- Lega Lombards ging, erläuterte der 
Lombarde Umberto Bossi sein Konzept 
für den italienischen Staatenbund. Das 
Konzept sieht eine Dreiteilung in eine 
nördliche, mittlere und südliche Republik 
vor. Dem Bundesstaat Italien obliegen da- 
nach die Zuständigkeiten in der Außen- 
und Verteidigungspolitik, bei der Wäh- 
rung, dem Post- und Fernmeldewesen so- 
wie dem Luft- und Seeverkehr. Alle ande- 
ren Zuständigkeitsbereiche werden auf die 
Teilrepubliken oder in die Regionen zu- 
rückverlagert. 

Bossi geht aufgrund der bereits erzielten 
Ergebnisse bei den Regional-, Provinzial- 
und Gemeindewahlen von Mai 1990 davon 
aus, bei den kommenden Parlamentswah- 
len rund 60 Abgeordnete zu erzielen. 
Bossi geht es auch darum, die kleinen und 
mittleren Betriebe vor der im echten Bin- 
nenmarkt befürchteten „amerikanischen" 
Aufsaugung durch die aus dem Norden 
kommenden, besser organisierten Großbe- 
triebe zu bewahren. 

Der Landtagsabgeordnete und Obmann 
der Union für Sudtirol, Dr. Alfons Bene- 
dikter, und der Präsident der Union \fol- 
dotaine befragten auf der Sitzung den 
Regionalisten Bossi, ob er die Ausübung 
des Selbstbestimmungsrechtes anerkennt. 
Senator Bossi antwortete, daß er für die 
Sarden, Aostaner und Südtiroler dieses 
Recht bejahe, einschließlich der darin ent- 
haltenen Möglichkeit der Abtrennung 
vom italienischen Staatsverband. 

Der Beitritt der Lega Nord - Lega Lom- 
barda zur A.L.E. wurde schließlich mehr- 
heitlich befürwortet. 

• 

Erfolge für Nationalpartei 
Plaid Cymru 

Bei den Kommunalwahlen in England und 
Wales am 2.Mai 1991 haben die walisichen 
Patrioten von der Nationalpartei Plaid 
Cymru kräftige Mandatsgewinne ver- 
zeichnen können. Die Partei errang insge- 



samt 110 Sitze in 23 der 35 walisischen 
„district councils“. Die größten Zugewin- 
ne gab es dabei in ländlichen Regionen, in 
denen die walisische Heimatpartei schon 
seit längerem fest verändert war und in de- 
nen es um walisische Sprache und Volks- 
kultur noch nicht so schlecht bestellt ist. 
In Cynon Valley verdoppelte sich die Man- 
datszahl auf nunmehr zehn von 38 Sitzen; 
in zwei anderen Regionalparlamenten 
(Rhymney Valley und Meirionnydd) wur- 
den jeweils 13 von 41 Abgeordnetensitze 
durch Plaid Cymru besetzt. 




Plaid Cymru wurde 1926 von sechs kymri- 
schen Patrioten am Rande des Nationalfe- 
stes „Eisteddfod“ gegründet und vertrat 
schon im Gründungsmanifest ökologische 
Positionen. Die Partei galt und gilt als 
ländlich-kulturkonservativ mit starken 
„keltisch-sozialistischen" Zügen in Fragen 
der Sozial- und Wirtschaftsordnung. In 
ihrem aktuellen Programm wird die Sym- 
biose von Natur- und Heimatliebe beson- 
ders deutlich: „Der Nationalismus von 
Plaid Cymru gleicht einer Pyramide, er- 
baut auf vier Ecksteinen: dem Land Wales, 
den Gemeinschaften, in denen unser Volk 



lebt, den sozialen Werten, die wir teilen, 
und die Sprache, die diese Werte über na- 
hezu 2000 Jahre ausgedrückt hat. An der 
Spitze der Pyramide steht unser Wunsch 
nach Selbstbestimmung. Unser Nationa- 
lismus beginnt mit der Liebe zur Land- 
schaft von Wales, seinen Feldern und 
Bergen, seinen Seen und Flüssen, fn der 
Vergangenheit ist unser Land mit Schlak- 
kenhalden und Kohlengruben verwüstet 
und mit Stauwerken überflutet worden, 
seine Waldböden wurden durch Konife- 
renforste sterilisiert, von Armeepanzern 
zerfurcht und mit nuklearem Abfall ver- 
seucht. Nun ist sogar die Atmosphäre, 
die wir zum Atmen benötigen, vergiftet 
worden. Heute bedeutet unsere Liebe zu 
Wales deshalb mehr denn je einen Kampf 
ums Überleben. Deshalb ist der Umwelt- 
schutz der erste Eckstein in unserem 
Programm." 

In Cornwall gelang es der kleinen corni- 
schen Nationalpartei Mebyon Kernow er- 
neut, ihr einziges Mandat (in PCnwith) zu 
halten. 

• 

Karpatendeutsche organisieren sich 

Als Dachorganisation der Deutschen in 
der Slowakei hat sich in Metzenseifen un- 
ter Vorsitz von Mathias Schmögner der 
Karpatendeutsche Verein in der Slowakei 
konstituiert. Der Karpatendeutsche Ver- 
ein, mit Sektionen in Preßburg, Hauer- 
land, Ober- und Unterzips, will dazu bei- 
tragen, daß deutsche Kindergärten und 
Schulen entstehen sowie Bibliotheken und 
Begegnungsstätten eingerichtet werden. 



Förderung der samischen Sprache 

Samisch wird schon bald durch Schwe- 
disch überlagert, wenn nicht mit geziel- 
ten Maßnahmen wie samischsprachiger 
Schulunterricht und Zulassung der Spra- 
che bei Behörden der Assimilierung entge- 
gengesteuert wird. Zu diesem Ergebnis 
kommt eine Untersuchung über die Stel- 
lung der Sami in Schweden. Nur noch et- 
wa 9000 der insgesamt 15000 bis 20000 
Sami Schwedens sind der samischen Spra- 
che noch mächtig, doch der Anteil verrin- 
gert sich stetig. Die Sami verlangen schon 
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seit Jahren vergeblich, daß ihre Sprache in 
den samischen Siedlungsgebieten einen of- 
fiziellen Status erhält. Jetzt sollen per 
Rechtsverordnung erste Zugeständnisse 
gemacht und das Rechr auf Schulunter- 
richt in der eigenen Sprache eingeräumt 
werden. 

» 

Referendum über Verbleib der Westsahara 

Die Bewohner der von Marokko annek- 
tierten Westsahara sollen Ende 1991 über 
ihre weitere Zukunft entscheiden dürfen. 
Dem von UN-Generalsekretär Pfrtz de 
Culllar dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen vorgelegten Plan für eine UN- 
Friedenstruppe wurde zugestimmt. Für 
die Organisierung und Überwachung des 
Referendums sind knapp dreitausend Poli- 
zisten, Soldaten und Zivilisten vorgese- 
hen. Voraussetzung für die Abstimmung 
der Sahrauis, ob die Westsahara bei Ma- 
rokko verbleiben oder unabhängig werden 
soll, ist jedoch ein Waffenstillstand zwi- 
schen der sahrauischen Befreiungsfront 
Polisario und dem Königreich Marokko. 
Notwendig ist außerdem die vollständige 
Freilassung aller nach Marokko ver- 
schleppten Bürger und eine gesicherte 
RUckkehrmöglichkeit für die in algeri- 
schen Flüchtlingslagern lebenden Sahrau- 
is. 

* 

Kasch u hen fordern 
selbständige Region 

Kaschubisch, eine dem Polnischen, Tsche- 
chischen und Sorbischen verwandte west- 
slawische Sprache, wird im heutigen Polen 
als Muttersprache nur noch von wenigen 
tausend Kaschuben gesprochen. Genaue 
Zahlen über die Sprecherzahl sind nicht 
bekannt. Die Zahl der Angehörigen der 
kaschubischen Volksgruppe im Gebiet 
westlich und nordwestlich von Danzig soll 
aber zwischen 150. bis 200.000 betragen. 
Diese sind sprachlich weitestgehend polo- 
nisiert und sprechen inzwischen ein ka- 
schubisch gefärbtes Polnisch. Die meisten 



Kaschuben leben, soweit sie nicht nach 
1945 zusammen mit Schlesiern, Ostpreu- 
sen und Pommern aus ihrer angestammten 
Heimat vertrieben wurden, in den Bezir- 
ken Wejherowo/Neustadt, Lebork/Lauen- 
burg, Bytowo/Bütow, Pock/Putzig, Kar- 
tuzy/Karthaus, Koscierzyna/Berent und 
Chojnice/Konitz. 

Nach Jahrzehnten des Schweigens melden 
sich jetzt auch wieder die Kaschuben zu 
Won und fordern eine selbständige ka- 
schubische Region in einem föderalistisch 
gegliederten Polen. Im Juni organisierten 
sie einen Kongreß des kasebubiseben Vol- 
kes und eine Interessenvertretung wurde 
ebenfalls ins Leben gerufen. Die Unab- 
hängige Organisation der Kaschuben, mit 
inzwischen mehr als 4000 Mitgliedern, 
will sich vor allem der Identitäts- und 
Sprachpflege widmen, aber auch Kontakte 
zu den vertriebenen Landsleuten in 
Deutschland knüpfen. 

m 

Schicksal griechisch-zyprischer 
Bürger ungeklärt 

Der Menschenrechts-Ausschuß des Euro- 
parats hat die Einsetzung eines Bericht- 
erstatters beschlossen, der die Frage der 
1619 griechisch-zyprischen Bürger klären 
soll, die seit der türkischen Invasion von 
Zypern im Jahre 1974 vermißt werden. 
Der Ausschuß traf die Entscheidung, 
nachdem der zyprische Parlamentarier 
Yiannakis Malsis einen Bericht über die 
tragische Situation der Verwandten der 
Vermißten vorgetragen hatte, die ein Recht 
darauf haben, die Wahrheit über das 
Schicksal ihrer Familienangehörigen zu 
erfahren. Matsis wies darauf hin, daß die 
Türkei auch heute noch die Menschen- 
rechte und Freiheiten des zyprischen Vol- 
kes verletze. Ob der europäische Bericht- 
erstatter allerdings Erfolg haben wird, 
bleibt fraglich, denn eine von den Verein- 
ten Nationen eingesetzte Untersuchungs- 
kommission wird seit Jahren durch ver- 
fahrenstechnische Hindernisse am erfolg- 
reichen Arbeiten gehindert. 

• 



Uru-Eu-YVau-Wau in Bedrängnis 

Nach den weltweit bekanntgewordenen 
Auseinandersetzungen um die Yanomami- 
Indianer im brasilianischen Bundesstaat 
Roraima sind jetzt auch die letzten Uru- 
Eu-Wau-Wau-Indianer im Bundesstaat 
Rondonia in arger Bedrängnis. Ähnlich 
wie bei den Yanomami geschehen, dringen 
Goldsucher in das Reservat ein, zerstören 
die Lebens- und Emährungsgrundlagen, 
schleppen Krankheiten ein und verdrän- 
gen die Indianer aus ihrem angestammten 
Lebensraum. Das Jäger- und Sammler- 
volk, das nur noch knapp 1000 Individuen 
umfaßt, wird jedoch nicht nur von den 
schon 400 Goldsuchern, sondern außer- 
dem noch durch Gummibaumpfianzun- 
gen, Holzeinschlag und Zinnabbau be- 
droht. Das ihnen zugebilligte Reservat ist 
faktisch nicht mehr existent. Nur die Aus- 
weisung der Eindringlinge könnte das 
Überleben dieser Ethnie sichern. 

» 

Assyrer 

von Kurden und Türken verfolgt 

Zunehmend geraten die im Berggebiet Ihr 
Abdin wohnenden Assyrer in die Ausein- 
andersetzungen zwischen dem türkischen 
Militär und der othodox-kommunistischen 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK). Darauf 
verweist der Zenlralverband der assyri- 
schen Vereinigungen in Deutschland. Die 
Lage der Assyrer im Kampfgebiet der 
PKK ist äußerst ernst, denn sollten sie von 
türkischer Seite in Verdacht stehen, die 
kurdische Guerilla zu unterstützen, müs- 
sen sie mit Verschleppung und Inhaftie- 
rung rechnen Umgekehrt führt der ge- 
ringste Verdacht, mit den türkischen Be- 
hörden zusammenzuarbeiten, zur Liqui- 
dation durch PKK-Kommandos. Die Sor- 
ge der ZAVD ist nicht unbegründet, Fälle 
von Erschießungen, Mißhandlungen, 
Brandstiftungen und Plünderungen neh- 
men in letzter Zeit bedenklich zu. 

— k — 
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UNSER SELBSTVERSTÄNDNIS 

Nach der Neuvereinigung Deutschlands gewinnt die Frage der nationalen Identität verstärkte Bedeutung. Die 
den Deutschen jahrzehntelang aufgezwungene Teilung wirkt im Bewußtsein der Menschen fort. Nur über kol- 
lektives Erinnern und die Wiederentdeckung unserer gemeinsamen kulturellen Wurzeln werden die Deutschen 
den nationalen und internationalen Herausforderungen der Zukunft gewachsen sein. Nationalstaat oder EG- 
Europa, Tfcil der »westlichen Wertegemeinschaft« oder Brücke zwischen Ost und West, Souveränität oder Infe- 
riorität — die machtpolitische und geistige Rolle Deutschlands ist noch nicht einmal in Umrissen erkennbar. 
Wir richten unsere Hoffnungen darauf, hierüber eine sachliche, ideologiefreie Diskussion beginnen zu können, 
in der das antiquierte Links-rechts-Schema zumindest nicht mehr zur primitiven Freund-Feind-Formel ver- 
kommt. Die Zeitschrift wir selbst - Zeitschrift für nationale Identität versteht sich als unabhängiges deutsch- 
landpolitisches Magazin, in dem Autoren unterschiedlicher Ausrichtung zu Wort kommen. Nationale und re- 
gionale Emanzipationsbewegungen sowie die Entwicklung der Völker in der Dritten und Vierten Welt zur kul- 
turellen Autonomie finden in wir selbst regelmäßig Beachtung. Die deutsche Frage wird nicht isoliert 
nationalstaatlich, sondern im Zusammenhang mit weltweit zu beobachtenden ethnischen Unabhängigkeitsbe- 
strebungen gesehen. Die Zeitschrift wir selbst tritt für konsequenten Umwelt- und Lebensschutz ein. Der Fo- 
rumcharakter der Zeitschrift garantiert Offenheit und Kontroversen. 
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1. Der Golfkrieg demaskiert 
die USA 

Die USA haben ihren militärischen 
Sieg am Golf mit einer moralischen 
Niederlage bezahlt. Was als Politik 
für Recht und Freiheit erschien, ent- 
puppte sich als skrupellose Macht- 
politik auf Kosten von Tod und Elend 
von Millionen. 

Die US-Regierung hat den iraki- 
schen Diktator aus Kuweit vertrieben, 
damit die plutokratischen Feudalher- 
ren ihre undemokratische Herrschaft 
restaurieren können. Die USA haben 
im Kuweit die Folterknechte ausge- 
tauscht. Der Welt wurde ein Krieg ge- 
gen einen „Hitler" vorgetäuscht, der 
aber ist nur zurechtgestutzt worden, 
damit er auch künftig den anti- 
iranischen Irak zusammenhält. Eine 
düpierte Welt erkennt, daß der Krieg 
nicht gegen das Regime selbst, son- 
dern lediglich gegen dessen Unbotmä- 
ßigkeit gerichtet war. Daß Saddam 
Hussein bislang nicht durch einen sei- 
ner Paladine ersetzt werden konnte, ist 
nur ein Schönheitsfehler. 

Um den Machthaber in Bagdad zu 
disziplinieren, haben die USA Zehn- 
tausende Opfer des Diktators getötet, 
während dieser selbst im Amt blieb 
und diejenigen Waffen behalten durf- 
te, mit denen er an den Kurden und 
Schiiten für seine militärische Nieder- 
lage brutal Rache nahm. Kurden und 
Schiiten sterben stellvertretend für 
amerikanische Soldaten. 

Das Sterben der Kurden begann 
mit dem Einsatzbefehl des amerika- 
nischen Präsidenten am 17. Januar 
1991; weil Krieg Barbarei ist, reißt er 
die Dämme gegen andere Barbarei 
ein. Wer Krieg beginnt, trägt auch 
Verantwortung für die dadurch ausge- 
löste Folgegewalt. In einer Welt des la- 
tenten Bürgerkrieges, in der fast jede 
Grenze strukturelle Gewalt gegen das 
Selbstbestimmungsrecht ist, wird die 
militärische Ahndung eines Völker- 
rechtsbruchs fast zwangsläufig eine 
Kettenreaktion der Gewalt auslösen. 

Zum moralischen Desaster wurde 
der Golfkrieg für Georg Bush wegen 
der unterlassenen bzw. zögerlichen Ret- 
tung von Menschen aus einer Not, in 
die sie die USA und ihre Gefolgslän- 
der hineingetrieben hatten. Beim Ver- 
nichten menschlichen Lebens war die 
Weltmacht groß, sie war schwach bei 
der Rettung von Menschenleben, die 
erst dann einsetzte, als weiteres Zu- 
schauen dem eigenen Ansehen noch 
größeren Schaden zugefügt hätte. 

Man könnte den zynischen Umgang 




„Sind die USA zum Krieg entschlossen, dann wird dies 4er Rest der Welt* nicht verhindern, sondern mit Gefolgschaft, mit Geld und Truppen 
unterstützen“: Amerikanische Truppen am Golf (oben) 



Alfred Mechtersheimer 

Antiamerikanisch — 

weshalb eigentlich nicht? 

Von der Pflicht, dem weltweit verheerenden Einfluß der USA zu widerstehen 



mit dem Leben von Hunderttausen- 
den aus fremden Völkern, die barbari- 
sche Zerstörung der Lebensgrundla- 
gen der Menschen im Irak, wie die an- 
fängliche Hinnahme des Völkermor- 
des an den Kurden, als unvermeidliche 
Folge der vertrackten Lage in der Re- 
gion und damit als eine Ausnahme der 
westlichen Außenpolitik entschuldi- 
gen. Aber nicht nur in der Dritten 
Welt fragt man nach diesem Krieg, ob 
hier nicht eine Normalität US-ameri- 
kanischer Politik sichtbar geworden 
ist, die sich im Konflikt zwischen 
Macht und Menschenrechten prinzi- 
piell gegen die Menschen richtet. Sind 
Tausende von aufständischen Kurden 
und ihre Angehörigen gestorben, weil 



sie nicht wußten, daß die USA für ihre 
wohlklingenden Ideale nur dann kon- 
sequent eintreten, wenn dies in ihrem 
nationalen Interesse liegt, nicht je- 
doch für Leben und Freiheit anderer 
Völker? 

Der amerikanische Präsident hat 
angekündigt, die „Operation Wüsten- 
sturm“ müsse zum Vorbild für inter- 
nationales Handeln werden und der 
Erfolg am Golf sei eine Grundlage für 
die neue Weltordnung. Wird diese An- 
kündigung verwirklicht, steht der 
Menschheit eine gefährliche Zeit be- 
vor. Die USA sind nur bei der Rü- 
stung und im Krieg Supermacht, beim 
Aufbau friedlicher Ordnungen waren 
sie immer schwach. 



2. Die Welt unter 
US-Herrschaft 



In rund 200 Jahren sind die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika zur alleini- 
gen Weltmacht aufgestiegen. Mit der 
„besten Militärmaschine auf Erden“ 
(US-General Thomas Kelly) und 
einem globalen Netz von Stützpunk- 
ten kontrollieren sie eine durchameri- 
kanisierte Welt. Die Erde ist ein Ami. 
Erst nach einem 45jährigen Kalten 
Krieg gegen die Sowjetunion steht der 
wirkliche Sieger des Zweiten Weltkrie- 
ges fest. Jetzt erst ist der amerikani- 
sche Traum von der “one world“ 
Wirklichkeit. Entgegen allgemeiner 
Erwartung sind nicht beide Super- 



mächte, die sich und der Welt fast ein 
halbes Jahrhundert lang einen ruinö- 
sen Rüstungswettlauf geliefert haben, 
mit dem Ende des Ost-West-Konflik- 
tes in die zweite Reihe zurückgetreten. 
Statt dessen ist es den USA gelungen, 
alle Macht auf sich zu konzentrieren 
und heute ohne Gegengewicht der 
Sowjetunion oder der neuen wirt- 
schaftlichen Großmächte Japan und 
Deutschland und ohne Korrektiv 
durch die Vereinten Nationen die Welt 
nach ihren Vorstellungen zu domi- 
nieren. 

3. Die Ursachen der 
US-Hegemonie 

Die USA verdanken ihre einzigarti- 
ge weltweite Dominanz der unglei- 
chen Verteilung militärisch und öko- 
nomisch begründeter Macht. Inner- 
halb der weltwirtschaftlichen Triade 
Japan-Deutschland-USA (zusammen 
mit den jeweiligen Großregionen) hat 
die militärische Supermacht USA eine 
Sonderstellung. Die 1945 unterlege- 
nen Kriegsgegner Deutschland und 
Japan haben zwar ökonomisch mit 
den siegreichen USA gleichgezogen, 
militärisch aber blieben sie zweitran- 
gig und von den USA besetzt und 
noch heute sind sie politisch so ab- 
hängig, daß sie zu gewaltigen Subsi- 
dien für den Golfkrieg gezwungen 
werden konnten. 

Für geraume Zeit werden — allen 
Prognosen über den Niedergang der 
US-Hegemonie zum TVotz — die 
Wirtschaftsriesen die weltpolitische 
Vorrangstellung der USA nicht beein- 
trächtigen, sondern sogar noch stär- 
ken. Sind die USA zum Krieg ent- 
schlossen, dann wird dies „der Rest 
der Welt“ nicht verhindern, sondern 
mit Gefolgschaft, mit Geld und Trup- 
pen unterstützen. 

Die wirtschaftlichen Probleme der 
USA sind erheblich, aber sie profitie- 
ren vom Zerfall des sozialistischen 
Machtblocks mehr als die Europäer. 
Zwar verringern sich für beide die 
Konfrontationskosten, aber vor allem 
Deutschland wird auf lange Zeit 
durch die marode Wirtschaft und In- 
frastruktur in den vormals sozialisti- 
schen Staaten belastet sein. Vor allem 
dann, wenn in Osteuropa der Versuch, 
zur Ersten Welt aufzuschließen, mit 
dem Sturz in die Dritte Welt endet. 
Das verschafft den USA im globa- 
len Wettbewerb zumindest gegenüber 
Europa eine dringend benötigte 
Atempause. 

Doch die Hauptursache der ameri- 



kanischen Suprematie liegt in der 
Herrschaftsideologie, auf die sie die 
unfriedliche „pax Americana“ grün- 
det. Die Kombination aus den westli- 
chen Waren und westlichen Werten 
hat eine historisch beispiellose Attrak- 
tivität entfaltet, die nicht auf Konkur- 
renz, sondern auf universelle Gültig- 
keit ausgerichtet ist und voll mit den 
USA identifiziert wird. 

4. Die UNO wurde zum 
Instrument der Reichen 

Deshalb kann es nicht verwundern, 
daß mit dem Ende der sowjetisch- 
amerikanischen Machtkonkurrenz die 
Weltorganisation der sogenannten 
„Vereinten Nationen“ zum Instru- 
ment ihres stärksten Mitglieds gewor- 
den ist. So wie die UNO früher das 
Supermächte-Patt widerspiegelte, so 
repräsentiert sie jetzt die neuen 
Machtverhältnisse. Der UN-Sicher- 
heitsrat ist ein Notariat, das mit sei- 
nen Beschlüssen die jeweiligen welt- 
politischen Kräftekonstellationen fest- 
stellt. Deshalb schafft die UNO kein 
Recht, sondern legitimiert lediglich 
das Faustrecht der Mächtigen. Mit der 
Resolution des Sicherheitsrates 678 
vom 29. November 1990 beispielswei- 
se, die den Krieg gegen den Irak auto- 
risierte, können die USA den Golf- 
krieg nicht legitimieren, weil sie das 
„Recht“, auf das sie sich berufen, zu 
dem konkreten Zweck zuvor selbst ge- 
schaffen haben. 

Es kommt nicht von ungefähr, daß 
eine Weltorganisation, die im Ost- 
West-Konflikt regelmäßig versagt hat, 
beim ersten großen Nord-Süd-Krieg 
handlungsfähig wird; denn die so viel 
beschworene „neue Weltordnung“ ist 
in Wahrheit die modifizierte alte 
Nachkriegsordnung. Dies zeigt sich 
besonders kraß in der Zusammenset- 
zung des UN-Sicherheitsrates. 

Die mit dem Veto-Recht ausgestat- 
teten vier Siegermächte von 1945 ver- 
fügen zusammen mit der Volksrepu- 
blik China über mehr Rechte als alle 
anderen 155 UN-Staaten. Die Regie- 
rungen dieser fünf Nordländer, von 
denen keines südlich des nördlichen 
Wendekreises liegt, sind die größten 
Rüstungsexporteure in die Dritte Welt 
und verweigern Rechte und Waffen, 
auf die sie selbst nicht verzichten wol- 
len. Der UN-Sicherheitsrat ist eine 
Macht-Oligarchie zur Absicherung 
antiquierter Privilegien. Er ist sowohl 
ein Kartell gegen die ökonomisch er- 
starkten Kriegsgegner von 1945 als 
auch gegen die früheren Kolonien. 
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Die heutige Epoche unterscheidet sich von der Zeit des 
Kolonialismus eigentlich nur durch den Irrglauben, die- 
ser sei überwunden. Eine wirkliche Entkolonialisierung 
hat nie stattgefunden. 



Ausgerechnet innerhalb der fast alle 
umfassenden Vereinten Nationen be- 
findet sich die undemokratische Insti- 
tution zur Scheinlegitimation einer 
globalen Unrechtstruktur. 

Trotz erheblicher Interessenunter- 
schiede liegt doch allen fünf ständigen 
Mitgliedern des Sicherheitsrats glei- 
chermaßen an der Zementierung des 
weltpolitischen Status quo. Weil Groß- 
britannien und Frankreich ohne die 
USA ihren priviligierten Status nicht 
wahren können, akzeptieren sie deren 
Führungsrolle. Die Sowjetunion und 
China erhalten mit jeder Zustimmung 
zu einer US-Intervention einen Frei- 
brief für Pressionen in ihren eigenen 
Ländern. Außerdem sind beide (ex-) 
sozialistischen Regime existentiell von 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
mit dem Westen abhängig, so daß sie 
bis zur Selbstverleugnung dem US- 
Kurs folgen werden. Deshalb wird sich 
die US-Regierung auch künftig einen 
Veto-Verzicht der anderen vier Mächte 
zu einem vergleichsweise geringen 
Preis erkaufen können. Daran wird 
deutlich, daß die unverzichtbare For- 
derung nach einer tiefgreifenden UN- 
Reform eine prinzipielle Kampfansage 
an die heutige internationale Macht- 
struktur mit ihrer Suprematie einzel- 
ner Staaten darstellt. 

5. Der strukturelle 
Kolonialismus 



Die heutige Epoche unterscheidet sich 
von der Zeit des Kolonialismus eigent- 



lich nur durch den Irrglauben, dieser 
sei überwunden. Eine wirkliche Ent- 
kolonisierung hat nie stattgefunden. 
Der profitable Zugang zu den Roh- 
stoffen der ehemaligen Kolonien ist 
nur anders geregelt und sicherer denn 
je. Die neuen Staaten verkaufen ih- 
re Produkte zu Niedrigpreisen auf 
Märkten, die von den reichen Staaten 
reguliert werden. Auch die andere 
klassische Funktion der Kolonien, der 
Absatzmarkt für Industriegüter, wird 
nicht schlechter erfüllt, weil sich 
die Entwicklungsländer verschulden. 
Und die spärliche Entwicklungshilfe 
ist vor allem Exportförderung der In- 
dustriestaaten. Mittlerweile ist die 
Auslandsverschuldung der Dritten 
Welt so drückend, daß die Länder des 
Südens selbst ihre natürlichen Lebens- 
grundlagen exportieren, um den 
wachsenden Schuldendienst zu bedie- 
nen, was überhaupt nur noch unter 
Vernachlässigung der inneren Ent- 
wicklung möglich ist. 

Ein erheblicher Teil der für öl, Kaf- 
fee und andere Kolonialwaren gezahl- 
ten Devisen holt sich der Norden 
zudem mit Waffenlieferungen wieder 
zurück. Diese Rüstung kostet viel und 
taugt für Kriege zwischen den „Dritt- 



ländern 1 gegenüber den modernen 
Streitkräften der westlichen Staaten 
hat sie jedoch, wie der Golfkrieg ge- 
zeigt hat, nur Schrottwert. Deshalb ist 
der Rüstungsexport in die Dritte Welt 
für die reichen Länder so profitabel 
und ungefährlich. 

Während des Ost-West-Konfliktes 
konnten viele junge Staaten von ihren 
ehemaligen Kolonialmächten eine ge- 
wisse politische Unabhängigkeit errei- 
chen, indem sie sich die sozialistisch- 
kapitalistische Rivalität zu Nutze 
machten. Mit dem Zerfall des soziali- 
stischen Machtblocks ging dieser 
Handlungsspielraum verloren. Ohne 
Blöcke ist die Bewegung der Block- 
freien bedeutungslos. Der Dritten 
Welt werden ihre Existenzbedingun- 
gen nun wieder voll von außen dik- 
tiert. Und das nicht von einer Kolo- 
nialmacht, die wie früher in der Zeit 
des europäischen Imperialismus in 
Konkurrenz zu anderen Mächten 
steht, sondern von einem Kolonialher- 
ren, der der erbarmungsloseste ist, 
nämlich dem Weltmarkt. Und die 
USA sind der Generalbevollmächtigte 
dieses strukturellen Kolonialismus. 




„Die Tage der Diktaturen auf der Welt sind gezählt.“ — Doch wer ein Diktator ist und 
wer nicht, bestimmt der US-Präsident. Wer proamerikanisch ist, darf ungestraft innen- 
politische Gegner foltern und Minderheiten ausrotten: Siegreiche US-Truppen sorgen für 
die Wiedererrichtung des feudalistischen Unrechtsregimes in Kuweit 
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6. Die Hierarchie der globalen 
Gewalt 



Eine solche Welt der Fremdbestim- 
mung ist instabil und bedarf wirksa- 
mer Kontrolle. Obwohl „Soldaten in 
jeder Ecke der Welt“ stehen (US- 
Senator Richard Lugar), verfügen die 
USA nicht über ausreichende Macht- 
mittel, um die Mehrheit der Mensch- 
heit ruhigstellen und notfalls diszipli- 
nieren zu können. Die einzelnen Re- 
gionen sind so organisiert, daß sich 
sowohl die potentiellen Konkurrenten 
der USA als auch die jungen Staaten 
gegenseitig im /Laune halten. 

Folglich ist es eine Konstante der 
amerikanischen Europapolitik, die 
einzelnen westeuropäischen Mittel- 
mächte in einem Zustand annähern- 
den Gleichgewichts zu halten, um 
diese wichtige Region mit möglichst 
geringem Aufwand beeinflussen zu 
können. Deshalb tauscht die US-Re- 
gierung von Zeit zu Zeit ihren angeb- 
lich wichtigsten europäischen Partner 
aus. Mal genießt Deutschland, dann 
wieder Frankreich oder Großbritan- 
nien dieses Privileg. Käme es zu einer 
gesamteuropäischen Politik, eventuell 
sogar unter Einbeziehung der Sowjet- 
union, wäre Europa für die US-kon- 
trollierte Weltordnung zu stark. Des- 
halb wird zum Beispiel die mit dem 
Ende des Osl-West-Konflikts obsolet 
gewordene NATO revitalisiert, um da- 
mit die Sowjetunion auszugrenzen 
und auch, um die weitere Stationie- 
rung von US-Truppen vor allem in 
Deutschland besser rechtfertigen zu 
können. 

Im Nahen Osten wird das Verfahren 
zur regionalen Paralyse besonders 
deutlich. Wegen ihrer Ölvorkommen 
wäre diese Region politisch geeint 
nicht mehr zu kontrollieren. Deshalb 
wurde der schiitisch gewordene Iran 
durch die Unterstützung des iraki- 
schen Angreifers niedergehalten. Und 
Gegner wie Syriens Diktator Assad 
werden zu Verbündeten, wenn es gilt, 
den zu mächtig gewordenen iraki- 
schen Diktator in seine Schranken zu 
verweisen. Weil es im existentiellen In- 
teresse Israels liegt, daß keiner der an- 
deren Staaten in der Region zu stark 
wird, fördert es ebenfalls Spannungen 
zwischen ihnen, worauf die dauerhaf- 
te Interessengemeinschaft mit den 
USA beruht, deren Thippen und Waf- 
fen in einer friedlichen Nah-Ost-Re- 
gion nicht mehr benötigen würden. Ist 
Saddam Hussein auch deshalb noch 
im Amt, weil mit ihm die US-militäri- 
sche Dauerpräsenz am Golf leichter 



begründet werden kann? 

Auf einer zweiten Ebene behindern 
die USA die Bemühungen der einzel- 
nen Regionen zu besserer Kooperation 
untereinander. Durch tragfähige bila- 
terale Beziehungen sowohl zu Japan 
als auch zur EG soll eine antiamerika- 
nische Koalition der beiden Wirt- 
schaftsgiganten abgewendet werden. 
Auch eine europäisch-arabische Zu- 
sammenarbeit fürchtet Washington, 
womit es wiederum mit Israel überein- 
stimmt. 

Als Weltordnungsmacht brauchen 
die USA ein Mindestmaß an Konflikt, 
um immer wieder Führungswille und 
Interventionsfähigkeit beweisen zu 
können. Eine Macht lebt von ihren 
Gegnern. Nach dem Ende der meisten 
marxistischen Regime, der Interven- 
tion in Grenada, der Ausschaltung 
Noriegas und der Sandinisten in Nica- 
ragua bleiben nur noch wenige Stö- 
renfriede. Die Eliminierung des sozia- 
listischen Regimes auf Kuba ist wohl 
nur noch eine Frage von Methode und 
Zeit. Der militärische Erfolg gegen 
Saddam Hussein hat den Befürwor- 
tern einer militärischen Lösung Auf- 
trieb gegeben. Jane Kirckpatrick 
spricht von waffenfähigem Plutoni- 
um, das Fidel Castro in etwa zwei 
Jahren gegen Florida einsetzen könn- 
te. Washington wird vermutlich zu- 
schlagen, bevor das wirtschaftlich ge- 
scheiterte System von selbst zerbricht, 
um den anderen „letzten Dinosau- 
riern“ im US-Imperium zu zeigen, 
wie schnell sie ins Fadenkreuz der 
mächtigen Militärmaschine geraten 
können. Schließlich hatte US-Präsi- 
dent George Bush bei seinem Amtsan- 
tritt im Januar 1989 verkündet: „Die 
läge der Diktatoren auf der Welt sind 
gezählt.“ 

Doch wer ein Diktator ist und wer 
nicht, bestimmt der US-Präsident. 
Ein Regime, das, wie in Indonesien, in 
Ost-Timor, in Haiti, in Chile, in Zaire 
oder in Salvador Kommunisten mor- 
det, darf die westlichen Ideale mit Fü- 
ßen treten. Wer proamerikanisch ist, 
wie die marokkanische Regierung, 
darf ungestraft innenpolitische Geg- 
ner foltern und Minderheiten ausrot- 



ten. Der Weg der USA zur Weltführer- 
schaft ist gesäumt von Hekatomben 
von Opfern in der Dritten Welt. 

ln ihrem macht politischen Zynis- 
mus baut die US-Außenpolitik bereit- 
willig auf die Vorzüge totalitärer 
Regime, ln einem demokratischen Sy- 
rien etwa hätten sich der innenpoliti- 
sche Widerstand gegen die Teilnahme 
an der US-Kriegsallianz nicht so bru- 
tal niedergehalten und die Medien 
nicht so konsequent auf US-Linie 
bringen lassen, wie unter dem Dikta- 
tor Assad. Wenn eine demokratische 
Regierung, wie die der Vereinigten 
Staaten, solch kongenialen Beziehun- 
gen zu blutrünstigen Diktatoren ein- 
geht, dann kennzeichnet dies die 
„westlichen Werte“ als eine perfekte 
Herrschaftsideologie, die eine welt- 
weite Koalition aus unterschiedlichst 
legitimierten Regierungen der reichen 
und armen Länder formiert, um 
eine globale Hierarchie der Schlacht- 
erlaubnis zu unterhalten. Oben ist die 
High-Tfech-Kriegsmaschine und unten 
sind die Folterkammern der dienstba- 
ren Diktaturen. 

7. Die neue Weltordnung — 
ein Abbild der USA 



Der Zustand der Welt entspricht den 
Methoden, mit denen sie organisiert 
wird. Es ist eine Unrechtsordnung der 
Ausbeutung und Diskriminierung und 
der globalen Umwellzerstörung, in 
der mindestens ein Drittel der 
Menschheit unter der Armutsgrenze 
lebt, während die Industrieländer mit 
einem Viertel der Weltbevölkerung 
drei Viertel aller Ressourcen verbrau- 
chen. UNICEF hat ermittelt, daß je- 
des dritte Kind an Hunger leidet, 30 
Millionen Kinder obdachlos sind und 
80 Millionen Kinder als Arbeitskräfte 
ausgebeutet werden. 

Weil es das Interesse der Machteli- 
ten sowohl der reichen wie der armen 
Länder ist, an dem Zustand der Welt 
prinzipiell nichts zu ändern, wird in- 
terveniert, wenn das globale System 
der manifesten und strukturellen Ge- 
walt gefährdet ist, nicht aber um etwa 
die 40.000 Kinder zu retten, die täglich 



Der UN-Sicherheitsrat ist ein Notariat, das mit seinen 
Beschlüssen die jeweiligen weltpolitischen Kräftekonstel- 
lationen feststellt. Deshalb schafft die UNO kein Recht, 
sondern legitimiert lediglich das Faustrecht der Mächti- 
gen. 
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Zwei Seilen amerikanischer Wirklichkeit — Parade für Golf-Heimkehrer in Fayetteville 
(oben), Obdachlose vor einer Notunterkunft in New York (rechts): „Die amerikanische 
Gesellschaft braucht für ihren Zusammenhalt den Hurrapatriotismus und die von den 
gleichgeschalteten Medien stimulierte nationalistische Arroganz.“ 



zugrunde gehen. Es entspricht den 
Gesetzen dieser unmoralischen Ord- 
nung, wenn die Machthaber der Welt 
einen vernichtenden Krieg führen, um 
einen befreundeten Diktator vor 
einem in Ungnade gefallenen Diktator 
zu schützen, aber noch nicht einmal 
mit politischen Mitteln versuchen, 
den Reichtum des Öl-Feudalherren 
auf die notleidenden Menschen in der 
arabischen Welt umzulenken. 

Aber es ist naiv zu erwarten, daß 
die USA weltweit einen Zustand än- 
dern, der im eigenen Land die Norm 
ist. Die USA sind der größte Schuld- 
ner der Welt. Allein der Bundesstaat 
wird sich bis Ende 1993 mit mögli- 
cherweise 4,0 Billionen Dollar ver- 
schuldet haben, was über die Zinsen 
zu einer weiteren Umverteilung zu- 
gunsten der reichen nationalen und 
ausländischen Machteliten führen 
wird. Rund 5000 US-Bürger haben 
mehr Guthaben auf ihren Sparkonten 
als die anderen 250 Millionen. Ein 
Wachstumswahn, der sich nur durch 
die rücksichtslose Ausbeutung der Zu- 
kunft Finanzieren läßt, dominiert nir- 
gends so stark wie in der ehemals 
„neuen Welt“. Doch schon heute hun- 
gern in den USA nach einer neuen Er- 
hebung des Food Research and Action 
Center, Washington, täglich 5,5 Mil- 
lionen Kinder unter 12 Jahren, weitere 
6 Millionen sind unterernährt. Das 
sind mehr als 25 Prozent dieser Al- 
tersgruppe. 

Das von der Wirtschaft definierte 
System-Interesse entfernt sich immer 
weiter von den Interessen des Durch- 



schnittsamerikaners. Obwohl das Jah- 
reswachstum des Bruttosozialpro- 
dukts im vergangenen Jahrzehnt im- 
merhin noch jährlich 2,6 Prozent be- 
trug, liegt nach einer Berechnung des 
National Center of Education and 
Economy, Washington, das Realein- 
kommen der Bevölkerungsmehrheit 
heute niedriger als vor 15 Jahren. 

Die Vereinigten Staaten sind das 
verschwenderischste Land der Welt. 
Mit einem Anteil von rund 5 Prozent 
an der Weltbevölkerung verbrauchen 
sie ein Viertel des auf der ganzen Erde 
geförderten Erdöls; ähnlich groß ist 
ihr Anteil an den Emissionen. Gleich- 
zeitig wächst ihre eigene „Dritte 
Welt“, in der die Kindersterblichkeit 
das Maß vieler Entwicklungsländer 
erreicht und die Infrastruktur nicht 
nur in den schwarzen Großstadtghet- 
tos verkommt. 

Eine solche gespaltene Gesellschaft 
braucht für ihren Zusammenhalt den 
Hurrapatriotismus und die von den 
gleichgerichteten Medien stimulierte 
nationalistische Arroganz. Es kommt 
nicht von ungefähr, daß der Golfkrieg 
kollektive Feindbilder aktiviert hat, 
wobei die amerikanische Zivilisation 
glorifiziert und die islamische Kultur- 
sphäre als minderwertig und verab- 
scheuungswürdig diffamiert wird, wie 
dies in dem Publikumserfolg von 
Buch und Film der Amerikanerin Bet- 
ty Mahmoody „Nicht ohne meine 
Tochter“ geschieht. Diejenigen, die 
den Fundamentalismus der anderen 
attackieren, sind oft unfähig zu erken- 
nen, daß sie selbst davon erfaßt sind. 



8. Von den USA gehl kein 
Friede aus 



Die USA betreiben keinen Imperialis- 
mus, sie sind der Imperialismus. Bei 
ihrem stetigen Aufbruch nach den 
„new frontiers" haben sie nicht Halt 
gemacht. Die Kontinuität US-ameri- 
kanischer blutiger Expansion reicht 
von der Ausrottung der Indianer, über 
die Dauerinterventionen in Latein- 
amerika, die Kriegsverbrechen Dres- 
den und Hiroshima, über Vietnam 
und bis zum Massaker am Mutla 
Ridge im Februar 1991 südlich der ira- 
kischen Stadt Basra. 

Skrupellose Gewaltbereitschaft ver- 
bindet amerikanische Außen- und In- 
nenpolitik. Wo Tausende auf ihre 
Hinrichtung durch den Staat warten, 
ist auch die Gewaltbarriere in der Ge- 
sellschaft niedrig. Mehr als 100 Mil- 
lionen Schußwaffen befinden sich im 
Privatbesitz. Die Zahl der Morde 
steigt kontinuierlich. 1987 sollen al- 
lein 3392 Kinder durch Schußwaffen 
ums Leben gekommen sein. Im Jahre 
1990 wurde ein neuer landesweiter 
Gewaltrekord aufgestellt: Mehr als 
23200 Menschen wurden erschossen, 
erschlagen und erstochen. Der ameri- 
kanische Bürger wird zur Aggressivi- 
tät erzogen, im Sport, im Geschäfts- 
leben und durch die alltägliche Ge- 
walt, die in den Filmen und elektroni- 
schen Medien immer ungezügelter 
verherrlicht wird, und zwar parallel 
zum Anstieg der realen Gewalt. 

Die besondere Gefährlichkeit der 
US-amerikanischen Gewalt liegt in 



ihrer raffinierten Inszenierung. Ob im 
Film oder in der Außenpolitik, die wi- 
derlichste Greueltat erscheint dem Pu- 
blikum als ein befreiender Akt, als die 
Auflösung einer unerträglich gewor- 
denen Spannung. Nicht Ekel und Ab- 
scheu sind die Reaktionen auf blut- 
rünstige Barbarei, sondern das wohlig 
befriedigende Gefühl, sich mit einer 
höheren Gerechtigkeit zu verbinden. 

Das Bewußtsein, Träger einer Mis- 
sion, eines göttlichen Auftrages zu 
sein, verleiht den USA eine faszinie- 
rende Dynamik. Die Amerikaner füh- 
len sich immer noch, wie Robert N. 
Bellah die amerikanische „Zivilreli- 
gion“ beschrieb, als erwähltes Volk, 
das ein verheißenes Land besiedelt 
hatte. Doch das Problem ist, daß die 
Amerikaner im Grunde ihr Staatsge- 
biet als prinzipiell unbegrenzt verste- 
hen und fest daran glauben, daß das, 
was gut ist für Nordamerika, die gan- 
ze Welt beglücken soll, weshalb auch 
zwischen einem inneren und äußeren 
Amerika unterschieden wurde, wobei 
es eine Zeitfrage ist, bis sich alle vom 
Kernland ausgehenden Übel auch an 
der Peripherie durchsetzen. Der ame- 
rikanische Siegeszug hat zu einer glo- 
balen Penetration mit dem „American 
way of life“ geführt, der als gesell- 
schaftliche und als staatliche Doppel- 
strategie die spezifisch amerikani- 
schen bereits weitgehend zu universel- 
len Normen gemacht hat. Dies hat 
den Reichen geholfen, den Armen ge- 
schadet und die globalen negativen 
Trends auf allen Gebieten massiv ver- 
stärkt. 



9. Amerikanismus, 
eine deutsche Krankheit 

Doch die erfolgreiche Durchamerika- 
nisierung der Welt ist weniger den 
USA anzukreiden, als denjenigen in 
allen Kontinenten, die sich nicht dage- 
gen gewehrt haben, zum Beispiel die 
Deutschen, die mangels eigener politi- 
scher Identität keinen Widerstand ent- 
wickelt haben. Die Ost-West-Konfron- 
tation an der Grenze zum sowjeti- 
schen Herrschaftbereich, die Tfeilung 
Deutschlands, der wirtschaftliche 
Aufstieg als Folge US-amerikanischer 
Befreiung, all das hat ein falsches 
Freundbild geschaffen, das blind 
macht für die zerstörerischen TVends, 
die von den USA ausgehen. 

Was zu analysieren und zu überwin- 
den ist, ist das Phänomen des Ameri- 
kanismus, jene Geisteshaltung und 
Handlungsweise, die wahrnehmungs- 
krank alles Amerikanische positiv 
aufnimmt und kopiert. Wie durch ein 
Raster wird Kritik an den USA ausge- 
blendet. Die Tätsache, daß dort mehr 
gerodet wird als in Brasilien, dringt 
nicht in das Bewußtsein, wie die 
Nachricht, daß in den USA die Hälfte 
aller Drogen der Welt konsumiert 
wird. 

Deutschland ist auch nach der 
rechtlichen Vereinigung eine visions- 
lose Republik, ohne moralische Kohä- 
renz, ohne Selbstbewußtsein jenseits 
geschäftlicher Betriebsamkeit und 
egoistischer Konsumfreude. Die Un- 
fähigkeit zur Wiedervereinigung ist 
die Kehrseite des Unvermögens, sich 
aus der Vereinigung mit dem amerika- 
nischen Sieger zu lösen. Ist es nicht 
frappierend, daß eine „Wiedervereini- 
gung auf amerikanisch“ (Die Zeit Nr. 
18/1991) droht, bei der es den neuen 
Bundesländern so ergehen könnte, 
wie den angeschlossenen Südstaaten 
nach dem amerikanischen Bürger- 
krieg. 

Selbstverständlich werden in den 
Fernsehkanälen die vielen gewalt- 
verherrlichenden amerikanischen Ac- 
tionfilme nicht nur wegen einer US- 
Affinität gesendet, sondern weil sie 
als billige Massenware angeboten 
werden. Und Verkaufserfolge von 
Musik und Filmen können durch 
ein finanzkräftiges Marketing pro- 
grammiert werden. Wenn jedoch 
die Jugend selbst in den wenigen Län- 
dern mit amerikakritischer Regierung 
nach US-Musik, US-Kleidung, US- 
Lebensgefühl giert, dann zeigt sich 
hier ein universeller egalisierenden zi- 
vilisatorischer Trend, der vielleicht 




nur deshalb „amerikanisch" genannt 
wird, weil die USA auf einem objekti- 
ven Entwicklungsprozeß am weitesten 
vorangeschritten sind. 

Als eine bloße Begleiterscheinung 
der US-amerikanischen Weltherr- 
schaft wäre der ruinöse Trend früher 
oder später mit dem vielfach ange- 
kündigten “decline“ der USA been- 
det. Aber Hollywood produziert nicht 
weniger Horrorfilme, wenn sich sämt- 
liche Studios in japanischer Hand be- 
finden. Selbstzerstörendes Wachstum, 
verstärkte Ausbeutung der Schwa- 
chen, Nivellierung und Brutalisierung 
der Weltgesellschaft haben sich längst 
verselbständigt und werden auch aus 
anderen Quellen gespeist. Deshalb ist 
das Zurückdrängen der US-Einflusses 
und des Amerikanismus alleine nicht 
die Lösung, aber die entscheidende 
Voraussetzung zur Umkehr dieser 
TVends. In keinem Land wird sich bei- 
spielsweise eine Partnerschaft mit der 
Dritten Welt oder die nichtmilitäri- 
sche Konfliktbewältigung durchsetzen 
lassen, wenn die politische, militäri- 
sche und psychologische Abhängig- 
keit von den USA nicht überwunden 
wird. 

Ein Beispiel dafür hat Außenmi- 
nister Genscher geliefert, der bis 
zur letzten Minute jede diplomatische 
Initiative zur Vermeidung des Waf- 
feneinsatzes am Golf unterstützt hat- 
te, sich nach dem Angriffsbefehl 
des US-Präsidenten jedoch zu der 
Erklärung genötigt sah, die Alliierten 
hätten keine andere Wahl als den 
Krieg gehabt. Die Bundesregierung 
ließ sich nach dem Krieg, den sie mit 
17 Milliarden DM mit finanzierte, von 
US-Finanzminister Nicholas Brady 
für die pünktliche Zahlung wie ein 
Musterschüler loben. Gleichzeitig ließ 
Washington Bonn aber wissen, daß 
Deutschland selbst in Zukunft die vol- 
le Bandbreite der UNO-Charta militä- 
risch ausschöpfen müsse. Andernfalls 
seien „außenpolitisch ungewöhnliche 
Schwierigkeiten“ zu erwarten, sagte 
der deutsche Verteidigungsminister 
nach einer Washington-Visite. Aus 
einer Abhängigkeit kann man sich 
eben nicht durch Vasallentreue be- 
freien. 

In Deutschland gibt es jedenfalls 
keinen Politiker, der es sich leisten 
kann, den Golfkrieg als „eine ameri- 
kanische Expedition wie zur Kolonial- 
zeit“ zu kritisieren, wie dies der frü- 
here französische Verteidigungsmini- 
ster Jean-Pierre Chevfcnement getan 
hat. Er verlor zwar sein Amt, aber 
nicht sein Ansehen. 
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10. Eine antiamerikanische 
Internationale 

Beides, die außenpolitische Abhän- 
gigkeit Deutschlands von den USA 
wie der Amerikanismus der Deut- 
schen, wird nur schwer zu überwinden 
sein. Wenn etwa der Regisseur Volker 
Schlöndorff „Homo faber“ von Max 
Frisch verfilmt, dann elimeniert er 
„alle auch nur irgendwie amerikakriti- 
schen Äußerungen des Texts“, wie 
die Neue Zürcher Zeitung beklagt. 
Schwer zu sagen, ob so etwas mit 
Blick auf den amerikanischen Markt 
und den „Oscar“ geschieht oder we- 
gen der Inferiorität eines Großteils der 
deutschen Kulturlandschaft. 

Wo sind die Gegenkräfte? Der 
Golfkrieg hat das Lager der deut- 
schen Amerikanisten von links ver- 
stärkt, als die Linke in bellizistische 
und pazifistische Fraktionen zerfiel. 
War denn, so muß man heute verwun- 
dert fragen, die US-Kritik hauptsäch- 
lich Parteinahme für den bedrohten 
Realisierungsversuch ihres sozialisti- 
schen TVaums im Osten und in Tfeilen 
des Südens? Es scheint, als seien 
Vietnam- oder Nachrüstungsdemon- 
strationen mehr pro-sozialistische So- 
lidarität als anti-amerikanischer Pro- 
test gewesen. Und jetzt, nach der 
ideologischen Kapitulation des sozia- 
listischen Mutterlandes, schlagen sich 
die Enzensberger und Biermann auf 
die Seite der USA, die wenigstens ih- 
ren antifaschistischen Mythos bedie- 
nen und der bunten Vielfalt der 
Völker den Garaus machen. Motto: 
Lieber auf dem US-amerikanischen 
Niveau planiert als selbstbestimmt na- 
tional. Diktatoren, denen man den 
„Hitler“ aufkleben kann, um den 
Disziplinierungsapparat periodisch in 
Gang zu setzen, lassen sich immer fin- 
den. Es gibt also keine geborenen 
Wortführer einer fundamentalen US- 
Kritik, aber die Kräfte für eine Enta- 
merikanisierung wachsen, quer zu den 
bestehenden politischen Parteien und 
Gruppierungen. 

Wie pathologisch das Verhältnis 
der Deutschen zu den USA ist, zeigt 
die Furcht unter den Kritikern des 
Golfkrieges, als „antiamerikanisch“ 
abgestempelt zu werden. Und sogar 
diejenigen, die den globalen ruinösen 
US-Einfluß erkannt haben, zögern 
feige, sich antiamerikanisch zu verste- 
hen, obwohl sie es doch längst sind. 
Selbstverständlich ist eine dogmati- 
sche Anti-Position problematisch, 
weil sie zu Freund-Feind-Mustem ten- 
diert, die eigene Position reduziert 




Anti-USA-Demonstration in Khartum: 

„Was gebraucht wird, ist eine weltweite 
Widerstandsallianz der Völker und Regio- 
nen, die ihr Recht auf kulturelle und poli- 
tische Selbstbestimmung erringen und be- 
wahren wollen“ 

und verherrlicht und die gegnerische 
verteufelt, hier die USA zum „Reich 
des Bösen“ machen könnte. Aber eine 
reflektierte Gegnerschaft berücksich- 
tigt natürlich, daß viele amerikanische 
Bürgerinnen und Bürger einen paral- 
lelen Kampf führen und weiß, daß 
nicht ihr einflußloses „besseres Ame- 
rika“, sondern das amerikanische 
Establishment die Welt dominiert. 

Es ist folgerichtig, wenn der Pro- 
test gegen Krieg und Weltunrechts- 
ordnung den Vorwurf des Antiameri- 
kanismus auslöst. Dann wird „anti- 
amerikanisch“ zum positiven Prädi- 
kat und „amerikanisch“ zum Syn- 
onym für die weltweite inhumane 
Entwicklung. Antiamerikanismus hat 
eine dreifache Zielrichtung: Selbstver- 
ständlich die Politik der USA, dann 
aber auch den Amerikanismus der 
Nichtamerikaner, die US-Politik und 
US-Normen im eigenen Land fördern 
oder hinnehmen und schließlich den 
Amerikanismus in uns selbst. Deshalb 
ist „antiamerikanisch“ keine nationa- 
listische, sondern eine humanitäre Ka- 
tegorie. Ohne einen Begriff, der kriti- 
sches Bewußtsein schaffen und poli- 
tische Energien mobilisieren kann, 
bleibt Friedenspolitik folgenlos. 

Was gebraucht wird, ist eine welt- 
weite Widerstandsallianz der Völker 



und Regionen, die ihr Recht auf kul- 
turelle und politische Selbstbestim- 
mung erringen und bewahren wollen. 
Einzelne Länder, selbst wirtschaftli- 
che Großmächte, werden die amerika- 
nische Krankheit nicht heilen könne. 
Nachdem der Kampf zwischen Sozia- 
lismus und Kapitalismus obsolet ge- 
worden ist, geht es um die Frage, wel- 
cher der kapitalistischen Varianten die 
Zukunft gehören wird. Die US-ameri- 
kanische Realität ist die ungerechteste, 
die gefährlichste, die bedrohlichste. 
Der Emanzipationsprozeß von den 
USA ist auch deshalb schwierig, weil 
es zur US-Politik kein einheitliches 
Gegenmodell gibt, denn das Ziel ist 
die befriedete politische und kulturel- 
le Vielfalt gegen eine globale Unifor- 
mität, gegen das Machtmonopol einer 
Großmacht. 

George Bush hat nach dem Golf- 
krieg die „friedliche Beilegung von 
Konflikten“ und die „gerechte Be- 
handlung aller Völker“ zu Prinzipien 
seiner neuen Weltordnung erklärt. 
Diese idealistischen Worte sind zwar 
das Gegenstück seines Handelns, ha- 
ben aber, wie John Kenneth Galbraith 
meint, „eine instinktive Berechtigung: 
die Idee, daß die Zeit gekommen ist, 
um an eine sichere und bessere Welt 
zu denken“. 

Vielleicht hat die US-Hegemonie so 
viel Macht auf eine Metropole kon- 
zentriert, daß sie gar nicht mehr von 
einer neuen Weltmacht abgelöst, son- 
dern nur noch durch ihre Alternative 
verdrängt werden kann. Das wäre eine 
wirklich neue, föderative Weltord- 
nung mit einer völlig neuen UNO, die 
nicht mehr Instrument der Industrie- 
staaten zur Aufrechterhaltung einer 
ungerechten Weltwirtschaftsordnung 
ist und das wäre eine selbstbestimm- 
te Völkergemeinschaft, die sich von 
Frieden, Gerechtigkeit und Bewah- 
rung der Schöpfung wenigstens nicht 
immer weiter entfernt, und eine Welt, 
die von dem Grundirrtum geheilt ist, 
daß sich von oben mit Waffen Frieden 
schaffen läßt. 
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Boria Sax 

Am Rande der Kulturen 

Wie nah kann man einer Kultur sein, ohne dazuzugehören? 

Ich wuchs als Teil einer geringen weißen Minderheit in schwarzen Schu- 
len in Chicago auf. Es gäbe sicher Beifall, wenn ich sagen würde: »Da- 
her habe ich ein starkes Gefühl für das Erlebnis des schwarzen Volkes!« 
Nun, das wäre Lüge. 



Mein Erlebnis war eigentlich so son- 
derbar, daß ich kaum darüber reden 
kann — mit der Erwartung, verstan- 
den zu werden. Als Schüler begriff ich 
überhaupt nichts von »schwarz« und 
»weiß«, oder was für ein Unterschied 
wichtig sein sollte. Ich begriff nur 
eins: ich war irgendwie nicht wie die 
anderen Schüler. Die größte Lehre für 
mich in dieser Zeit: ein Gefühl der 
Entfremdung. Erst im Alter von unge- 
fähr sechzehn Jahren fand ich mich 
dauernd von anderen Weißen umge- 



ben. Auf einmal wurde die Minderheit 
zur Mehrheit und die Mehrheit zur 
Minderheit, was mich ziemlich ver- 
wirrte. Aber die Erlebnisse der Kind- 
heit lassen sich nicht ersetzen. Das 
Gefühl, oft ein Außenseiter zu sein, 
werde ich nie überwinden. 

Später habe ich auf der Uni Germa- 
nistik studiert. Je mehr ich dabei lern- 
te, desto mehr wurde mir klar, daß 
viele Nuancen in der Literatur und im 
alltäglichen Leben mir immer unzu- 
gänglich bleiben würden. Ich könnte, 



mit anderen Worten, auch in hundert 
Jahren kein Deutscher werden, ob ich 
das wollte oder nicht. Ich könnte nur 
die Kultur von außen betrachten, mal 
bewundernd, mal kritisch. In gewisser 
Hinsicht würde ich die Kultur viel- 
leicht besser verstehen als die Deut- 
schen selber. Das ist ein Vorteil davon, 
Außenseiter zu sein. 

Wenn Blut die Kultur bestimmen 
könnte, bin ich eher russisch. Mei- 
ne Großeltern emigrierten 1914 aus 
einem russischen Dorf, das nur durch 
einen einzigen Pfad und wenige Pfer- 
de mit der Außenwelt verbunden war. 
Mein Russisch ist sehr schlecht und 
meine Kenntnis der Kultur oberfläch- 
lich. Meine russische Abstammung ist 
mir jedoch sehr wichtig, ein persönli- 
cher Mythos. Oft dachte ich daran, 
richtig russisch zu lernen, aber das 
Rußland meiner Großmutter gibt es 
nicht mehr. 

Und was ist dann meine Kultur? 
Die USA sind ein Staat der Immi- 
granten. Sieht man von den India- 
nern ab, so gibt es keine »Amerika- 
ner« in dem Sinn, wie es Deutsche 
oder Türken gibt. Es gibt nur 
Deutsch-Amerikaner, Russisch-Ame- 
rikaner, Afrikanisch-Amerikaner, Jü- 
disch-Amerikaner usw. »Amerikaner« 
kann zwar manchmal eine stolze Iden- 
tität sein, jedoch für die meisten eine 
unvollständige. Die amerikanische 
Gesellschaft war immer in einem ge- 
wissen Grad multikulturell. 

Die verschiedenen Kulturen in 
den USA verschmelzen nicht wirk- 
lich, doch die Grenzen zwischen den 
Kulturen sind nie starr. Viele Men- 
schen, die ich kenne, hätten gern eine 
exakte Identität, aber nur sehr weni- 
ge können sich dieser Klarheit rüh- 
men. Bin ich nun multikulturell oder 
ohne eine eigene Kultur? Aber »kultu- 
relle Identität« bleibt auch ein ziem- 
lich abstrakter Begriff, der Unter- 
schiede zwischen den Menschen unge- 
nau beschreibt. Wie kennzeichnet 
man die Grenzen zwischen den Kul- 
turen? Hat Lateinamerika eine Kultur 
oder viele? Europa? Nordamerika? 
Israel? 

Für mich hat der Begriff »kulturelle 
Identität« zweierlei Bedeutung. Er- 
stens: sie ist ein romantisches, ersehn- 
tes und unerreichbares Ziel. Zweitens: 
sie kann als wissenschaftlicher Begriff 
gebraucht werden, der weiterer Be- 
stimmung bedarf. Aber gerade im 
Umgang mit einzelnen Menschen ha- 
be ich deshalb den Bezug auf diese so- 
genannte Identität nie als sehr 
nützlich erlebt. 
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»Ein Homo anonymus hat keine Kultur« 

Interview mit Wolfram Bednarski, 

Vorsitzender der Unabhängigen Ökologen Deutschlands 



wir selbst: Die Unabhängigen Öko- 
logen Deutschlands begreifen sich als 
Keimzelle eines neuen ökologischen 
Aufbruchs in Deutschland. Ist das 
ökologische Thema nicht durch Grü- 
ne und ÖDP in der ganzen politischen 
Spannbreite von links bis konservativ 
abgedeckt? Worin unterscheiden sich 
die Unabhängigen Ökologen von den 
genannten Gruppierungen? 

Wolfram Bednarski: Die ökologi- 
sche Thematik ist zur Zeit so gut wie 
überhaupt nicht abgedeckt. Die von 
Ihnen genannten Parteien zeigen ge- 
genüber den anstehenden Problemen 
keinerlei Tiefe. Sie geben gesell- 
schaftskonform nur Antworten für 
Tfeilbereiche, ohne Sicht für die Ganz- 
heit. Gerade „Die Grünen“ sind, 
durch ihre Interessenvertretung von 
Randgruppen, am weitesten von Ant- 
worten auf den notwendigen Um- 
bruch zum Überleben entfernt. Die 
„ÖDP“ hatte in den ersten Jahren ih- 
res Bestehens durchaus Ansätze zum 
Aufbruch. Leider hat sie sich inzwi- 
schen in vielen Bereichen vom Zeit- 
geist übermannen lassen. In vielen 
Positionen hat sie sich der Partei „Die 
Grünen“ angenähert. Als Beispiel will 
ich hier nur die nicht mehr vorhande- 
ne Stellungnahme zum Thema Ein- 
wanderung nennen. 

Gruppeninteressen werden von uns 
nicht wahrgenommen. Überkommene 
Begriffe wie rechts und links sind für 
uns völlig unbrauchbar. Unsere Ziel- 
setzung zur Erhaltung der Lebens- 
grundlagen beruht auf ganzheitlicher 
Sicht. 

wir selbst: Mit Dr. Herbert Gruhl 
haben Sie einen Vordenker der Ökolo- 
giebewegung in Ihren Reihen. Mit ihm 
wollen Sie — so heißt es in Ihrer Ver- 
bandszeitschrift ÖKOLOGIE — 
, .einen disziplinierten Neuanfang und 
eine Rückkehr zu den Wurzel der .rei- 
nen* politischen Ökologie“. Würden 
Sie dies bitte erläutern? 

Wolfram Bednarski: Der Neuanfang 
sind die „Unabhängigen Ökologen 
Deutschlands“. Die Rückkehr zu un- 
seren Wurzeln bedeutet für uns, daß 
wir uns als eine Gemeinschaft gleicher 
Weitsicht verstehen. Uns verbindet 
nichts mit den Merkmalen unserer 



Gesellschaft, die ihr Ziel in der Erfül- 
lung immer neuer Besitz- und Kon- 
sumwünsche der Menschen sieht. Wir 
finden Erfüllung im Einsatz um die 
Erhaltung der Lebensgrundlagen für 
kommende Generationen. Da wir als 
Ökologen in langen Fristen denken, 
kann uns der Ungeist der Zeit nicht 
schrecken. 




wir selbst: Es fällt auf, daß sich die 
Unabhängigen Ökologen Deutsch- 
lands in ihrer Grundsatzerklärung 
Fragen zuwenden, die im grünen 
Spektrum eher als anrüchig und 
rechtslastig gelten: Völkerschutz, Hei- 
matverbundenheit, gegen Konzepte 
der Einheitskultur und Einwande- 
rung. Wie lassen sich diese Themen 
denn mit dem ökologischen Gedan- 
ken in Einklang bringen? 

Wolfram Bednarski: Die von Ihnen 
angesprochenen Themen sind Selbst- 
verständlichkeiten für Ökologen. Nur 
wenn es uns gelingt, dem Menschen 
Heimat zu bewahren im Raum seines 
Volkes, ist ein verantwortungsvoller 
Neuanfang zur Umgestaltung der 
Welt für die Erhaltung der Lebens- 
grundlagen möglich. Nur Menschen 
als Glieder kulurtragender Völker, 
können den notwendigen Umbruch 



Informationen über die Unabhängigen 
Ökologen Deutschland erhalten Sie 
beim Bundesvorstand, Brotbeerenwin- 
kel 6, 3257 Springe-Völksen. 



schaffen. Den Begriff der Einheits- 
oder Multikultur lehnen wir ab. Hin- 
ter ihm steht ein dreister Mißbrauch 
der Begriffe. Ein Homo anonymus 
hat keine Kultur. Die bei uns durch 
Mißbrauch der Asylbewerbung statt- 
findende Einwanderung muß auf 
schnellstem Wege beendet werden. 
Die sich weiter verstärkende Übervöl- 
kerung würde jeden ökologischen 
Neuanfang zunichte machen und zur 
Verdrängung der hier lebenden Bevöl- 
kerung führen. Die Probleme müssen 
regional in den jeweiligen Heimatlän- 
dern gelöst werden. 

wir selbst: Da inzwischen eine Ta- 
gung Ihres Verbandes stattgefunden 
hat, an der auch Vertreter des Sach- 
senbundes. des Fränkischen Bundes, 
des Niedersächsischen Heimatbundes 
und der Bayernpartei teilgenommen 
haben, wird bereits gemunkelt, daß 
hier eine ökologisch-regionalistische 
Parteigründung vorbereitet werden 
soll. Trifft dies zu? Oder in welcher 
anderen Form wollen Sie politisch 
wirksam werden? 

Wolfram Bednarski: Unsere Tagung 
zeigt bereits, daß wir weiter politisch 
Einfluß nehmen. Bei einer solchen 
Arbeit würde ein Parteirahmen uns 
eher einengen und unsere Glaubwür- 
digkeit bei überparteilicher Vermit- 
tlung des ökologischen Gedankens 
einschränken. Was unsere künftige 
politische Arbeit betrifft, sind wir 
durch unsere parteipolitsche Unab- 
hängigkeit noch zu mancher Überra- 
schung fähig. 

wir selbst: Mit welchen Aktivitäten 
werden die Unabhängigen Ökologen 
Deutschlands in der näheren Zukunft 
an die Öffentlichkeit treten? 

Wolfram Bednarski: Wir organisie- 
ren uns in allen Regionen Deutsch- 
lands. Gründungen sind in vielen 
Teilen des Landes in Gang. Dabei 
ist es ein wesentlicher Punkt für uns, 
zu zeigen, daß Ökologen in kei- 
nen herkömmlichen Parteirahmen 
zu zwängen sind. Sie werden als 
freie Geister ebensolche um sich sam- 
meln. Man wird uns in vielfältiger 
Form in geeigneten Aktivitäten wie- 
derfinden. 
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Nachrichten 



Die deutsche Sprache wieder gefragt 

Zumindest als Verkehrssprache zwischen 
deutschen und europäischen Handelspart- 
nern ist die deutsche Sprache zunehmend 
gefragt. Wie das Goethe-Institut in Mün- 
chen mitteilte, sei diese Entwicklung 
durch die staatliche Einheit Deutschlands 
und die politischen Veränderungen in Ost- 
europa ausgelöst worden. Zwar werde das 
Deutsche dem Englischen als internatio- 
nale Verkehrssprache niemals den Rang 
.streitig machen können, aber für die Be- 
ziehungen zwischen deutschen und aus- 
ländischen Firmen, zumindest aus dem 
osteuropäischen Raum, reiche Englisch 
nicht mehr aus. Bis zum Ersten Weltkrieg 
war Deutsch die Umgangssprache in 
Mittel- und Osteuropa, auch unter nicht- 
deutschen Gesprächspartnern. 

Polnische Minderheilenpolitik 

Die polnische Minderheitenpolitik hat 
zwei Gesichter, ein westliches und ein öst- 
liches. Was die polnische Regierung in 
Warschau der deutschen Minderheit in 
Oberschlesien, die dreimal so stark ist wie 
die polnische in Litauen, verweigert, das 
fordert sie lautstark für die Polen im be- 
nachbarten Baltenstaat: Unterricht in pol- 
nischer Sprache, die Verwendung des 
Polnischen als Amtssprache neben dem 
Litauischen, zweisprachige Ortsschilder in 
polnischsprachigen Gebieten, polnische 
Kindergärten und Schulen, doppelte 
Staatsbürgerschaft. Der Unterschied zwi- 
schen den Deutschen in Oberschlesien und 
den Polen in Litauen ist: über die polni- 
schen Forderungen regt sich kein Mensch 
auf! 

Europäische Universität geplant 

Im sächsischen Zittau, am Dreiländereck 
zwischen Böhmen, Schlesien und Sachsen, 
soll eine europäische Universität entste- 
hen. Darauf verständigte sich der Zittauer 
Landrat Heinz Eggert (CDU) mit seinen 
Kollegen in Reichenberg/Böhmen und 
Grünberg/Niederschlesien. An der ge- 
planten Hochschule sollen auch polnische 
und tschechische Studenten ausgebildet 
werden. 

Hoffnungen für „Rebellengcmeinden" 

Die früher selbständigen sechs Gemeinden 
Albaching, Attenhausen, Baar, Ermers- 
hausen, Pleinting und ländern, die einen 
unentwegten Kampf gegen die Gebietsre- 
form von 1976 führten bzw. führen („Hier 
endet der Freistaat Bayern"), sollen nach 
einem Gesetzentwurf der FDP, der im 
Bayerischen Landtag eingebracht werden 
soll, wieder selbständig werden. Die FDP 
meint allerdings, daß die CSU bei der 
Nachkorrektur immer noch Angst vor ei- 
nem Dammbruch habe. 

Arbeitsgemeinschaft historischer 
Städte gebildet 

Sechs historische Städte arbeiten zusam- 
men, um ihre große kulturelle Substanz zu 
erhalten und zu erneuern: Regensburg 



(Oberpfalz), Bamberg (Franken), Lübeck 
(Holstein), Gölitz (Niederschlesien), Mei- 
ßen (Sachsen) und Stralsund (Vorpom- 
mern) haben eine Arbeitsgemeinschaft 
historischer Städte gegründet. Sprecherin 
ist die Regensburger Oberbürgermeisterin 
Christa Meier. Die drei erstgenannten 
Städte haben bereits seit 1973 eine Arbeits- 
gemeinschaft. Durch das Hinzutreten der 
drei ehemaligen DDR-Städte sollen deren 
noch drängendere Probleme der Stadler- 
neuerung in das Bewußtsein einer breite- 
ren Öffentlichkeit gerückt werden. 

Ökologen um Herbert Gruhl gründen 
neuen Verband 

Am 26,/27. April 1991 wurde in Lahnstein 
durch Verschmelzung zweier älterer um- 
weltpolitischer Arbeitskreise die „Politi- 
sche Vereinigung Unabhängiger Ökologen 
Deutschlands“ gegründet. Mentor und 
Vordenker dieser sich selbst als ökolo- 
gisch-konservativ verstehenden Gruppie- 
rung ist Dr. Herbert Gruhl, eine der 
zentralen Gestalten der ökologischen Be- 
wegung in Deutschland. 

Die „Unabhängigen Ökologen Deutsch- 
lands" (UÖD, Bratbeerenwinkcl 6, 32S7 
Springe-Völksen) sollen nun Sammel- 
becken für alle konservativen Ökologen 
werden. Ihre Führungsriege setzt sich 
weitgehend aus ehemaligen ÖDP-Spitzen 
und ehemaligen Aktivisten der norddeut- 
schen, von Carl Beddermann 1977 initiier- 
ten „Grünen Liste Umweltschutz“ (GLU) 
bzw. deren Nachfolgeorganisation „Die 
Weißen" zusammen. 

Inhaltlich steuern die UÖD — so geht es 
aus ihrem „ökologischen Manifest“ her- 
vor — einen Kurs des absoluten Primats 
der Ökologie, auch in Fragen der Kultur- 
und Staatspolitik. So bildet neben der 
hauptsächlich von Gruhl thematisierten 
Ablehnung wirtschaftlichen Wachstums 
und blinden technologischen Fortschritts- 
glaubens das Stichwort „Dezentralisie- 
rung" einen Dreh- und Angelpunkt im 
Selbstverständnis der Gruppierung. Man 
lehnt den staatlichen Zentralismus rigoros 
ab, plädiert für selbstverwaltete, kleine 
Einheiten in Verwaltung und Bildungswe- 
sen und bejaht einen ethnisch begründeten 
Föderalismus. Verbunden damit ist die 
Kritik an der „multikulturellen Gesell- 
schaft“, die man aus Gründen der Bewah- 
rung „gewachsener Sprach- und Kullur- 
gemeinschaften" bekämpft, aber auch, 
weil eine Politik der Einwanderung zu ei- 
ner Bevölkerungserhöhung und einem da- 
mit verbundenen stärkeren Druck auf die 
natürliche Umwelt führen muß. 

Die UÖD wollen sich nicht dem Abenteu- 
er einer überstürzten Parteigründung aus- 
selzen. Gleichzeitig halten sie an einer 
längerfristigen parteipolitischen Option 
fest: zwischen dem Ewiggestrigen“ Na- 
tionalismus mit seiner Fixierung auf ver- 
einheitlichende und technokratische 
Strukturen und dem sich allmählich im- 



mer mehr selbst diskreditierenden Links- 
Alternativismus hoffe man auf eine Lücke 
für eine „naturkonservative" Formation. 

Thüringen bald ohne fremden Truppen 

Aus dem erst kürzlich vorgelegten vorläu- 
figen Abzugsplan, zu dem sich die sowjeti- 
sche Regierung im deutsch-sowjetischen 
Aufenthalts- und Abzugsvertrag verpflich- 
tet hat, ist ersichtlich, daß die sowjeti- 
schen Landstreitkräfte Thüringen als 
erstes Bundesland bis Ende 1992 vollstän- 
dig verlassen haben. Die Masse aller 
Land- und Luftstreitkräfte sollen bis Ende 
1993 abgezogen werden, denen dann 1994 
die Führungs- und Fernmeldetruppen fol- 
gen sollen. Die Berlin-Brigade und zwei 
Panzerdivisionen in der Region Magde- 
burg bilden den Abschluß. 

Französische Truppen geben erste 
Standorte frei 

Noch in diesem Jahr wird Frankreich seine 
Garnisonen in Karlsruhe, Müllheim, Kehl 
und (teilweise auch) Tübingen auflösen. 
Außerdem werden 1991 die Standorte Frei- 
burg, Offenburg, Reutlingen und Rastatt bei 
dem Abzug von insgesamt 20 000 der 27 000 
Soldaten in Baden-Württemberg stark ent- 
lastet. Ende des Jahres werden zehn franzö- 
sische Regimenter aufgelöst sein. 

Im nächsten Jahr folgen Standorte in 
Rheinland-Pfalz, so daß bis 1994/95 bis 
auf ein kleines Kontigent für die deutsch- 
französische Brigade alle 55 000 französi- 
schen Soldaten in ihr Heimatland zurück- 
gekehrt sein werden. Nach dortigem 
Souveränitätsverständnis wäre eine weitere 
Stationierung im vereinigten Deutschland 
nicht angebracht. Die Regierung in Bonn 
und die inzwischen abgewählte rheinland- 
pfälzische CDU-Landesregierung dagegen 
hatten sich darum bemüht, diese Besat- 
zungstruppen nicht zu verlieren. 

USA ohne festen Plan für Truppen- 
verringerung 

Nach Angaben des europäischen US- und 
NATO-Oberbefehlshabers General Galvin 
vor dem Streitkräfteausschuß des Senats 
in Washington gibt es keinen festen Fahr- 
plan für die bis 1995/96 ins Auge gefaßte 
Halbierung der US-Thippen in Europa. 

Ungarns Präsident bedauert Ver- 
treibung 

Der ungarische Staatspräsident Arpad 
Göncz, der Anfang Mai zu einem mehrtä- 
gigen Besuch in Deutschland verweilte, 
hat die Vertreibung Deutscher aus Ungarn 
nach 1945 ausdrücklich bedauert Die Un- 
garn trügen eine „moralische Schuld“ an 
diesem Geschehen, obwohl sie nicht aus 
eigenem Interesse, sondern auf Geheiß der 
Siegermächte gehandelt hätten, erklärte 
Göncz. Nach der Vertreibung der Deut- 
schen sei Ungarn „ein Stück ärmer gewor- 
den“, sagte Göncz in Bonn. 
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Universität (links) und Bundeskanzleramt 
mit Parlament (unten): Der Verlust der 
Hauptstadtfunktion eröffnet die Chance 
einer sinnvollen Perspektive für das rheini- 
sche Bonn 




Peter Bahn 

Ja zu Berlin — im Interesse Bonns 

Nachbetrachtung zur Hauptstadt-Diskussion 



Argumente zur Hauptstadtfrage wur- 
den viele ausgetauscht. Es fiel jedoch 
auf, daß sich unter den vielen Stim- 
men, die sich aus dem Raum Köln/ 
Bonn zu Wort meldeten, keine einzige 
imstande sah, die mehr als vierzigjäh- 
rige Hauptstadtfunktion Bonns in ih- 
ren Auswirkungen für die Stadt 
kritisch zu beleuchten. Vielmehr ver- 
suchten all die wackeren rheinischen 
Kommunal- und Landespolitiker par- 
teiübergreifend und unisono zu sugge- 
rieren, daß der Verbleib von Regie- 
rung und Parlament am bisherigen 
Ort gewissermaßen die unabdingbare 
Voraussetzung für die weitere Lebens- 
fähigkeit Bonns sei. 

Demgegenüber ist die Frage zu stel- 
len, ob nicht gerade umgekehrt der 
Verlust der Hauptstadtfunktion Bonn 
die Chance eröffnet, zu seiner eigent- 
lichen Identität zurückzufinden und 
sich neue, städteplanerisch sinnvolle 
Perspektiven zu erschließen. 

Tatsache ist, daß Bonn bereits vor 
1949 auf eine Geschichte und Tradi- 
tion zurückblicken konnte, die be- 
achtlich war. Als Sitz der Erzbischöfe 
und Kurfürsten von Köln, als eine der 
ältesten Universitätsstädte des Rhein- 
landes (hier lehrte ua. Ernst Moritz 
Arndt), als Geburtsstadt Beethovens, 
als Zentrum der Museen und Kunst- 
sammlungen und inmitten einer herr- 



lichen Stromlandschaft gelegen, hatte 
die Stadt Traditionen, Bedeutungen 
und Vorzüge, die zur Herausbildung 
eines lokalbezogenen und wohlbe- 
gründeten Bürgerstolzes sowie einer 
ausgeprägten rheinischen Regional- 
identität geführt hatten. Der 1949 er- 
folgte Einbruch von Regierung und 




Parlament in dieses Mittelstadt-Am- 
biente war daher im Hinblick auf 
Strukturen, Selbstverständnis und 
Außenimage Bonns eher kontrapro- 
duktiv. Gewachsene städtische Sub- 
stanz wurde von den von außen ein- 
dringenden Behörden okkupiert, zer- 
stört oder zerniert, für eine allmähli- 
che und organische Stadterweiterung 
notwendige Flächen fielen der im- 
mensen Raumfresserei der Bundesein- 
richtungen zum Opfer. Die Sozial- 
struktur veränderte sich einseitig zu- 
gunsten einer aus allen Himmelsrich- 



tungen zusammengezogenen Beam- 
ten- und Diplomatenschicht, die kei- 
nerlei Bindungen zu Stadt und Region 
hatte und sie auch nach längerem 
Wohnen in Bonn nur selten entwickel- 
te. Galt Bonn bis 1949 andernorts als 
Stadt der Wissenschaften und der 
Künste, so veränderte sich das Image 
danach sehr rasch zum Negativen hin: 
Bonn erschien allgemein als Stadt der 
Bürokraten, des „schmutzigen Ge- 
schäfts“ und der „Bon(n)zen“, im 
Rahmen handfest geführter politi- 
scher Auseinandersetzungen verban- 
den sich im Laufe der Jahre immer 
mehr Negativassoziationen mit dem 
Namen der Stadt. 

Nun mögen all diese unangeneh- 
men Erscheinungen unvermeidliche 
Umstände für jede Stadt sein, die in 
ihrem Lande die Funktion einer Kapi- 
tale ausübt. Doch sind europäische 
Hauptstädte wie etwa Paris, London, 
Wien, Madrid, Kopenhagen, Lissa- 
bon oder Stockholm in einem lang- 
währenden historischen Prozeß in ihre 
Rolle hineingewachsen — Bonn be- 
kam die Hauptstadtfunktion unver- 
mittelt übergestülpt. Auch sind die 
genannten Städte allesamt weit größer 
als Bonn (das unter den Großstädten 
nicht nur der Bundesrepublik, son- 
dern selbst unter denen des Bundes- 
landes Nordrhein-Westfalen lediglich 
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Ein Leben für die Einheit Deutschlands: 

Der Publizist Richard Sperber 
wurde 70 Jahre alt 



einen mittleren Platz einnimmt), an- 
dere Bereiche und Funktionen als die 
der Kapitale konnten sich daher dort 
noch parallel entfalten, ln Bonn dage- 
gen drohte der Regierungsapparat erst 
recht im nun größer gewordenen Staat 
alles zu ersticken, was außerhalb von 
ihm an städtischem Leben noch exi- 
stierte. 

Von daher bietet die Hauptstadt 
Berlin (die wirkliche Hauptstadt, 
die auch Sitz von Parlament und Re- 
gierung ist) für Bonn die Chance, 
sich auf sich selbst, seine älteren Be- 
deutungen und Funktionen und sei- 
ne vornehmlich in diesen begründete 
eigentliche Identität zurückzubesin- 
nen. 

Berlin als eine Stadt, die als Haupt- 
stadt Preußens und Deutschlands 
wuchs und zu dem wurde, was sie heu- 
te ist, ist dagegen sehr viel eher in 
der Lage, den entsprechenden „Appa- 
rat“ aufzunehmen, zu integrieren und 
damit wieder zu einer Kapitale des 
normalen europäischen Typs zu wer- 
den. 

Der Abzug von Regierung und Par- 
lament eröffnet für Bonn — nach vor- 
übergehend sicherlich eintretenden 
Verlusten an Einwohnern und Wirt- 
schaftskraft — eine Fülle neuer Mög- 
lichkeiten. 

Die in großer Zahl freiwerdenden 
Flächen und Gebäude ließen sich zu 
Ausbau und Erweiterung derjenigen 
städtischen Funktionen und Institu- 
tionen nutzen, deren Entfaltung in 
den letzten Jahrzehnten durch die 
Bundesbehörden permanent behin- 
dert war. Dies gilt für Wohnbebauung 
und Ansiedlung produktiven Gewer- 
bes ebenso wie für Einrichtungen der 
Naherholung und des Fremdenver- 
kehrs, die Universität und die städti- 
sche Museumslandschaft. Das Regie- 
rungsviertel im Süden der Stadt, bis- 
her eine oft als „Treibhaus“ charakte- 
risierte fremdkörperartige Welt für 
sich, könnte in den Stadtraum reinte- 
griert und teilweise vielleicht gar zu 
einer einzigartigen rheinischen „Kul- 
turmeile“ mit Museen, Ausstellungs- 
flächen, Instituten, Parks, Freilicht- 
bühnen und ähnlichem umgestaltet 
werden. Anstatt als Hauptstadt ganz 
Deutschland (im negativen Sinne) zu 
„verrheinländern“, könnte Bonn als 
Kulturstadt zu seiner tatsächlichen 
rheinischen Identität und ihren besten 
Traditionen (insbesondere den rhein- 
preußischen aus der Zeit ab 1815 zu- 
rückfinden. Hierfür einzutreten wäre 
eine Aufgabe aller echten Bonner, die 
ihre Stadt lieben. 



Der deutsch-amerikanische Publizist 
Richard E. Sperber vollendete am 
17. Juni 1991 sein 70. Lebensjahr. Der 
Lebensweg dieses Journalisten, der 
heute im Landkreis Hannover lebt, 
gleicht einer modernen Odyssee. 

Der gebürtige Nürnberger begann 
— nach Militärdienst und Kriegs- 
gefangenschaft — 1948 seine jour- 
nalistische Laufbahn bei der „Frän- 
kischen Tägespost“ in Nürnberg, 
studierte an der University of Mi- 
chigan (USA) Politische Wissenschaf- 
ten und wurde 1952 Deutschland- 
Redakteur an der großen amerika- 
nischen Tageszeitung „Cleveland 
Plain Dealer“ in Cleveland (Ohio). 
Auch als Herausgeber und Chefredak- 
teur deutschsprachiger Zeitungen und 
Zeitschriften („Wächter und Anzei- 
ger“, Cleveland; „Illustrierte Rund- 
schau“, „Abendpost“ Chicago und 
„Milwaukee Deutsche Zeitung“) 
machte Sperber sich in Amerika einen 
Namen. 

Von 1961 bis 1965 war Sperber als 
Nachrichtenredakteur bei deutschen 
Rundfunksendungen sowie als Kom- 
mentator in dem ABC-Fernsehpro- 
gramm „Press internationale" in Chi- 
cago tätig. 

Nach dem Volksaufstand vom 17. 
Juni 1953 in der DDR ergriff Sperber 
mit Hilfe des US-Kongreßabgeordne- 
ten Charles J. Kersten eine Initiative 
für die Wiederherstellung der deut- 
schen Einheit, die zur einstimmigen 
Annahme einer gemeinsamen Resolu- 
tion beider Häuser des amerikani- 
schen Kongresses führte. Darin wurde 
das Recht des deutschen Volkes, in 
einem vereinten Staat zu leben, durch 
die USA ausdrücklich anerkannt. 
Bundesaußenminister Hans-Dietrich 
Genscher hat Sperbers Verdienst um 
das Zustandekommen dieser Resolu- 
tion in einem Schreiben im Jahr der 
deutschen Einigung (1990) lobend ge- 
würdigt. 



Als Vorsitzender des von ihm in 
Chicago gegründeten „Amerikani- 
schen Rates für die Wiedervereini- 
gung Deutschlands“ entwarf Sperber 
einen „Generalplan“ zur Wiederher- 
stellung der deutschen Einheit, der 
von mehreren US-Senatoren, darunter 
dem späteren Präsidenten John F. 
Kennedy, gutgeheißen wurde. Zu sei- 
nen erfolgreichsten Aktivitäten in 
Amerika gehörte auch der Vorschlag 
an die Gouverneure aller US-Bundes- 
staaten, den 17. Juni zum „Day of 
German unity“ zu erklären, um die 
Idee der deutschen Einheit in der 
amerikanischen Öffentlichkeit wach- 
zuhalten. Von 1954 bis 1965 wurden 
insgesamt 27 entsprechende Prokla- 
mationen erlassen. 

1965 in die Bundesrepublik zurück- 
gekehrt, war Sperber bei mehreren 
westdeutschen Tageszeitungen als Re- 
dakteur und bei der F.D.P. als Presse- 
referent tätig. 

Nach dem Nachrüstungsbeschluß 
der NATO von 1979 schloß Sperber 
sich der Friedensbewegung an und 
kämpfte damals gegen die Stationie- 
rung der „Pershing 2“-Atomraketen 
auf deutschem Boden. (Diese wurden 
bekanntlich 1989 demontiert.) 

Als Sprecher des „Initiativkreises 
Friedensvertrag“ trug Richard Sper- 
ber mit seinen drei Friedensvertrags- 
Entwürfen wesentlich zur Diskussion 
innerhalb der Friedensbewegung und 
der Partei DIE GRÜNEN bei. Seine 
Entwürfe zielten darauf ab, durch eine 
friedensvertragliche Regelung zwi- 
schen den vier Alliierten und den bei- 
den deutschen Staaten zwei bündnis- 
lose, von fremden Truppen freie, sou- 
veräne, defensiv bewaffnete deutsche 
Staaten zu bilden, die sich dann kon- 
föderativ verbinden könnten. Sein er- 
klärtes Lebensziel, die Wiedervereini- 
gung Deutschlands, ist mit der Verei- 
nigung der beiden deutschen Staaten 
im Oktober 1990 erreicht. 
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Die DDR-Literatur hat einen Feind: ihre Autoren 

Kommentar von Lutz Rathenow 



Jetzt sollte ich doch für eine ehema- 
lige DDR-Zeitung einen Kommentar 
zu den DDR-geschädigten Autoren 
schreiben. Also zu den 23, denen der 
bundesdeutsche VS eine Denkpause 
vor dem Übertritt empfohlen hatte. 
Sie nutzten das als Gelegenheit, sich 
als Opfer einer Hetzjagd begreifen zu 
dürfen. 

Es fällt schwer, auf bestimmte 
Schamlosigkeiten zu reagieren. Ich 
schloß zum Beispiel vor kurzem einen 
Vertrag über ein Stück mit einem 
Staatstheater ab. Darin die Klausel, 
ich dürfe aus dem Stück vor der Ur- 
aufführung nur mit Einverständnis 
des Theaters lesen. Wäre ich bekloppt 
und verfolgungssüchtig, könnte ich 
dazu etwas von Lesungsverbot und 
Zensur faseln. Nein, solche werbestra- 
tegischen Erwägungen haben nicht 
nur andere Hintergründe, sie zeitigen 
auch andere Wirkungen als eine wirk- 
liche Literaturzerstörung durch Zen- 
sur und Selbstzensur. 

Manche Autoren aus der DDR wol- 
len sich einfach nicht vorstellen, wie 
wenig die Mitgliedschaft im VS in der 
Bundesrepublik für die Tätigkeit als 
Schriftsteller bedeutet. Dieses man- 
gelnde Vorstellungsvermögen erlebe 
ich des öfteren, es igelt sich im Klagen 
ein. Das haben wir schließlich gelernt. 
Aber ich war bei dem von einer Zei- 
tung bestellten Text. 

Ich schrieb. Die Redakteurin saß 
freundlich hilflos vor dem Ergebnis 
und verstand es nicht. Nicht, was ich 
wirklich wolle. Ich verstand, daß wir 
uns nicht verstehen können, da wir 
auf zwei Kontinenten lebten: Sie in 
einer DDR, ich in einer anderen. 

Da gab es doch jetzt in der Zeit- 
schrift CONstruktiv (eine der wirk- 
lich abonnierenswerten neugegründe- 
ten Zeitschriften) einen Schaukampf 
zwischen dem Lyriker Jan Faktor und 
mir. Er nölte assoziativ über die li- 
terarische DDR-Vergangenheit und 
widmete mir drei Sätze, ich durfte 
spontan kontern. Natürlich ähnlich 
ungenau, also unvollendet genug, um 
andere zum Streiten zu provozieren. 
Auch über andere Dinge, die in ande- 
ren Zeitungen schon geäußert worden 
sind — und die zum Tfeil mit Literatur 



zu tun haben. Faktor, die Redaktion 
und ich ermunterten Autoren beiderlei 
Geschlechts und unterschiedlichster 
Prominenz zur Beteiligung. Ohne Er- 
folg. Alles in allem verhinderte der 
Ekel voreinander und der Ekel vor je- 
der wirklichen Kontroverse über die 
DDR einen literarischen Wortaus- 
tausch. 

Mein Fazit: Es hat gar keinen 
Zweck, Positionen zu verwischen oder 
zerreden zu wollen, es wird in den 
nächsten Jahren keinen wirklichen 
Dialog geben. Das höchste an einem 
Zugewinn von Sensibilität wäre: das 
genaue Beschreiben der Differenz. 
Damit klarer wird, wieviele Länder 
sich in diesem einen Land verborgen 
haben. Ich halte den von der DDR auf 
unterschiedlichste Weise geprägten 
Teil der deutschsprachigen Literatur 
für zu wichtig, um ihn in einer alle Be- 
sonderheiten nivellierenden Anonymi- 
tät aufgehen zu lassen. Diese Ausein- 
andersetzung über die Vergangenheit 
schafft auch eine Zukunft für den 
Erfahrungs- und Erlebnisraum DDR/ 
PostDDR. Übrigens nicht nur für in 
der DDR geborene Autoren. Und 
schon immer wurden wesentliche 
DDR-Bücher außerhalb der DDR ge- 
schrieben. 




Lutz Rathenow (Foto: Lars Langhans) 



Dieser Kampf um die literarische 
Gestaltung einer Erinnerungsarbeit ist 
auch ein Kampf um neue Ansätze in 
der deutschsprachigen Literatur. Ich 
denke also, banal zusammengefaßt, 
eine spezifische DDR-Prägung wird 
durch Auseinandersetzung um die Art 
dieser Prägung erhalten und womög- 
lich noch intensiver werden. 

Es scheint mir einfach im Interesse 
der Kunst zu liegen, sich zu seinen 
speziellen und besonderen Möglich- 
keiten zu bekennen. Diese Auseinan- 
dersetzung schließt freilich eine Er- 
schütterung aller bestehenden Ge- 
wißheiten und Erfahrungen ein — der 
Ansatz der Gruppe 47 wäre ein 
brauchbarer Vergleich. Vergleichen 
läßt sich übrigens nur, was nicht iden- 
tisch ist. 

Der Schriftstellerverband der zer- 
bröselten DDR verfolgte jedenfalls ein 
anderes Konzept. Er kämpfte um den 
Erhalt des Berufsstandes. Alle, die 
einmal als Schriftsteller galten und 
dies als ihren Gelderwerb verstanden, 
sollen weiter als Schriftsteller gelten 
und nach Möglichkeit als solcher 
bezahlt werden. Das muß nicht bei 
jedem eine Sehnsucht nach bezahl- 
ter Unmündigkeit sein, wie es ein 
westberliner Autor vermutete. Doch 
wirkt diese berufsstandskonservieren- 
de Denkhaltung einer Erneuerung der 
Literatur entgegen. Es ging und geht 
da plötzlich nur noch ums Geld, ein 
berufsuntypischer Mangel an Neugier 
tritt schon bei dem ZurKenntnisNeh- 
menWollen aller Akten bezüglich Ver- 
gangenheit auf. Natürlich rede ich 
hier nie von allen Autoren, aber es 
sind einfach zu viele, die sich jetzt als 
neue Gemeinschaft der von der Ge- 
sellschaft Verschmähten wohlfühlen. 
Dazu kommen sterbende Verlage, 
Buchhandlungen, die nicht wissen, ob 
sie morgens einem Spielcasino Platz 
machen müssen, Bibliotheken, die 
kein Geld haben, ihren Bestand zu er- 
weitern. Zeitschriften gehen ein, die 
Rundfunksender der Ex-DDR sind 
gefährdet — das alles nimmt Autoren 
natürlich Verdienstmöglichkeiten. 
Schwierig ist die Situation für junge, 
unbekannte Autoren. Es sind kaum 
Fördermittel da, gäbe es nicht ein 
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paar funktionierende neugegründete 
Verlage und Zeitschriften, die Situa- 
tion wäre für Neulinge schier hoff- 
nungslos. Die etablierten und um ihr 
Überleben kämpfenden Altverlage 
beweisen ihre ganze Korruptheit erst 
jetzt, indem sie um jeden Preis öko- 
nomisch überleben wollen. Mit 
dem Erich-Honecker-lnterview gelang 
auch .Aufbau’ wieder ein Bestseller, 
während der Verlag Gerhard Wolf mit 
seiner ambitionierten literarischen 
Reihe abstößt. Diese wird künftig von 
BasisDruck vertreten, der mit vier- 
hunderttausend verkauften Büchern 
und Broschüren innerhalb eines Jah- 
res wirklich als der erfolgreichste neue 
Verlag betrachtet werden kann. Er, 
der LinksDruck-Verlag und der Verlag 
des Neuen Forum Leipzig veröffent- 
lichen zwar bislang wenig reine Litera- 
tur, aber die kompetentesten Sach- 
bücher zur DDR-Geschichte. Wer wis- 
sen will, was die DDR war, kommt um 
die Programme dieser Verlage nicht 
mehr herum. Hier wird Material für 
spätere Literatur gesichert und aufbe- 
reitet. 

Wenn wir Uber die Zukunft der 
DDR-Literatur reden, müssen wir 
über Vergangenheit und Gegenwart 
sprechen. Der große lyrische Autodi- 
dakt der sechziger Jahre, Uwe Greß- 
mann (im Osten unter Dichtern fast 
eine Kultfigur), ist in den alten Bun- 
desländern weiter völlig unbekannt. 
Die in den letzten zehn Jahren ent- 
standene Literatur, die weder im 
Osten, noch im Westen verlegt worden 
ist, erreicht nur sehr langsam die Öf- 
fentlichkeit. Detlef Opitz’ außeror- 
dentlicher Erzählband „Idyll“ hatte 
im Mitteldeutschen Verlag 1990 nicht 
viel mehr als hundert Vorbestellun- 
gen. Ich selbst kenne mehr als hundert 
Leute, die seine Bücher lesen und kau- 
fen würden. Es ist nicht der Markt an 
sich, der die Literatur bedroht — es ist 
noch gar kein funktionierender Markt 
da, der sich ausdifferenziert hat. Die 
Buchhändler wissen zum Teil gar 
nicht, was sie bestellen könnten — sic 
kennen auch die Geheimtips der Szene 
und die meisten aus dem Land geekel- 
ten Autoren nicht. Am ehesten schei- 
nen Journalisten bereit, Aufklärungs- 
und Erinnerungsarbeit zu leisten. 
Uwe Johnson ist natürlich deutsche 
Literatur, aber in seine mecklenburger 
Heimat gehört er auf ganz besondere 
Art und Weise. Diese Rückgewinnung 
von Literatur (ausgebürgert oder 
nicht gedruckt) fand bislang nur bei 
Erich Loest in Leipzig und ein wenig 
bei Rainer Kunze in Greiz statt. Die 



Leute, die sich besonders für kritische 
Literatur engagierten, waren eben 
eher Pfarrer, Hausmeister oder Biolo- 
ge als Bibliothekar, Buchhändler oder 
Germanistikstudent. Deshalb kann es 
heute noch gar nicht um neu entste- 
hende Literatur gehen, sondern um 
eine mühsame Sondierung des Vor- 
handenen. Und um ein Aufarbeiten 
bislang nicht präsenter osteuropäi- 
scher und bundesdeutscher Literatur. 
Auf den Halbjahresrhythmus punkto 
Neuerscheinungen bundesdeutscher 
Verlage und der Besprechungen des 
Feuilletons hat sich in der ehemaligen 
DDR noch niemand eingestellt. Und 
warum auch? Und in der Literatur 
pur? Es wird die nächsten Jahre wohl 
zwei scheinbar entgegengesetzte Ten- 
denzen geben: die einen schreiben 
jetzt erst über die DDR, aus wach- 
sender Distanz, die unvoreingenom- 
mene Gestaltung ermöglicht. Andere 
werden sich bemühen, ihre DDR- 



In der linksalternativen Monatszeitschrift 
„Kommune - Forum für Politik, Ökono- 
mie und Kultur“ (Mainzer Landstraße 
147, 6000 Frankfurt/M. I) antwortet Mar- 
cella Heine mit ihrem Beitrag „Ethnisie- 
rung — ein deutsches Märchen" 
(Kommune 5/1991) auf Frank-Olaf Radt- 
kes Polemik Die Politik des Multikultu- 
ralismus" (Kommune 2/1991) und dessen 
Artikel „Multikulturalismus — vier For- 
men der Ethnisierung " (Frankfurter 
Rundschau v. 16.9.1990). 

Ethnische „Anfälle“, wie ihr gelegentli- 
cher Rückfall in eine Sehnsucht nach Mut- 
tersprache, sollten bei ihr zwar Unruhe 
hervorrufen, eine gesellschaftliche Gefahr 
stellten sie allerdings noch nicht dar. Erst 
wer die eigene Ethnisierung — also Kate- 
gorien wie Volk. Nation, Muttersprache 
— zum Gegenstand der gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung mache, laufe Gefahr 
(so linke Kritiker ä la Radtke), dem Rassis- 
mus und Nationalismus Tür und Tbr zu 
öffnen. „ Das sitzt. In Deutschland alle- 
mal", stellt die Autorin mit einigem Be- 
dauern fest. 

Die Nationalphobie der deutschen Linken 
{..Ethnische Identität, das hieße für die 
Ansässigen das Recht auf unangefochte- 
nes Deutschtum", „Der letzte Dreck, der 
uns bekannt, das ist das deutsche Vater- 
land") weckt bei ihr größtes Unverständ- 
nis: „ Ich betrachte ethnische, kulturelle 
und sprachliche Unterschiede und natio- 
nale Zugehörigkeit etwas nüchterner als 
Realitäten, die sich historisch herausgebil- 
det haben, die ganz und gar nicht .homo- 
gen' und .unveränderbar' sind — aber 
deswegen nicht weniger existent [...] Indi- 
viduen bestehen nun mal auch aus ihrer 
Sprache und Kultur, aus ihren moralischen 
und religiösen Überzeugungen, Lebensge- 



Herkunft zu verwischen. Im Krimi, 
der SF oder dem Kinderbuch mag das 
leichter gelingen. Und gerade beson- 
ders eifrige DDR-Propagandisten wer- 
den sich besonders eifrig hinter dem 
Etikett „deutscher Autor“ verstecken 
wollen. 



Lutz Rathenow 
DEUTSCHLAND 

GrüßHeil 

SiegFront 

RotGott. 

Ich liebe Herren, die Hunde beißen. 
Hammer zerschlug Sichel. 
Ährenkranz 
Totentanz. 

Und nun das D-Mark-Leben. 

Ich spiele gern. 

Neuer Staat neues Gedicht 
— ich zwinge mich zur Zuversicht. 



wohn heilen et cetera." 

Die ethnische Zugehörigkeit und die Her- 
ausbildung von Nationen sind „kein Hirn- 
gespinst von Rechtsextremisten, sondern 
eine für die Menschen — für Individuen 

— prägende Realität." Was bedeutet das 
für sie? „Es heißt lediglich, daß ich nicht 
bereit und nicht in der Lage bin, meine 
ethnische und nationale Zugehörigkeit, 
die nun einmal zu mir gehört, wie ein altes 
Kleid in Demut abzulegen, um mich in 
eine .universale Weltbürgerin' Radtke- 
scher Prägung (und deutscher Mutterspra- 
che) zu verpuppen." 

Dem Vorwurf eines anderen „ Ethnisie- 
rungskritikers ", damit in gefährlicher 
Weise „rechte Argumentationsmuster" zu 
übernehmen, widerspricht sie massiv. 
„Was mir verhängnisvoll erscheint, ist 
diese ohnmächtige Abhängigkeit von den 
Rechten bei der Bestimmung der .The- 
men', die die Linken anfassen dürfen. Das 
hat in Deutschland Tradition, und die 
Trostlosigkeit mancher linker Stellung- 
nahmen zur deutschen Vereinigung ist da- 
für ein Paradebeispiel. Nicht die Aner- 
kennung der — ethnischen und sonstigen 

— Differenzen bedroht den demokrati- 
schen und pluralen Charakter einer Ge- 
sellschaft I-L sondern deren Negierung, 
Ausgrenzung und Unterdrückung." Für 
Marcella Heine stellt sich vielmehr die 
Frage: „Wieviel Toleranz, wieviel Pluralis- 
mus kann die Demokratie vertragen? Wie- 
viel Bedrohung und wieviel positives Po- 
tential kommt aus Differenz und Plurali- 
tät? Wieviel Minderheit kann sich eine 
Mehrheit leisten?" Ihr Resümee: „Nicht 
zuviel, sondern zuwenig Achtung vor 
Sprachen und Kulturen anderer Völker 
versperren den Weg zu einem gleichbe- 
rechtigten Zusammenleben .“ 



Zeitschriftenschau 
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Buchrezensionen 



Multikulturelle Gesellschaft 

Ulbrich, Stefan (Hrsg.): Multikultopia. 
Gedanken zur multikullurellen Gesell- 
schaft, 352 Seiten mit 35 Abbildungen, 
Vilsbiburg: Arun-Verlag 1991. 

„Politische Kultur“ gehört zu den Begrif- 
fen, die vom Präsidenten dieser Republik 
bis zum Leitartikler des entlegensten Pro- 
vinzblattes wieder und immer wieder an- 
gemahnt werden. „Politische Kultur“ — 
was könnte darunter in erster Linie anders 
zu verstehen sein, als die Möglichkeit, 
sachlich und gegenüber der Person des 
Kontrahenten absolut vorurteilsfrei jede, 
aber auch jede, Meinung öffentlich zu er- 
örtern, frei von ökonomischen Zwängen 
und moralischen Hemmschwellen. Öko- 
nomie und Moral, diese Todfeinde jegli- 
chen freien Geistes, haben das Zustande- 
kommen einer wirklichen politischen Kul- 
tur in dieser Republik bisher erfolgreich 
verhindert. Gerade denjenigen aber, die — 
meist aus der „Achtundsechziger“ -Bewe- 
gung und ihren Nachwehen kommend — 
ihr Fehlen am lautesten beklagen, gebührt 
dazu das geringste Recht, haben sie doch 
durch die Reetablierung des moralischen 
Arguments im politisch-gesellschaftlichen 
Diskurs am meisten zur Zerstörung ver- 
handener Elemente politischer Kultur und 
zur Errichtung gravierendster Gesprächs- 
barrieren, Thbus und Denkverbote getan. 

Das nun vorliegende, von dem neurech- 
ten Verleger und Autor Stefan Ulbrich 
herausgegebene Buch „Multikultopia“ 
stellt sich als einer der sehr selten geworde- 
nen Beiträge zu einer wirklich offenen po- 
litischen Kultur dar, zu einer Kultur der 
politischen Sphäre, in der Gesprächsbar- 
rieren aufgehoben, Tabus durchbrochen 
und Denkverbote übertreten sind. Autoren 
wie Heiner Geißler und Alain de Benoist 
in einem Band zu vereinen und, mehr 
noch, Vertreter der „Nationalistischen 



Front“ und der Organisation „S.O.S. Ras- 
sismus" zu einem sachlichen Gespräch an 
einen Tisch zu bringen und das Protokoll 
dieses Gespräches dem Leser zugänglich 
zu machen — das sind Leistungen zur 
Wiederherstellung einer freien Atmosphä- 
re in diesem Land, die nicht hoch genug 
bewertet werden können. Bezeichnender- 
weise lehnte der „Spiegel“, sonst einer der 
lautesten Rufer nach Meinungsfreiheit 
und „politischer Kultur“, den Abdruck 
des oben genannten und ihm angebotenen 
Gesprächsprotokolls ab ... 

Doch wo viel Licht ist, da ist auch 
Schatten. So positiv, innovationsfreudig 
und mutig die Gesamtkonzeption des 
Buches auch ist, so kritikwürdig sind — 
im Sinne eines offenen und freigeistigen 
Diskurses — nicht wenige der in ihm getä- 
tigten Aussagen. Dabei soll an dieser Stelle 
darauf verzichtet werden, etwa auf die 
Beiträge und Interviewäußerungen Geiß- 
lers oder Anke Martinys (SPD) zu Proble- 
men der multikulturellen Gesellschaft 
einzugehen. Sie sind durch weitaus ver- 
breitetere Medien bereits allgemein be- 
kannt gemacht und in einer Reihe von 
weniger verbreiteten Medien auch schon 



in treffender Form zurückgewiesen wor- 
den. Ihnen stehen im vorliegenden Band 
bedenkenswerte und wohlfundierte Ge- 
genpositionen gegenüber, so etwa (trotz 
aller Differenziertheiten im einzelnen) in 
den Beiträgen von Claus Wolfschlag, Rolf 
Kosiek und Robert Steuckers. Nähere Be- 
trachtung finden sollen daher vor allem 
zwei Aufsätze, die in besonderer Weise ta- 
bubrechend im „eigenen Lager“ wirken 
und deren Autoren der junge Publizist 
Marcus Bauer und Verleger Ulbrich selbst 
sind. 

Beide offerieren dabei ein völlig neu- 
artiges und selbst für intime Kenner neu- 
rechter Denkansätze überraschendes Kon- 
zept: ein Plädoyer für eine multikulturelle 
Gesellschaft vom ethnopluralistischen 
Standpunkt der Neuen Rechten aus. Bau- 
ers zentrale These ist dabei, daß eine mul- 
tikulturelle Gesellschaft quasi Vorform im 
Kleinen und vielleicht gar Schule für das 
sein könne, was der Ethnopluralismus im 
Großen anstrebe: das gleichberechtigte 
Nebeneinander von Völkern mit ihren 
Kulturen und Identitäten. Die Auseinan- 
dersetzung mit dem täglich neu begegnen- 
den Fremden soll dabei das Gefühl für das 



Eigene gerade erst wieder neu hervorrufen 
und stärken. Herausgeber Ulbrich argu- 
mentiert z.T. in gleicher Weise, indem er in 
Anlehnung an Leszek Kolakowski Kultur 
als .eine permanente Auseinandersetzung 
der eigenen Werte mit denen der Mitmen- 
schen" postuliert. Eine multikulturelle 
Gesellschaft dient ihm als Mittel zur 
Schärfung eines neuen Wertebewußtseins 
und zur Herausbildung einer neuen, nicht 
mehr national gebundenen Elite. Die 
Chance einer sowieso unaufhaltsamen 
multikulturellen Gesellschaft erkennen 
und ergreifen, so lautet der Tenor beider 
Beiträge. 

Bauers zuweilen allzu putzig und naiv 
wirkender Aufsatz (der zur Sicherung 
eines geregelten Miteinanders der Volks- 
gruppen in Deutschland u.a. die Bildung 
eines korporativen „Zentralrates der Kur- 
den in Bayern“ vorsieht) ist hinsichtlich 
seiner Hauptthese leicht zu widerlegen. 
Die kulturanthropologische und verhal- 
tensbiologische Forschung haben längst 
erwiesen, daß zur Entfaltung und Erhal- 
tung von Identitäten stets genügend große 
Räume notwendig sind. Sie haben weiter- 
hin erwiesen, daß der Mensch auch ein 
territoriales, vom Raum geprägtes Wesen 
ist, die Existenz von Kulturen also keines- 
falls von ihren jeweiligen Räumen getrennt 
werden kann. Das Nebeneinander von 
Völkern und Volksgruppen mit ihren sehr 
verschiedenen Kulturen und Identitäten in 



dichtbevölkerten Mischsiedlungen auf 
kleinstem Raum (genau dies wäre die kul- 
turgeographische Realität eines multikul- 
turellen Deutschland) würde mithin nicht 
zu einem „Ethnopluralismus im kleinen“, 
sondern zu einem vergleichsweise raschen 
Abschleifen der Identitäten von Auslän- 
dern und Deutschen und zur gegenseitigen 
Assimilierung auf unterstem Niveau — 
dem der kommerzialisierten und eindi- 
mensionalen westlichen Massen-„Kultur“ 
— führen. Darin partiell gewiß immer 
wieder entstehende subkullurelle Nischen 
wären (wie in Ansätzen schon jetzt zu er- 
kennen) nicht mehr ethnisch oder regio- 
nal geprägt, sondern würden als pseudo- 
pluralistische Angebote von denen aus- 
gestaltet, die über das nötige Kleingeld da- 
zu verfügen; vom Modemacher bis zum 
Sektenguru. 

Ulbrichs Beitrag schließlich führt in der 
Tendenz zur Elaborierung eines neuen Eli- 
tismus als der Quintessenz neurechter 
Zielsetzung. Er schreibt: „Die Nation 
kann daher nicht mehr ausschließlich das 
Ziel einer neurechten Politik sein.“ Wo 
Bauer sich noch für rädedemokratische 
und plebiszitäre Elemente erwärmt, for- 
dert Ulbrich eine „Elite der Werte“, die 
„universell“ sein soll. Er wirft die Frage 
nach einer neuen „Frontstellung Elite — 
Pöbel" auf und ekelt sich an anderer Stelle 
konsequenterweise vor sogenanntem 
„Proletcngegröhle“. Mit diesen Positionen 
allerdings ist er, ob ungewollt oder nicht, 
auf dem besten Wege, den ökonomischen 
Eliten der multinationalen Konzerne, die 
durch den Anschub gewaltiger globaler 
Wanderungsbewegungen den Weg zur 
multikulturellen Gesellschaft überhaupt 
erst eröffneten, die passende Legitima- 
tions- und Herrschaftsideologie für das 
nächste Jahrhundert zu liefern. 

Bei Bauer und — mehr noch — bei 
Ulbrich kommt die tiefe Krise der Neuen 
Rechten ebenso zum Ausdruck, wie ihre 
unauflösliche Parallelität zur Neuen Lin- 
ken selbst noch im Niedergang. Beide 
Strömungen entstanden vor rund fünf- 
undzwanzig Jahren in einer konkreten po- 
litischen und geistesgeschichtlichen Situa- 
tion. beide rekrutierten sich aus Angehöri- 
gen der gleichen Generation, beiden ge- 
mein war ein ähnliches Vokabular sowie 
der starke Bezug auf Kategorien wie 
„Volk“ und „Arbeiter“, beide sind späte- 
stens seit der epochalen Wende von 1989/ 
90 ihrer bisherigen Strategien, Konzepte 
und ideologischen Gewißheiten weitge- 
hend verlustig gegangen. Daran ändert 
auch die Tatsache nichts, daß die Neue 
Rechte durch die deutsche Einheit und die 
Völkerrevolution in Osteuropa zumindest 
zum Teil bestätigt wurde — als Prophetin 
des später Eintretenden hatte man sie 
ignoriert, dem Geschehen selbst wohnte 
sie als ohnmächtige Zuschauerin bei. 

Der Orientierungsverlust der Neuen 
Rechten und der Neuen Linken zeitigt nun 
beiderseits ähnliche Ergebnisse. So gleicht 
die von dem neulinken Adorno-Apologe- 
ten Wolfgang Pohrt etwa in der Zeitschrift 
„Konkret“ immer wieder zelebrierte Ver- 
achtung von „Volk" (als sozialer wie als 



ethnischer Kategorie) geradezu spiegel- 
bildlich und bis in einzelne Argumenta- 
tiosketten und Metaphern hinein dem 
„Pöbel“Ekel und der Verachtung des Na- 
tionalen durch den neurechten Elitisten 
Ulbrich, ln ihrem Ja zur Auflösung tra- 
dierter ethnischer Strukturen in einer mul- 
tikulturellen Gesellschaft treffen sich bei- 
de. Der bisherige ideologische Kontext 
aber verfault neulinks wie neurechts. An- 
gesichts des dabei entstehenden atembe- 
raubenden Gestanks tröstet denn auch 
Ulbrichs vage Hoffnung nicht, „daß aus 
Mist über Vergärungsprozessen wertvolle 
Energie entstehen kann.“. Pe|er ßahn 

Zärtlich kreist die Faust 
Lutz Rathenow: Zärtlich kreist die Faust. 
Gedichte. Mit Grafiken von Sascha F. 
Juritz. Pfaffenweiler Presse, 1990, 64 S. 
Die Vorstellung, daß Poesie ihre Zeit und 
ihren Ort vollendet und wiedergibt, ist ein 
romantisches Vermächtnis. Doch lesen wir 
die Übersetzung eines alten chinesischen 
Gedichtes anders als ein zeitgenössisches 
amerikanisches. Unser Verständnis des 
kulturellen Kontextes bestimmt die Fragen 
und Erwartungen, mit denen wir an ein 
Manuskript herangehen. Seit der Öffnung 
der Berliner Mauer schlägt der Leser kein 
Buch aus der (ehemaligen) DDR ohne eine 
leichte Verwirrung auf: Ist dieses Buch 
nun ostdeutsch? Deutsch? Europäisch? 

»Zärtlich kreist die Faust«, eine neue 
Sammlung von Gedichten von Lutz Rathe- 
now, gehört in eine Tradition, die ich als 
osteuropäisch charakterisieren würde. Der 
sparsame Aufbau, die Verweigerung einer 
üppigen Gestaltung und der stoische Blick 
sind auch bei anderen DDR-Dichtern zu 
finden, die ihre Anregungen größtenteils 
aus slawischen Kulturen bezogen und zu 
deren wichtigsten Vertretern Johannes Bo- 
browski, Peter Hüchel, Heinz Cibulka und 
Kilo Lorenc zählen. 

Rathenow besingt rauhe Landschaften 
wie die eurasischen Ebenen. Zu den Bil- 
dern, die er wiederholt verwendet, gehö- 
ren Schnee, Herbstblätter und kahle 
Bäume. Als repräsentativ dafür mag »Das 
letzte Gedicht« stehen, wegen seiner Kürze 
hier vollständig wiedergegeben: 

„Ein störrischer Baum, / der nicht auf- 
blüht, / nicht eingeht, / der keine Neigung 
zeigt. / seinen Zustand zu ändern." 

Keine Spur mehr vom gelegentlichen 
Melodrama und von den schüchternen 
Wortspielen, die Rathenows erster Ge- 
dichtsammlung »Zangengeburt« einen 
Anflug von Befangenheit gab. 

Rathenow wurde früher vor allem als 
politischer Schriftsteller aus der DDR be- 
kannt. Es scheint paradox, daß er jetzt, in 
einer Zeit gewaltiger Umwälzungen, eine 
Sammlung von Gedichten veröffentlicht, 
die fast als Plädoyer für eine unpolitische 
Lyrik gelesen werden können. Man könnte 
darin Anzeichen von Desillusionierung se- 
hen, was die Gestaltung der Gesellschaft 
betrifft. Ich ziehe es vor, dieses Buch nur 
als Ausdruck von Skepsis zu verstehen. 
Skepsis auch gegenüber den euphorischen 
Schwärmereien, die jede revolutionäre 
Umgestaltung begleiten. Boria Sax 
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Einstieg in eine neue Phase der deutsch-polnischen Beziehungen 

Interview mit Hartmut Koschyk 

Der Sender „Radio Kattowitz“, der künftig jede Woche eine einstündige Sendung in deutscher Sprache ausstrahlt, sende- 
te im Juli — einige Tage nach der Unterzeichnung des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages — ein Interview mit 
dem inzwischen zurückgetretenen BdV-Generalsekretär Hartmut Koschyk (MdB). Das Gespräch, das vom Deutschland- 
funk in Köln aufgenommen wurde, dokumentiert eine Minderheitenposition innerhalb des Bundes der Vertriebenen. 



Herr Koschyk, der deutsch-polnische 
Vertrag über gute Nachbarschaft ist 
unterzeichnet. Wie werden Deutsche 
und Polen damit leben können? 
Hartmut Koschyk: Ich meine, daß der 
Vertrag einen Einstieg in eine neue 
Phase der deutsch-polnischen Bezie- 
hungen darstellt. Der Vertrag bildet 
den ersten Schritt, denn es wird dar- 
auf ankommen, jetzt so schnell wie 
möglich die einzelnen Elemente des 
Vertrages, d.h. die Zusammenarbeit 
auf allen Gebieten und vor allem auch 
den minderheitenrechtlichen Teil mit 
Leben zu erfüllen. Dann wird sich 
sehr schnell zeigen, wo Schwachstel- 
len bestehen, wo noch Lücken durch 
laufende Konsultationen und Gesprä- 
che bereinigt werden müssen. Ich mei- 
ne dies vor allem in Hinblick auf den 
minderheitenrechtlichen Tfcil. 

Welche Rolle kann Ihrer Meinung 
nach die deutsche Minderheit im Zu- 
sammenspiel zwischen Deutschen und 
Polen in der Zukunft spielen? 
Koschyk: Sie hat die klassische Funk- 
tion einer Brücke. Ich mache mir das 
Bild des Oppelner Bischofs Alfons 
Nossol zu eigen, der ja sowohl die 
oberschlesische Region als auch die 
dort lebenden Deutschen als eine 
Brücke zwischen Deutschen und Po- 
len bezeichnet hat. Ich glaube, daß die 
deutsche Minderheit in Schlesien und 
in den anderen Regionen jenseits von 
Oder und Neiße gegenüber ihren pol- 
nischen Mitbürgern ein Moment der 
Entkrampfung darstellt, gerade im 
Hinblick auf den Abbau von Vorurtei- 
len und Informationen über die Ge- 
schichte der Region, in der diese 
Menschen leben und nicht zuletzt 
über das Schicksal der Vertreibung 
und das eigene erfahrene Leid. Sie 
können zusätzlich durch ihre vielfälti- 
gen Kontakte eine Lobby für all dieje- 
nigen bilden, die sich in Deutschland 
für die deutsch-polnischen Beziehun- 
gen und für politische, wirtschaftli- 
che, soziale Stabilität in Polen 



engagieren. D.h. sie können auch als 
Lobby von beiden Seiten bei der Aus- 
gestaltung der Beziehungen zum östli- 
chen Nachbarn Polen herangezogen 
werden und Entscheidungsträger 
nicht vergessen, lassen beispielsweise 
durch deutsche Investitionen in den 
Gebieten, in denen Deutsche leben, 
die Region insgesamt zu stärken und 
damit einen Beitrag zum ökologischen 
und ökonomischen Neubeginn in Po- 
len zu leisten. 

Die Grenzdiskussion wird Ihrer Mei- 
nung nach nicht mehr weiter fort- 
gesetzt? 

Koschyk: Es wird darauf ankommen, 
daß die Politik den Menschen jetzt 
zeigt, so wie das Janusz Reiter einmal 
in einem Grußwort an eine lands- 
mannschaftliche Jugendorganisation 
zu einem Kongreß beschrieben hat, 
daß die Grenze bald nur noch eine Li- 
nie sein wird, die die Menschen nicht 
trennt, sondern die die Menschen ver- 
bindet. Aber da gibt es eine ganze Rei- 
he von Dingen, die nun beginnen. Ich 
nenne die grenzüberschreitende Zu- 
sammenarbeit der deutsch-polnischen 
Kommission, die besondere Zusam- 




Hartmut Koschyk 



menarbeit von Städten und Gemein- 
den im Grenzgebiet. Ich nenne das 
deutsch-polnische Jugend werk und 
ich nenne auch die bewußt gewollte 
Einbeziehung sowohl der dort leben- 
den Deutschen als auch der Vertriebe- 
nen hier in die deutsch-polnischen 
Beziehungen. Je mehr man die Men- 
schen einbezieht, je mehr all diese 
Projekte der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, der kulturellen Zu- 
sammenarbeit, das deutsch-polnische 
Jugendwerk, je mehr hier Fortschritte 
deutlich werden, desto mehr werden 
die Menschen begreifen, daß in der 
Ausgestaltung der Beziehungen zu Po- 
len und zu unseren östlichen Nach- 
barn im Sinne europäischer Normali- 
tät Grenzen keine Rolle mehr spielen, 
sondern die Menschen verbinden und 
nicht trennen sollen. Grenzfragen als 
solche werden überhaupt in den Hin- 
tergrund treten. 

Welche Bedeutung kann in einem sol- 
chen Zukunftsbild die deutsche Sen- 
dung in Kattowitz. also in einem 
polnischen Sender, eventuell erfüllen? 

Koschyk: Sie kann natürlich eine In- 
formationsbrücke von Deutschland 
für die dort lebenden Deutschen mit 
Informationen über die politische 
Wirklichkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland und über Fragen des 
deutsch-polnischen Verhältnisses dar- 
stellen. Ich glaube jedoch, daß sich ei- 
ne solche Sendung nicht nur an die 
dort lebenden Deutschen, sondern 
auch an die polnischen Mitbürger der 
dort lebenden Deutschen richtet, die 
die deutsche Sprache sprechen, die die 
deutsche Sprache erlernen. Wir erle- 
ben momentan einen Boom, eine 
enorme Nachfrage nach Möglichkei- 
ten, die deutsche Sprache zu erlernen, 
nicht nur bei der deutschen Minder- 
heit, sondern auch bei ihren polni- 
schen Mitbürgern. Hier können 
deutschsprachige Sendungen des Sen- 
ders Kattowitz einen sehr wichtigen 
Impuls setzen. 
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sowie der Landvolkbewegung. 
Hauptband (553 S.) und Ergän 
zungsband (129 S.), Ln., DM 89, 



Geschichte 



Deutsche 

Daseinsverfehlung 



Peter Bahn 
Druiden und Rebellen 

3000 Jahre keltische Geschieh' 
te und Kultur, 99 S., Pbck., 
DM 12,80 

Hans Rustemeyer 
Schwert und Strick 
Die Geschichte der Feme 
Femegerichte und ihre mittelal- 
terlichen Ursprünge. 

110 S., DM 19.80 



Ernst Niekisch 

Widerstand 

Aussatzsammlung aus der Zeit- 
schrift »Widerstand« mit Zeich- 
nungen von A.Paul Weber, 216 
S., Pbck., DM 23,80 



Uwe Sauermann 
Ernst Nielcisch und der 
revolutionäre Nationalismus 
Eine grundlegende Arbeit über 
den Vordenker der Nationalrevo- 
lutionäre, 458 S., Pbck., früher: 
DM 32,-, jetzt: DM 28.- 



Zeitgeschichte 



Paulus Buscher / Bündischer Ar- 
beitskreis Burg Waldeck 

Dokumentation »Cliquen und 
Banden von Widerstands- 
Schmarotzern« 

Wertvolle Hilfe zum Verständnis 
des wahren Widerstandes bündi- 
scher Gruppen während des 
Dritten Reiches, 20 S., brosch., 
DM 4,50 



Harro Schulze - Boysen 

Gegner 
von heute 
Kampfgenossen 
von morgen 



Emst Niekisch 

Hitler — 

ein deutsches Verhängnis 

Reprint von 1932 mit Zeichnun- 
gen von A.Paul Weber, 40 S., 
brosch., DM 8,- 



Hans Ebeling 

Reaktionäre — Rebellen 
— Revolutionäre 

Dokumentation über Jugend- 
bewegung und Bündische Ju- 
gend, hrsg. von Dirk Hespers, 
342 S., Pbck., DM 25,80 



Multikultopia 



National- 

bolschewismus 



herausgegeben von 
Stefan Ulbrich 
352 Seiten 
35 Abbildungen 
39,80 DM 
ISBN 3-927940-03-8 



Karl O. Paetel 

Sozial revolutionärer 
Nationalismus 

Reprint. Mit einem aktuellen 
Nachwort von Peter Bahn, 91 S., 
Pbck., DM 13,80 



gedanken zur multikulturellen gesellschaft machen sich: 



Wolfgang Venohr 

Stauffenbcrg 

Diese politische Biographie schil- 
dert den Lebensweg des Hitlerat 
tentäters vom 20.Juli 1944 
411 S., TB, DM 12,80 



heiner geißler (edu-präsidium) 8 anke martiny (spd- 
parteivorsland): alain de benoist (philosoph) & Irene runge 
tlüdlscher kulturverein): achmad von dentter ( islamisches 
kutturzentrum) 8 jürgen hatzenbichler (Journalist ). rolf kosiek 
(graberl-verlag) 8 brunhilde scheuringer (kultursoziologin uni 
Salzburg), robert sleuckers (grece) 8 beate Winkler (im stab der 
beauftragten der bundesregierung tür ausländerlragen )\ 
marcus bauer (publizist) 8 wolfgang lebrecht (product 
manager bei reemtsma/stuyvesant); Claus wolfschlag 
(Publizist) 8 im gemeinsamen gespräch: sos-rassismus contra 
Itf' nationalistische front. 



Politik & 
Zeitgeschehen 



Louis Dupeux 
Nationalbolschewismus 
in Deutschland 1919—1933 

Ein umfassender Überblick über 
die verschiedenen Gruppierun- 
gen der Weimarer Republik, ih- 
re Hauptakteure und ihre poli- 
tischen Vorstellungen, 496 S., Ln. 
früher DM 98. jetzt DM 49,80 



Muammar Al-Qaddaft 
Das Grüne Buch 
Nationale Unabhängigkeit, be- 
duinischer (antimarxistischer) 
Sozialismus und ein Modell di- 
rekter Demokratie sind die 
Grundlinien seiner politischen 
Lehre, 119 S.. Pbck., DM 12, — 
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Hans Rustemeyer 

Schwert und Strick — die Geschichte der Feme 
Dieses Buch bringt die Geschichte eines bis heute 
von Sagen und Lügen umwobenen Bundes, der wäh- 
rend des Interregnums, »der kaiserlosen, der schreck- 
lichen Zeit« (1254 
—1273), zum er- 
sten Mal von sich 
reden machte. 
»In Westfalen grif- 
fen die rechtli- 
chen Menschen 
zu dem verzwei- 
felten Mittel von 
Femegerichten, 
die bald auf ganz 
Deutschland 
Übergriffen.« (Jo- 
achim Fernau) 
Ein wenig be- 
kanntes, dafür 
um so spannen- 
deres Kapitel des 
Mittelalters findet 
seine Würdigung. 

110 S., Pb., zahlreiche Abbildungen DM 19,80 



Hans Hustemeyei 



SCHWERT UND 
STRICK 




Dl« Geschichte der Feme 

Vwi*g StvofMKl BobUm 



Vilfredo Pareto 
Ausgewählte Schriften 
Der Soziologe Pareto ist durch 
seine Abhandlungen ein Klassi- 
ker der »Theorie der Eliten«, 
490 S., TB, DM 19,80 

Günter Kießling 
Nato, Oder, Elbe? 

Modell für ein europäisches Si- 
cherheitssystem, 176 S., geb., 
DM 28,— 

Hellmut Diwald 
Deutschland, einig Vaterland 

Eine nüchterne Abrechnung mit 
dem verlogenen Umgang der 
Deutschen mit ihrer Geschich- 
te, 385 S., geb. 

DM 39,80 

Michael Wolffsohn 

Keine Angst vor Deutschland 

Wolffsohn, Sohn deutsch- 
jüdischer Emigranten, geht 
Ängsten vor einem starken 
Deutschland entgegen, 218 S., 
geb., DM 32,- 

Rolf Stolz 

Der deutsche Komplex 

Ein Buch über die Selbst- 
verleugnung der Linken, 
über Kollektivschuldvorwürfe, 
Verfassungspatriotismus und 
Westextremismus, 144 S., geb., 
DM 24,- 

Henning Eichberg 
Nationale Identität 
Entfremdung und nationale 
Frage in der Industriegesell- 
schaft, 196 S., Pbck., DM 9,80 



Uwe Backes / Eckhard Jesse / 
Rainer Zitelmann 
Der Schatten der Vergangenheit 
Impulse zur Historisierung des 
Nationalsozialismus. U.a. Bei- 
träge von Herbert Ammon, An- 
dreas Maislinger, Emst Nolte 
und Michael Wolffsohn, 650 S., 
geb., DM 68,- 

Stefan Ulbrich 
Gedanken über 
Großdeutschland 

Kontroverses Nachdenken über 
Deutschlands Zukunft, 250 S., 
Pbck., DM 32,- 

Stefan Ulbrich (Hrsg.) 

Multikultopia 

Eine aufsehenerregende Neuer- 
scheinung zum Thema multi- 
kulturelle Gesellschaft, 352 S., 
brosch., DM 39,80 

Rolf Winter 

Ami go home 

Eine der gründlichsten und 
schärfsten Abrechnungen mit 
den USA. Winter beschreibt die- 
sen Staat als durch und durch 
gewalttätig. 

213 S.. brosch., DM 14,80 
Rolf Winter 

Die amerikanische Zumutung 

Plädoyers gegen das Land des 
real existierenden Kapitalismus 
206 S., Tb., DM 12,80 

Vine Deloria jr. 

Nur Stämme werden überleben 

Indianische Vorschläge für eine 
Radikalkur des wildgewordenen 



Westens, 137 S., Pb., bisher DM 
15,—, DM 9,80 

Ortotz 

Baskenland — Vergangenheit 
und Zukunft eines freien Volkes 

142 S., Pb., DM 10,— 

Günther Nenning 

Die Nation kommt wieder 

Das linke Enfant terrible Nen- 
ning bricht wieder einmal Täbus 
der Linken: Zur Renaissance des 
Nationalstaats 
158 S., Tb., DM 14,80 

Bernard Willms / Paul Kleine- 
wefers 

Erneuerung aus der Milte 



Konzepte für die Neugestaltung 
Mitteleuropas als Beitrag für die 
europäische Zukunft 
415 S., Ln., DM 39,80 



Literatur 



Ernst Jünger 

Auf den Marmorklippen 

138 S., Ln., DM 39,80 

Sieghard Pohl 

extra muros 

Kurzprosa, Grafik, Malerei, 
Objekte, 161 S., Pbck., DM 28,- 
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Traum von einer 



„Wenn die Blattmacher der Großverlage kamickelhaft neue Organe 
wie Schöner Radeln, Herz und Hund oder Digest der Börsenmoral 
gebären, dann hat das zwar viel mit Gewinn und Freizeit, aber nichts 
mehr mit Politik und Kultur zu tun. Die JUNGE FREIHEIT ist in 
manchem der Gegenpol solcher Blattmacherei." 

CASPAR VON SCHRENCK-NOTZTNG, 

Herausgeber der Zeitschrift Criticön 

„Journalistisch widerlegt die JUNGE FREIHEIT die Meinung, die 
Rechte sei bloß imstande, schwergewichtige Meinungs-Zeitschriften zu 
Produzieren. Sie ist eine richtige Zeitung, locker vom Hocker und stets 
auf der Suche nach (von anderen verschwiegenen) Nachrichten.“ 
ARMIN MÖHLER, Schriftsteller 



„Die JUNGE FREIHEIT erwies sich in den vergangenen Jahren ohne 
Zweifel als eine große Bereicherung im politischen Blätterwald 
Deutschlands. Ihr Erfolg ist nur auf dem Hintergrund einer Renaissan- 
ce des konservativen Denkens zu erklären, einer Renaissance, zu der 
diese Zeitung zweifellos beigesteuert hat.“ 

GÜNTER ROHRMOSER, Universitätsprofessor 



„Die JUNGE FREIHEIT ist eine Zeitung, die ich immer sehr gerne 
lese, obgleich sie der Tagespolitik - zweifellos fundiert und objektiv 
viel Platz einräumt, was nicht immer mein Hauptinteresse ist.“ 
ALAIN DE BENOIST, 

Chefredakteur der französischen Zeitschrift Nouvelle fccole 



„Es ist wichtiger - und die Zeitungsmacher der JUNGEN FREIHEIT 
haben das offenkundig erkannt - inhaltlich Fraktur zu reden als lahme 
Inhalte in Fraktur zu drucken, und ein pfiffiges Layout fällt eben nicht 
schon der Ächtung anheim, weil es a) auch bei den Linken beliebt und 
b) kein teutsches Wort ist.“ 

ANSGAR GRAW, Journalist 



„Wer vor wenigen Jahren einer konservativen Zeitung, deren Credo 
nicht Demutsbezeugungen und Lobhudeleien gegenüber den 
C-Parteien gewesen wäre, Erfolg vorausgesagt hätte, dem wäre 
zumindest ein erheblicher Mangel an Realismus vorgeworfen worden. 
Die JUNGE FREIHEIT hat bewiesen, daß ein rebellisch-konservativer, 
rionkonformistischer, zuweilen frech-antiautoritärer Stil gerade wegen 
der provokanten Respektlosigkeit gegenüber den Gralshütem des eta- 
blierten Konservatismus eine publizistische Chance hat.“ 

SIEGFRIED BUBLIES. Verleger 

„Die JUNGE FREIHEIT ist eine interessante Lektüre, weil sie zeigt, 
wie scheuklappenhaft und tabubeladen die vorherrschende Berichter- 
stattung und Kommentierung in den deutschen Medien sind." 

ALFRED MECHTERSHEIMER, Friedensforscher 



,£s beeindruckt mich immer wieder, mit welcher Festigkeit die 
JUNGE FREIHEIT brisante politische Themen angeht. Dabei scheut 
sie sich nicht, des öfteren geradezu 'gegen den Strom zu schwimmen' 
In guter Weise bezeugt sie, daß kritische Kommentierungen auf 
konservativer Basis auch in der heutigen Zeit bitter notwendig sind.“ 
BERNHARD FRIEDMANN, ' 

Präsidiumsmitglied des Europäischen Rechnungshofes 
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Name; 



Vorname: 



Jetzt in ganz Deutschland und Österreich im Zeitschriftenhandel 



Straße; 




Aktuelles aus 
Politik und Zeitgeschichte 




»Dieses Buch scheut keine Konfrontation. Der 
Heldentod auf dem Schlachtfeld kommt hier 
nicht im Glorienschein daher. Von überra- 
schender Intensität sind die zahlreichen Farb- 
fotos, die als Dias in Schubladen und Kartons 
bisher nur der persönlichen Erinnerung einzel- 
ner gedient hatten. Man kann das Buch nicht 
ohne Erschütterung aus der Hand legen.- 

Frankturter Allgemeine Zeitung 
Paul Carell Unternehmen Barbarossa Im 8lld 
466 Seiten, gab.. DM 48.- • Ullstein 



Paul C.Martin 




So verschleudern sie 
unserGeld 




Alles deutet darauf hin, daß der über fünfzig 
Jahre andauernde Ost-West-Gegensat 2 zu 
Ende geht. Der Kommunismus hat seine Anzie- 
hungskraft in der Welt verloren und Ist selbst 
in der UdSSR in eine schwere Krise geraten. 
Wo immer er die Macht eroberte, ist er keinem 
seiner Ideale auch nur nahegekommen. 

Ferdlnanfl Otto Miksche 

Das Ende der Gegenwart 

320 Seiten, geb„ DM 38,-- • Hering 



D E l T S C H E 
GESCHICHTE 




Von der Germanenschlacht im ersten Jahrhun- 
dert bis zu den ersten gemeinsamen deutschen 
Wahlen im Dezember 1990: deutsche Ge- 
schichte In Wort und Bild, spannend erzählt, 
eindrucksvoll illustriert. 



Hellmuth Günther Oahms 

Deutsche Geschichte im Bild 

352 Seiten, 1 10 larbige und 430 elnf. Abb.. 
OM 39,95 - Ullstein 



WirtschaftsvralHg lanw3FM0lkr/Hertiig 



Sobald irgendwo eine offene Rechnung 
präsentiert wird, ruft der Kanzler zwang- 
haft: »Zahlen!« Und so geben wir Geld 
für Europa, die Dritte Welt, die Sanie- 
rung Rußlands, dem vom Golfkrieg ge- 
beutelten Haushalt von Präsident Bush. 
Riesig klafft die Lücke zwischen Aus- 
gaben und Einnahmen. Paul C. Martin 
analysiert messerscharf, was wir be- 
zahlen können — und was nicht. 



Paul C. Martin • Zahlmeister Deutschland 

So verschleudern sie unser Geld 

240 Seiten. geb„ DM 32, — Wirtschaftsverlag 




spione 

AGENTEN 

SOLDATEN 

Geheime Kommandos 
im Zweiten Weltkrieg 

Herbig 



Dieses in 13 Sprachen übersetzte, zeilge- 
schichlliche Dokumentarwerk berichtet über 
geheime Kommandounternehmen und Spio- 
nageaktionen während des 2. Wellkrieges. Das 
Buch basiert auf der gleichnamigen Fernseh- 
serie, die beim IX. Internationalen TV-Festival 
in Münte Carlo mit dem eisten Preis ausge- 
zeichnet wurde. 

Janusz Piekalkiewicz Spione • Agenten- Soldaten 

528 S. mit 856 s/w-Abb., geb„ DM 29,80 - Herbig 




Was wird aus der evangelischen Kirche? Die hohe Zahl der 
Kirchenaustritte in Ost und West signalisiert das Ende der 
»Volkskirche«. Das Buch analysiert und dokumentiert den 
dramatischen Prozeß einer Selbstzerstörung und zeigt 
Wege zum Überleben. 

Jens Motschmann • So nicht, Herr Pfarrer! 

336 Seiten, geb., DM 39,80 • Ullstein 
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